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ie Herdanschlüsse der Küchen 


Wilhelm Strahringer, Darmstadt*) DK 621.365: 621.3.036.52 (43) 


Die eigentliche Aufgabe, die sich der Verfasser stellt, besteht darin, sichtbar zu machen, welche An- 
schlußmöglichkeiten für Elektroherde, Gasherde und Kchlenherde in den Normalwohnungen im Bun- 
desgebiet vorhanden sind. Als Unterlage diente das Ergebnis einer Wohnungserhebung des Statisti- 
schen Bundesamtes, die in 1%, aller Haushalte im Frühjahr 1960 durchgeführt wurde. 


ügemeinss Vor allern ist festzustellen, daß die amtliche Statistik die 
m Frühjahr 1960 führte das Statistische Bundesamt im (Gemeinden nach den in Zahlentafel 1,1 wiedergegebenen 
Meszebiet in 1%, aller Haushalte eine Wohnungser- Größenklassen gliedert. Wie sich die Wohnungen insgesamt 
mnz durch, bei der Fragen beantwortet wurden, die für und wie sich Miet- und Eigentümerwohnungen im Bundes- 
Energiewirtschaft recht bedeutsam sind. Es handelt sich 

ann die Anschlußmöglichkeiten der Küchen oder Zahlentafel 1,1. Die Gemeindegrößenklassen 
Amischen von Normalwohnunzen für Elektroherd, Gas- 
und Kohlenkerd. Da die Erhebung nach Ländern ge- | Gemeinde- 


ist, Vi se wertvolle Schlüsse auf die im Bereich |  größen- Einwohnerzahl der Gemeinde 
Energieversorgung der Wohnungen in den einzelnen klasse 


herrschen den C epfiogen] heiten zu und vermag da- 


das Planen und die Werbearbeit der Energiewirtschaft | 1 | bis unter 2000 
infiussen. Die ee der Erhebung wollen frei- | 2 | 2 000 bis unter 5000 
1 mancher Hinsicht nit Vorsicht gedeutet werden, | 3 | 5 000 bis unter 10 000 
Be ars Stichproben entstanden sind und weil das Aus- 4 ‚ 
=> 4 | 10 000 bis unter 20 000 
ter] in vielen Fällen doch recht uneinheitlich ist. ;; | e > e 
a, r AD: eier ae 3 | 20 000 bis unter 50 000 
ea mr Cd daran e ine 26 > Ad Le I 3 Pe y 6 | 50 000 bis unter 100 000 
edenartise Wohnstruktur haben, ihre statistischen 
#6 aber in einen „genenssrmen Topf” liefern, in dem 7 100 000 bis unter 500 000 
Herkunft verlorenzeht. % 500 000 und mehr 


W Verlockung liegt nahe, die Anschlußmöglichkeiten 
Zen an use gleichzusetzen. Bo sehr Energie- 
schaft und Haushaltgeräte-Industrie Wert darauf le- „ebiet (ohne Saarland und Berlin) auf die ea 
nach Energ; arten untertäilte Lahlen über die ange- Yjassen verteilen, ist aus Zahlentafel 1,2 ersichtlich [2]. 
Smenen Herde zu erhalten, die Veröffentlichung des Dabei gilt nach der Definition des ER Bundes- 
islischen, Bundeasnt tes [1] bringt nur über die Anschluß- mts als Wohnung in der Regel die Gesamtheit der Räu- 
lehkeiten Aufschluß. Dies legt ın der Natur einer Woh- me, die der baulichen Anlage nach zur Unterbringung eines 
u ung. Lwischen den Anschlußmöglichkeiten für Haushalts bestimmt ist und folgende Merkmale aufweist: 
Be und den angeschlossenen Herden besteht aber im- 
Bin ein Zusammenhang. Es fragt sich nur, wie weit man 
"ihn zahleumäßige Verrautungen anstellen darf, ohne 

ihe zu laufen, unterzulegen statt auszulegen. Man geht 
| fehl wenn man di gerung zieht, daß 
r Herde nicht anzeschlossen sein können, als Anschluß- Mietwohnungen sind alle Wohnungen, die sich nicht 
lichkeiten vorhanden sind. Insofern stellen die ermittel- im Eigentum des Wohnungsinhabers befinden. 


nt I or erhot en Kora (po 7, 
Zahlen für den Zeitpunkt ihrer Erhebung obere Grenz Eigentümerwohnungen sind vom Eigentümer in sei- 
dar. Wie weit aber die Zahl der wirklich angeschlos- nem Gebäude bewohnte Wohnungen sowie solche, die im 


3 Herde unter der Zahl der Anschlußmöglichkeiten igentumsrecht erworben (gekauft) und als solche im 
„ darüber lassen sich nur V m anstellen. W0 Grundbuch eingetragen wurden. 
eechtigt erscheinen, sollen sie gewagt werden. 


l.eine bauplanmäßig vorgesehene Küche oder Koch- 
nische, E 

2.einen eigenen Wohnungseingang unmittelbar vom 
Treppenhaus oder von einem Vorraum oder von außen hat. 


? Die Spalten 3,3 und 4,3 in Zahlentafel 1,2 sowie Bild 
er Brracheuz B: der Zahlen seien ei ige Feststellungen 1,3 geben über die nach Gemeindegrößenklassen gegliederte 
Sundlegenden Gliederung des Btofigebietes vorausze-  Aufteilungen der Wohnungen in Miet- und Eigentümerwoh- 
1% nung Auskunft. Wichtigstes Merkmal der Gliederung: Auf 
Prost. Dip Ing. W. Btrakringer iss Vorsitzer des Vorstands dem Wege vom Dorf zur Großstadt steigender Anteil der 
lessischen Klktrizitäts AG. Mietwohnungen und entsprechend abnehmender Anteil der 
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Zahlentafel 1,2. Die Wohnungen!) im Bundesgebiet (ohne Saarland und Berlin) nach Ge- ! besonderen gibt dieses Bild in 
meindegrößenklassen; behelfsmäßig hochgerechnete Ergebnisse der Ein-Prozent-Zusatz- 
erhebung der Wohnungsstatistik 1956/57 


Mietwohnungen Eigentümerwohnungen 
bezogen auf bezogen auf 
die Zahl die Zahl 
Gemein- der der 
de- Wohnungen Miet. | Woh- Eigen | Woh- 
größen- insgesamt woh- | nun- tümer-| nun- 
Elnsse nun- | gen woh- | gen 
gen |insge- nun- |insge- 
h samt gen | samt 
Anzahl YA Anzahl 9 .s Anzahl Sn % 
1 2,1 2,2 ER 4,1 42 | 43 
l 2 799 000 | 22,4 921 400| 11,8 | 32,9 1 877 600 | 40,2 | 67,1 
2 1487 200 | 11,9 703 600 9,0 | 47,3 783 600 16,8 | 52,7 
3 1 113 600 8,9 640 200 8,2 | 57,5 473 400 10,1 | 42,5 
4 953 800 7,6 616 000 7,9 | 64,6 337 800 7,2 | 35,4 
5 1 195 900 9,6 869.900 | 11,1 | 72,7 326 000 7,0 | 27,3 
6 789 300 6,3 630 900 81210799 158 400 3,4 | 20,1 
7 2 045 000 | 16,4 1 705 500 | 21,8 | 83,4 339 500 7,3. | 16,6 
8 2120 000 | 17,0 1 747 900 | 22,3 | 82,4 372 100 8,0 | 17,6 
Bundes- 
gebiet 12 503 800 | 100,1 7835 400 |100,2 | 62,7 4 668 400 |100,0 | 37,3 


!) Nur Wohnungen mit auswertbaren Angaben über die Anschlüsse an die öffentlichen 


Versorgungsnetze (12 503 800) von insgesamt 12 690 800 Wohnungen) 
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Wohnungen in Millionen —— 


Bild 1,2. Die Wohnungen in normalen Wohngebäuden im Bundes- 
gebiet (ohne Saarland und Berlin) nach Gemeindegrößenklassen 


Eigentümerwohnungen. Mit Rücksicht darauf, daß im 
Hauptteil dieser Arbeit die in den einzelnen Ländern gelten- 
den Verhältnisse dargestellt werden, sei hier mitgeteilt, wie- 
viele Mietwohnungen und wieviele Eigentümerwohnungen 
bei der eingangs erwähnten Ein-Prozent-Erhebung in den 
einzelnen Ländern festgestellt worden sind. Dies geschieht 
in Zahlentafel 1,3 und durch Bild 1,3. Bei der Zählung 
wurden unter Normalwohnungen Wohnungen in norma- 
len Wohngebäuden und in Nichtwohngebäuden mit norma- 
ler Küche oder Kochnische verstanden. Kellerwohnungen 
und Wohnungen im Dachgeschoß sowie in Notwohngebäu- 
den wurden ausgenommen. 

Bei der länderweisen Gliederung der Zahlentafel und des 
Bildes ist nach fallendem Prozent-Anteil der Mietwohnun- 
gen an der Gesamtheit der Wohnungen geordnet worden 
(siehe Spalte 3,2 der Zahlentafel 1,3). 

Schließlich sei noch mitgeteilt, wieviele Wohnungen an 
die öffentlichen Gasversorgungsnetze angeschlossen sind. 
Das geht aus Zahlentafel 1,4 und Bild 1,4 hervor. Im 


schaulicher Weise die beiden w 
tigsten Tatsachen wieder, daß 
Zahl der Gasanschlüsse von eir 
verschwindend kleinen Ausgar 
wert mit steigender Gemeindegr 
stark wächst, daß aber anderers 
der Prozentsatz der Eigentün 
wohnungen, die sich des Gases 
dienen, unter dem für die Miet 
nungen geltenden Prozentsatz li 
Nun noch einige konkrete 
merkungen zu dem folgenden ' 
der Arbeit: Während die in [1] 
nannte Veröffentlichung des $ 
tistischen Bundeamtes, auf die: 
diese Abhandlung im wesentlie 
stützt, nur absolute Zahlen bru 
arbeitetdie vorliegende Auswert 
in erster Linie mit Prozentzah 
Dies gibt einen guten Gradme 
und erleichtert das Vergleiel 
Außerdem sind die amtlichenZ 
len in der hier vorgelegten Arbei 
vielen Fällen zu besonders ausse 
kräftigen Gruppen zusammeng« 
gen worden. 


Da die Erhebung des Stati 
schen Bundesamtes die erste il 
Art ist, bringt sie nur eine „, 
mentaufnahme‘“. Aus dieser auf 


Entwicklungsrichtung zu schließen, ist daher bis zu ein 
gewissen Grade gewagt. Immerhin darf behauptet werd 
daß sich manche Einzelheit aus der Struktur der hir 
den Ergebnissen stehenden Energieversorgungsuntern 


men erklärt. 


Zahlentafel 1,3. Die Wohnungen in normalen Wohngebäudeı 
den Ländern der Bundesrepublik und im Bundesgebiet (0 
Berlin); behelfsmäßig hochgerechnete Ergebnisse der Ein-l 
zent-Wohnungserhebung 1960 


Land 


Hamburg 


Nordrhein- 
Westfalen 


Bremen 


Schleswig- 
Holstein 


Nieder- 
sachsen 


Hessen 
Bayern 


Baden- 


Württemberg 


Saarland 


Rheinland- 
Pfalz 


Bundesgebiet 
(ohne Berlin) 


NE Miet- Eigentümer 
ar wohnungen wohnungen 
insge- 

gramf Anzahl 9% Anzahl | 

ul 3,2 4,1 
491000 407 000 | 82,9 84 000 

3814600 | 2 641 600 |69,2) 1173 000 
201700 138 400 | 68,6 63 300 
582100 348 100 | 59,8 234 000 

1495 200 843 700 | 56,4 651 500 

1207100 632 000 | 52,4 575 100 

2253100| 1162 100 |51,6| 1091 000 

1965900 | 1005 100 |51,1 960 800 
306 800 134 800 |43,9 172 000 
867000 357 500 | 41,2 509 500 

13184500 | 7670 300 |58,2| 5 514 200 |4 
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„ Wohnungen ın Millionen —— 


* 1,3. Die Wohnungen in normalen Wohngebäuden in den 
“lern der Bundesrepublik und im Bundesgebiet ohne Berlin 


ı entafel 1,4. Die Wohnungen nach Anschlüssen an die öffent- 
"n Gasversorgungsnetze im Bundesgebiet (ohne Saarland 
“ Berlin) nach Gemeindegrößenklassen; behelfsmäßig hoch- 
“hnete Ergebnisse der Ein-Prozent-Zusatzerhebung der 
Wohnungsstatistik 1956/57 


3 Von den Wohnungen sind an die öffentlichen 
vn Gasversorgungsnetze angeschlossen: 
Ip: Wohnungen Miet- Eigentümer- 
n- insgesamt wohnungen wohnungen 
E> Anzahl | % Anzahl % Anzahl 9, 
1 2,1 2,2 3,1 3,2 4,1 4,2 
1 58 600 | 2,1 23 800 | 2,6 34 800 | 1,9 
2 161 400 | 10,9 79 800 | 11,3 81 600 | 10,4 
3 343 300 | 30,8 214 200 | 33,5 129 100 | 27,3 
t 499 600 | 52,4 327 300 |53,1 172 300 | 51,0 
5 786 800 | 65,8 582 600 | 67,0 204 200 | 62,6 
3 579 500 | 73,4 468 500 | 74,3 111 000 | 70,1 
1 587 100 |77,6|) 1353 100 | 79,3 234 000 | 68,9 
1 580 400 |74,5| 1357 100 | 77,6 223 300 | 60,0 
5 596 700 |44,8| 4 406 400 |56,2| 1 190 300 | 25,5 
en ne ee 


Mietwohnungen 


fr TE + 1E 


alle Wohnungen 
—- —t _ 


1027037747235 75.6 
"") Gemeindegrößenklasse 


78 
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Bild 1,4. Die an Gas 
angeschlossenen 
Wohnungenim Bun- 
desgebiet (ohne Saar- 
land und Berlin)nach 
Gemeindegrößen- 
klassen 


Die eigentliche Aufgabe, die sich dieser Aufsatz in erster 
Linie stellt,nämlich sichtbar zu machen, welche Anschluß- 
möglichkeiten fürHerdeindenNormalwohnungen 
im Bundesgebiet vorhanden sind, sollnun an Hand der 
umfangreichen Zahlentafel 1,5 sowie vieler aus ihr ent- 
wickelten zeichnerischen Darstellungen behandelt werden. 
Dem aufgeschlossenen Leser hat jede einzelne Zahl der um- 
fangreichen Tabelle und jede Säule der bildlichen Darstel- 
lungen etwas zu sagen. Er möge sich nach Gutdünken mit 
dem Zahlenwerk und mit den Zeichnungen befassen. Unsere 
Darstellung muß sich aus Brtngtlinden auf einige wenige 
Beme rkunge n zu besonders auffälligen Wahrnehmungen 
be schränken. 


2. Der Elektroherd 


Bei dem Zahlenwerk und der ihm folgenden zeichneri- 
schen Darstellung geht es — wie nochmals betont sei und 
wie übrigens sinngemäß auch bei den später behandelten 
anderen Herdarten — nicht um die angeschlossenen Elek- 
troherde, sondern um die Anschlußmöglichkeit für einen 
Elektroherd. Die Anschlußmöglichkeit ist in der amtlichen 
Darstellung freilich nicht eindeutig definiert worden. Man 
möchte annehmen, daß darunter eine technische Ausstat- 
tung der Küche oder Kochnische verstanden wird, die das 
Anschließen eines Dreiplatten-Elektroherdes ohne Ändern 
der elektrischen Wohnunsgsinstallation erlaubt. Eine An- 
schlußmöglichkeit über eine Steckdose (für Zweiplatten- 
Herd mit Leistungsbegrenzung durch Verriegelung) ist 
offenbar nicht gemeint. 


Bild 2 (nach den Zahlen von Spalte 7 der Zahlentafel 
1,5) ist schon sehr aufschlußreich!). Es macht deutlich, daß 
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Nordrhein-Westfalen = 


Schleswig-Holstein 


Rheinland-Pfalz 


Hessen 
Hamburg 
Niedersachsen 
Bundesgebiet 


Bild 2. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektroherd 
überhaupt 


1) Hier, wie in allen folgenden Bildern, sind die Länder 
nach fallenden Werten des für die Gesamtheit ihrer Wohnungen 
jeweils ermittelten Merkmals geordnet (dunkle Säule am lin- 
ken Rand des Länderfeldes). Bei jedem Lande gibt die mittlere 
Säule (grober Punktraster) den für die Mietwohnungen, und die 
rechte Säule (feiner Punktraster) den für die Eigentümerwoh- 
nungen ermittelten Merkmalswert wieder. 
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in rd. 45%, aller Wohnungen eine Anschlußmöglichkeit für 
einen Elektroherd besteht. Vor allem aber zeigt es, daß in 
allen Ländern und damit auch im Bundesgebiet im Schnitt 
der Prozentsatz der Küchen mit Anschlußmöglichkeit für 
einen Elektroherd bei den Eigentümerwohnungen größer 
ist als bei den Mietwohnungen. In bezug auf die Anschluß- 
möglichkeit für Elektroherde liegt also das Ausstattungs- 
niveau der Eigentümerwohnungen über dem der Mietwoh- 
nungen. 


Die Höhe des Prozentwertes der Anschlußmöglichkeiten 
selbst wird durch Siedlungsstruktur, Versorgungsstand und 
Versorgungspolitik beeinflußt, wobei freilich die Auswir- 
kung dieser drei Komponenten nicht immer getrennt spür- 
bar ist. Auch die Gasversorgungsverhältnisse spielen hier 
entscheidend mit. 


Beachtenswert ist, daß in sechs der insgesamt zehn Län- 
der mehr als 50% der Küchen der Eigentümerwohnungen 
einen Anschluß für einen Elektroherd haben. Bei den Miet- 
wohnungen wird dieser Prozentsatz freilich in keinem ein- 
zigen Lande erreicht. 


Vielsagend ist auch der Vergleich zwischen Hamburg und 
Bremen. Im erstgenannten Lande werden Strom und Gas 
von zwei verschiedenen Gesellschaften geliefert, im zweit- 
genannten liegt die Energieversorgung in der Hand eines 
Querverbundunternehmens. Im ersten Falle ist der Anteil 
der Elektroherd-Anschlüsse hoch, im zweiten niedrig. 


2,1 Elektroherdallein (Zahlentafel 1,5 
Bild 2,1) 

Beim Stadtstaat Hamburg, aber auch beim Stadtstaat 
Bremen fällt sowohl im Bereich der Mietwohnungen als 
auch der Eigentümerwohnungen ein verhältnismäßig hoher 
Prozentsatz der Anschlußmöglichkeiten für einen Elektro- 
herd allein auf. Er spricht für einen hohen Anteil von Woh- 
nungen mit Zentralheizung oder Etagenheizung. 


‚ Spalte 3, und 


Mietwohnungen 
H—— 
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Bild 2,1. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektroherd 
allein 


2,2 Elektroherd und Gasherd (Zahlentafel 1,5, 
Spalte 4, und Bild 2,2) 


Der Anteil der mit Zentralheizung oder Etagenheizung 
ausgerüsteten Wohnungen, deren Küchen eine Anschluß- 
möglichkeit für einen Elektroherd und einen Gasherd ha- 
ben, ist recht unbedeutend. Er ist aber in den beiden Stadt- 
staaten größer als in den anderen Ländern. 
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Bild 2,2. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektr 
und Gasherd allein 


2,3 Elektroherd und Kohlenherd (Zahlentafe 
Spalte 5, und Bild 2,3) 


Weniger als 25% der Mietwohnungen, aber über 40° 
Eigentümerwohnungen haben im Schnitt Anschluß 
lichkeiten für Elektroherd und Kohlenherd. Das Verh: 
ist fast 1:2. Bei einzelnen Ländern ist der Gegensatz 
schärfer ausgeprägt. Er kann nicht nur auf dem Unters 
zwischen Stadt und Land beruhen. Sonst sähe das Bi 
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Bild 2,3. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektr 
und Kohlenherd allein 


Hamburg anders aus. Im allgemeinen dürfte die Verte 
aber doch durch den Umstand bestimmt werden, daß i 
Stadt die Mietwohnungen und das Gas, auf dem Lan« 
Eigentümerwohnungen und der Elektroherd vorherrs 
Daß Bremen und Hamburg die geringsten Anschluf 
lichkeiten für Elektroherd und Kohlenherd haben, da 
Beweis für diese Auffassung gewertet werden. 


2,4 Elektroherd, Gasherd und Kohlenherd (Za} 
tafel 1,5, Spalte 6, und Bild 2,4) 


|Die Prozentsätze der im Untertitel genannten Anst 
möglichkeiten sind nicht bedeutend. Im übrigen sei a 
später zu Bild 5 gemachten Bemerkungen verw iese 
treffen auch auf Bild 2,4 zu. 
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ıtafel 1,5. Die Anschlußmöglichkeiten für Herde in Normalwohnungen mit Küche oder Kochnische für die Länder der Bun- 


desrepublik (ohne Berlin); Ergebnisse der Ein-Prozent-Wohnungserhebung 1960 


Küche oder Kochnische der Wohnungen war ausgestattet mit Anschluß für 


a Elektroherd | Gasherd Elek- | Gas- 
n\ troherd) herd 
Elek- und und 
Bdel- troherd er Do Koh- 
won energie.) Und | yena | Jen je 
nun- ' 1erc = 
Na über- e herd | und und über- 
gen Gas- über: haupt allein A viel- viel- Koh- haupt 
herd und 2 R ; len- ohne 
R und haupt : - vie]- | leicht | leicht 
ins- AS: und 7 und allein | Koh- 2 herd Herd- 
allein = Koh- > leicht | auch | auch i 
ge- Gas- lan: Koh- len- Arch Gas- Elek- allein an- 
>> samt!) herd Herd et herd Kohlen-! herd |troherd schluß 
. 2 Summe Summe) Summe | herd |Summe |Summe Summe 
i 3 bis 6 4+6 3+4 5+6 6+9 5+6 
+8 | 268 al Neir +9 
Ge +9 Summe! von von +15 
4+6 | Spalte | Spalte 
.. 7 10 
1 2 3 WIRT 6 7 8 9 10 11 12 13 | ı4 151 >18 
Mietwohnungen?) 
are 4 070 17,8 4,4 13,0 10,1 45,4 11,8 41,6 68,0 34,0 14,5 51,1 76,1 Er 65,9 
ein- 
astfalen 26 416 2,6 a Br 23,3 18,4 45,9 3,0 37,1 60,3 7,3 20,1 90,6 92,1 13,9 92,6 0,1 
men 1384 9,2 3,4 7,3 5,9 25,7 18,3 54,9 82,4 30,9 9,2 51,1 73,7 1,0 69,1 0,1 
leswig- 
stein 3481 6,1 2,3 18,5 6,2 27,1 14,9 45,0 68,5 22,83 8,6 1257 74,8 13,0 77,6 0,1 
ersachsen 8437 2,8 1%, 25,9 6,8 87.3 8,5 38,4 55,4 13,0 8,6 87,8 81,6 15,7 86,9 0,1 
‚ern 11 621 2,6 0,7 25,3 72 35,8 4,4 42,0 54,4 7,8 7,9 90,6 90,5 17,6 92,0 0,2 
sen 6 320 2,8 1,6 25,1 9,8 39,3 7,2 44,7 63,4 11,6 11,4 88,8 86,0 8,7 85,7 0,1 
en- 
temberg | 10 051 2,6 1,3 26,2 10,5 40,6 6,9 43,1 61,9 10,8 11,9 90,4 86,7 9,3 8 0,1 
i 1 348 0,3 1,0 15,1 7,6 23,9 2,b 59,6 70,6 3,8 8,5 94,7 95,1 13,8 9 0,2 
nänd- 
\ılz 3575 1,3 1,0 25,1 10,7 38,1 2,2 48,0 61,9 4,5 Ir 93,8 94,8 13,7, 0,1 
des- 
blik 
üe Berlin) 76 703 3,6 1,7. 23,1 11,4 40,2 5,9 41,2 60,7 11,2 13,6 87,0 87,5 12,5 
Eigentümerwohnungen?) 
‚burg s0| 95]1 64] 234 92] 005] 13,8] 233] 5237| sos| 1565| 571] eL6|l 24 
in- 
‚(stfalen 11 730 3,9 1,9 40,5 11.2 57.5 3,3 21,0 87,3 9,0 13,1 90,0 86,2 18,1 
Jen 633 8,8 5,7 11,8 5,5 31,9 20,2 45,7 77,1 34,8 11,2 54,5 66,4 2,2 
N 2swig- 
“stein 2 340 5,0 1,8 33,3 5,2 45,3 5,9 25,9 38,8 12,7 7,0 85,0 80,3 22,8 
ersachsen 6515 3,1 0,9 44,7 4,8 63,5 3.1 17,9 26,7 71 5,7. 92,5 84,9 25,3 
rn 10 910 2,4 0,4 38,8 8,5 45,2 1,8 14,1 19,8 4,6 4,0 93,8 88,7 38,6 
en 5 751 2,1 0,7 50,7 5,5 59,0 2,3 22,7 31,2 6,1 6,2 95,2 90,3 16,0 
tttemberg 9 608 2,4 0,9 46,5 5,1 54,9 2,7 21,9 30,7 6,0 6,0 94,0 88,0 20,4 93,9 0,1 
and 1 720 1,0 0,3 39,9 5,6 46,9 1,9 38,5 46,4 3,3 5,9 97,0 95,1 12,6 96,6 — 
land- 
N 5 095 1,8 057 46,2 4,8 53,4 1,3 26,2 33,0 3,8 5,4 95,4 93,9 18,8 96,0 0,2 


‘burg 4 910 | 4, 18,2 710,0. 48,017 12,2 
* rhein- 
itfalen 38 146 Sl 
Sen 2017 18,9 
"u swig- 

stein 5821 11,3 
rsachsen 14 952 6,1 
m 22 531 3,2 
In 12 071 4,9 
ttemberg 19 659 4,9 
Sa nd 3 068 2,2 
“hland- 

32 8 670 1,7 
"H88- 
 lik 


{0 Berlin) 131 845 3,4 


38,5 65,4 35,0 14,7 52,4 74,1 1,3 65,0 === 
32,2 53,2 7,8 17,9 90,4 90,8 15,2 92,1 == 
52,0 80,8 32,1 9,9 52,3 71,5 1,4 67,9 — 
37,3 56,5 18,5 7,9 79,2 76,3 16,9 81,5 == 
29,5 42,9 10,5 7,3 90,3 82,5 19,9 89,4 0,1 
28,5 37,6 6,3 6,0 92,3 90,0 27,7 93,4 0,3 
34,2 48,0 8,5 8,9 92,5 87,4 12,2 91,4 == 
32,7 46,6 8,5 9,0 92,4 87,1 14,7 91,4 0,1 
47,8 57,0 3,5 Ze 96,4 95,1 13,1 96,3 0,1 
35,2 44,9 4,1 8,0 94,9 94,4 15,9 95,7 0,1 

48,5 9,5 11,0 89,4 87,3 16,9 90,3 0,1 


=. wirkliche Zahl der Wohnungen ist das 100-fache der angegebenen Zahlen. 


7 Zahlen der Spalten 3 bis 17 sind in Prozent angegeben. 


' Gasherd 

Jentafel 1,5, Spalte 10, und Bild 3) 

Gegenstück zu Bild 2 haben hier, auf Miet- und Ei- 
"ujaerwohnungen insgesamt bezogen, etwas mehr Woh- 
“Uı (48,5%) einen Anschluß für einen Gasherd, als 
“ıngen mit einem Anschluß für einen Elektroherd vor- 
Sısind (45,5%). Im Gegensatz zu den für den Anschluß 
\lektroherden geltenden Verhältnissen verfügen weit 


mehr Mietwohnungen als Eigentümerwohnungen über einen 
Anschluß für einen Gasherd. Auch das hängt damit zusam - 
men, daß in der Stadt die Mietwohnung und das Gas, auf 
dem Lande die Eigentümerwohnung und die elektrische 
Küche vorherrschen. 


Aus den für die beiden Stadtstaaten Hamburg und Bie- 
men in Bild 2 und 3 ersichtlichen Verhältnissen darf man 
wohl, ohne der Unsachlichkeit geziehen zu werden, schlie- 
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Bild 2,4. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für 
Gasherd und Kohlenherd 
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lektroherd, 


Ben, daß die Inhaber einer Eigentümerwohnung eher als die 
Erbauer einer Mietwohnung geneigt sind, die Küchen mit 
einer Anschlußmöglichkeit für einen Elektroherd auszu- 
statten, daß sie aber weniger gern als diese die Wohnungen 
mit einer Anschlußmösglichkeit für einen Gasherd ausrüsten. 
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Bild 3. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Gasherd über- 


haupt 


Die für die Energiearten Strom und Gas in den be 
Stadtstaaten bestehende verschiedenartige Konkurr 
lage ist auch aus Bild 3 spürbar. In Bremen ist der Proz 
satz für Anschlußmöglichkeiten für einen Gasherd u 
wöhnlich groß, in Hamburg ist er kleiner, und zwar im 
sonderen bei den Eigentümerwohnungen. 


3,1 Gasherd allein (Zahlentafel 1,5, Spalte 8, 


Bild 3,1) 


Die größere Zahl der Wohnungen mit Zentralheizı 
oder Etagenheizung in der Großstadt findet in der größ 
Zahl der Küchen, die keine Anschlußmöglichkeit für e 
Kohlenherd. wohl aber eine für einen Gasherd haben, i 
Niederschlag. Auch hier liegt Bremen bei beiden Wohnu 
gruppen vor Hamburg. 


Miet-und Eigentümerwohnunge: 


wonnungen | | | 
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Bild 3,1. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Gasherd: 


3,2 Gasherd und Kohlenherd 
Spalte 9, und Bild 3,2) 


(Zahlentafel 


Nur in Bremen und im Kohlenland Saarland überse 
ten bei den Mietwohnungen die Anschlußmösglichkeite: 
Gasherde und für Kohlenherde die Grenze von 50%; 
Grenze von 40% wird freilich in acht Ländern erreicht 
den Eigentümerwohnungen trifft dies nur für Bremeı 
Die Durchschnittswerte liegen bei den Mietwohnungeı 
41,2%, bei den Eigentümerwohnungen bei 21,2%. Dies 
spricht den schon aus Bild 3 abgeleiteten Feststellung 


4. Der Edelenergieherd allein 
(Zahlentafel 1,5, Spalte 11, und Bild 4) 


Hier fallen besonders die für Hamburg und für Br« 
geltenden Zahlen ins Auge. Über 30%, aller Wohnunge 
bei den Eigentümerwohnungen mehr als bei den Miet 
nungen — haben nur eine Anschlußmöglichkeit für 
Elektroherd oder Gasherd, nicht aber für einen Kohlen! 
Sie haben also Zentral- oder Etagenheizung. Hier di 
sich der höhere Ausstattungsgrad der Großstadtwohnur 
genüber den Wohnungen in den Landgemeinden aus. 
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"14. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Edelenergie- 
herd allein 


zurrenz des rischen Stromes Base iD Es er- 
rt dort, daß die Küchen Anschlußmöglichkeiten so- 
für einen Gasherd als auch für einen Elektroherd er- 
n. In Wahrheit — dies zeigt die statistische Erhebung 
Wird diesem Wunsch recht selten entsprochen. In Miet- 
\wıungen geschieht dies häufiger als in Eigentümerwoh- 
en. Nordrhein-Westfalen steht hier bei Mietwohnun- 
nit 20,1% an der Spitze. Im Schnitt liegt der Prozent- 
“bei Mietwohnungen bei 13,6, bei Eigentümerwohnun- 
„bei 7,3%. Die Aufstellung läßt leider nicht erkennen, in 
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Bild 5. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektroherd 
und Gasherd und vielleicht auch Kohlenherd 


wievielen Fällen nachträglich eine Anschlußgelegenheit für 
einen Elektroherd geschaffen worden ist (eine Anschluß- 
gelegenheit für einen Gasherd später vorzusehen, dürfte 
recht selten sein). 

Somit zeigt sich, daß der Gedanke, den Küchen eine An- 
schlußmösglichkeit für einen Elektroherd und einen Gasherd 
zu geben, nur geringe Zugkraft hat. Dies leuchtet ein. Die 
Energieart, mit welcher der Kochherd eines Haushalts ver- 
sorgt wird, ist im wesentlichen vom Bad her bestimmt, weil 
sich dort die Anschlußverhältnisse nicht leicht von Gas auf 
Elektrizität oder umgekehrt umstellen lassen. Entscheidet 
man sich aber im Bad für Elektrizität oder für Gas, so hat es 
wenig Sinn, in der Küche beide Versorgungsmöslichkeiten 
vorzusehen. Auch die Statistik gibt, wie die hier veröffent- 
lichten Zahlen beweisen, den Fürsprechern der Doppelver- 
sorgung unrecht. Die wenigen Verbraucher, die aus Sorge, 
der Strom könnte ausfallen, wenn sie gerade kochen, neben 
einem Elektroherd einen Gasherd anschließen, werden dem 
Bild der Energieversorgung der Küche ihren Stempel nicht 
aufdrücken. 


6. Elektroherd und Kohlenherd und vielleicht auch Gasherd 
(Zahlentafel 1,5, Spalte 13, und Bild 6) 

Spalte 13 der Zahlentafel 1,5 und Bild 6 machen das 
große Gewicht sichtbar, das der Kohlenherd heute noch hat. 
Nur in der Großstadtwohnung ist der Kohlenherd zurück- 
gedrängt worden (vergleiche Bao und Bremen). In rd. 
der Hälfte der Fälle haben ihn dort "Zentralheizung, Eta- 
genheizung oder Fernheizung verdrängt. In den Ländem 
mit großem Gewicht der Landbevölkerung übernimmt der 
Kohlenherd im Winter nach wie vor die Heizung der Küche, 
während im Sommer auf dem Elektroherd gekocht wird. 


7. Gasherd und Kohlenherd und vielleicht auch Elektroherd 
(Zahlentafel 1,5, Spalte 14, und Bild 7) 

Für das Gas gilt sinngemäß das für Strom Gesagte. Daß 
in Hamburg und in Bremen in Gasküchen mehr Kohlen- 
herde stehen als in Elektroküchen, mag damit zusammen- 
hängen, daß die Wohnungen mit Gasanschluß für den Kü- 
chenherd vermutlich im Schnitt älter sind als die Wohnun- 
gen mit Stromanschluß für den Herd. 
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Bild 6. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Elektroherd 
und Kohlenherd und vielleicht auch Gasherd in Prozenten der 
Küchen mit Anschlußmöglichkeit für Elektroherd 


8. Kohlenherd allein (Zahlentafel 1,5, Spalte 15, und 
Bild 8) 

Küchen mit Konhlenherd allein gibt es in den Großstädten 
kaum noch. In den Ländern mit viel Landbevölkerung sind 
sie aber noch recht häufig (in Eigentümerwohnungen 38,6% 
in Bayern, 25,3% in Niedersachsen und 22,8% in Schleswig- 
Holstein). 
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Bild 8. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Kohlenherd 
allein 


9. Kohlenherd überhaupt (Zahlentafel 1,5, Spalte 16, und 
Bild 9) 

Daß bei den Mietwohnungen noch 88,7%, bei den Eigen- 
tümerwohnungen gar noch 92,6% aller Küchen in Normal- 
wohnungen über eine Anschlußmöglichkeit für einen Koh- 
lenherd verfügen, nimmt nach dem in den Abschnitten 6 
und 7 Gesagten nicht wunder. Anschlußmöglichkeit bedeu- 
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Bild 7. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Gasherd u 
Kohlenherd und vielleicht auch Elektroherd in Prozenten | 
Küchen mit Anschlußmöglichkeit für Gasherd 


tet übrigens noch nicht Anschluß. Man wird einen Kan 
nicht abreißen, wenn man sich einen Elektroherd und e 
Zentralheizung zulegt. 


10. Zusammenfassung 


1. Etwa gleich viele Normalwohnungen haben in ih 
Küche eine Anschlußmöglichkeit für einen Elektroh« 
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Bild 9. Wohnungen mit Anschlußmöglichkeit für Kohlenhl 
überhaupt 


oder einen Gasherd (für einen Elektroherd 43,5%, für e! 
Gasherd 48,5%). 

2. Bei den Mietwohnungen überwiegt die Anschluß 
lichkeit für einen Gasherd (in 60,7%, aller Küchen) ge; 
über der Anschlußmöglichkeit für einen Elektroher 
40,2% aller Küchen). Bei den Eigentümerwohnungen i 
umgekehrt (Anschlußmöglichkeit für einen Gashert 
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‚»%, für einen Elektroherd in 52,8% aller Küchen). 
iese Besonderheit geht auf das Vorherrschen der mit Gas 
‚sgestatteten Wohnungen in den Städten und das der Ei- 
'ntümerwohnungen in den „gasfreien‘“‘ Landgemeinden 
rück. 


3. Es liegen Anzeichen dafür vor, daß dort, wo Strom- 
ıd Gasversorgung einander in echtem Wettbewerb gegen- 
‚erstehen, der Elektroherd stärker verbreitet ist als dort, 
» diese Konkurrenz fehlt. 


4. Küchen mit Anschlußmöglichkeiten für einen Elektro- 
rd und einen Gasherd sind selten. 


’erluste im Verbundnetz 


»n Erika Solger, Erlangen*) 


5. Die Anschlußmöglichkeit für einen Kohlenherd be- 
steht bei den meisten Wohnungen, wenngleich in den Groß- 


städten offenbar nicht mehr so ausgeprägt wie auf dem 
Lande. 
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sches Bundesamt Wiesbaden. 
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Es wird gezeigt, wie die Verlustkoeffizienten sowie die Verluste in einem Verbundnetz mit Hilfe des 


Digitalrechners S&H 2002 ermittelt werden können. Das hierfür erstellte Programm wird an Hand eines 


Flußdiagramms näher erläutert. 


führung 


Die Energieerzeugungskosten in einem Verbundnetz sind 
le Funktion der von den Kraftwerken eingespeisten Wirk- 
itungen. Wenn P, die vom 2-ten Kraftwerk ins Netz ein- 
peiste Wirkleistung ist, so seien also die Energieerzeu- 


agskosten in DM je Stunde durch 
a 


eben; dabei ist n die Anzahl der Einspeisestellen. 


enn man in einem bestimmten Zeitpunkt die von der 
Samtheit der Abnehmer geforderte Leistung möglichst 


BR) 


enen Wirkleistungen plus der Netzverluste ist. Es ist 
oD notwendig, die Netzverluste, die an sich eine Funktion 
htlicher Sammelschienen-Spannungen bzw. -Strömesind, 
‘ Funktion der an den Einspeisesammelschienen ein- 
Apeisten Wirkleistungen darzustellen. Erst wenn dies ge- 
‘gen ist, gilt die Darstellung 


TER ARE 


v=1 


rin bedeuten Z die von der Gesamtheit der Abnehmer 
sorderte Leistung und V (P} ... P„) die Verluste, abhängig 
Jı den eingespeisten Wirkleistungen. 

Yun ergibt sich als notwendige Bedingung für das oben 
\rähnte Kostenminimum folgendes Gleichungssystem für 
‚ Unbekannten P,...P, und 4 


n 
a4 S P,-L-V(P.... 
oe=1 


I 
& 


Bol > De Day (Pr 


e=1 


Um dieses Gleichungssystem lösen zu können, muß man 
die Funktionen K (P,...P,) und V (P,... P,„) kennen. 
Unter der Annahme, X (P, ... P„)sei gegeben, müssen nun 
also auch die Netzverluste, abhängig von den eingespeisten 
Wirkleistungen, dargestellt werden. 


Zusammenstellung der verwendeten Symbole 


P; vom i-ten Kraftwerk ins Netz eingespeiste 
Wirkleistung 

IK Energieerzeugungskosten 

L von der Gesamtheit der Abnehmer geforder- 
te Leistung 

A Lieferungszuwachskosten in DM je kWh 
(Lagrange-Faktor) 

1 za ı xl) 

Zip -Ry+iX 
Element der i-ten Zeile und k-ten Spalte der 
Impedanzmatrix eines Netzes 

l; — Zi — Verhältnis des i-ten Laststromes 

L 

zum Summenlaststrom 

5; — tan p;= Verhältnis der Blindleistung des 
i-ten Generators zur Wirkleistung des 2-ten 
Generators 

Py Netzverluste 

B;k Verlustkoeffizient = Element der 2-ten Zei- 
le und der k-ten Spalte der B,.-Matrix 


Digitale Rechnung 


Hierzu kommt ein Verfahren in Betracht, das im Schrift- 
tum schon behandelt wurde [1,2,3] und das daher als be- 
kannt vorausgesetzt wird. Dieses Verfahren wurde nun für 
den Digitalrechner S. & H. 2002 programmiert. Die Berech- 


*) Die Verfasserin ist Mitarbeiterin der Siemens-Schuckert 
werke AG, Erlangen. 
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nung geht aus von den Daten des Lastfalls und von der Im- 
pedanzmatrix des Netzes, die z.B. auf einem Netzmodell 
gemessen werden kann. 

Die Schwierigkeiten dieser Aufgabe für die digitale Rech- 
nung liegt in der großen Anzahl von Daten, die zum Er- 
mitteln der Netzverluste und zum Bestimmen der B;.-Ma- 
trix notwendig sind. Ein Programm hierfür zu erstellen 
war also im wesentlichen ein organisatorisches Problem. 

Diese Aufgabe wurde dadurch gelöst, daß man das Pro- 
gramm in mehrere Teile zerlegte, die im Trommelspeicher 
des Rechners gespeichert wurden. Außerdem hat sich die 
Verwendung eines Leseprogramms zum Einlesen der Kon- 
stanten als sehr zweckmäßig erwiesen. Das Hauptprogramm 
steuert dieses Leseprogramm jeweils in dem Augenblick an, 
in dem der Verlauf der Rechnung die nächsten Vorgabe- 
werte im Kernspeicher benötigt. Zwischenergebnisse wer- 


Teil 0 Kernspeicher 


Berechnung des /-Wertes 


On PER 0 


- 
Berechnung von 
Wirk-und Blindleistung 


Berechnung des 
s-Wertes | 
BIER 
Ö) & 
Teil I Kernspeicher 


1.Transformation 
| 0) 
Bestimmung von R;, 


m _ pn 
aa R 


ON #2 Lo 
(He) 
ON LE . 
) 
2.Tronsformation | D 
Bestimmung Ri | 
3.Tronsformation £ 
Bestimmung 2% J 
L.Transformation F 
Bestimmung Rn ) 
5. Transformation 
Bestimmung Bj% 
° ® 
6 
eo. & 
Ermittlung der Netz- H 
verluste 
09 c 


Bild 1. Flußdiagramm 


| 


ost 


| 
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den jeweils im Trommelspeicher der Maschine aufbewal 
Auf diese Weise ist es möglich, auch bei geringem Speich 
platz (Minimalausrüstung der S & H 2002: 1000-Wo 
Kernspeicher und 10000-Wort-Trommelspeicher) eine v. 
hältnismäßig große Zahl von Daten zu verarbeiten. 
Das Flußdiagramm (Bild 1) gibt einen kurzen Üb 
blick über den Aufbau des Programms. Anwendbar ist 
Programm für die Ermittlung der B,,-Matrix im Verbuı 
netz bis zu maximal 70 Einspeisungen und 200 Lasten. 


Erläuterungen zum Flußdiagramm 

Der Teil 0 dient als Vorbereitung für die eigentlich 
Matrizentransformationen. In ihm werden die Koeffizic 
ten der einzelnen Transformationen berechnet. 


A I-Werte: Sie geben das Verhältnis der einzelnen La 
ströme zum Summenlaststrom an. Sie geh 
ein in die erste Transformationsmatrix 0; 
B s-Werte: Sie geben das Verhältnis von Generät 


Blindleistung zur Generator-Wirkleistung. 
und gehen ein in die Transformationsmatı 


0#. 
5 
Der Teil I bis III führt die einzelnen Transformation 
der Reihe nach aus. 


Die m Lastströme werden dur 
den Summenlaststrom ersetzt: 


Aero! Aa) 
Rn ‚3 Op ki 05. 


C 1. Transformation: 


Der Summenlaststrom wird dur 
die Summe der Generatorströn 
ersetzt: 


SE 2 2) (12 
Ri; z O7 RCz ı 


D 2. Transformation: 


E 3. Transformation: Umbeziehung des Generator- 


stroms auf seine jeweilige Gener 
torspannung als Zeitachse: 


(4) _ RB N 
RU) = RÜ) cos o;;; 
x) = RS) sin Kk 5 

(4) _ 03 RB) 03: 
Zi — Chr Bi 0; 
I®) — 0: I), 


F 4. Transformation: Eliminierung der Blindstromko: 


ponenten: 
(5) _ 04 4) (4 
Ru = Or 2 ’5 ; 


G 5. Transformation: 


Ersatz der Wirkströme durch < 
Wirkleistungen: | 


Ba= Cr R% 05: 
Auf diese Weise erhält man € 


B;,-Matrix, die die Verlustkoe 
zienten darstellt. 


H Die Netzverluste lassen sich jetzt aus der quadratise 


Form 
nn 
Pr= 2 BrPr 
NG 
ermitteln. 
Schrifttum 


[1] Kron, @.: Tensor Analysis of Network. J. Wiley and s 
New York 1939, und 2. Auflage Juni 1949. 

[2] Kron, @.: Tensor Analysis of Integrated Transmis 
Systems. Trans. Amer. Inst. electr. Eng. Bd.70(1951) Te 
S. 1239—1248. 


[3] Bauer, H.: Optimaler Verbundbetrieb. Arch. Elektrotec 
Bd. 42 (1955) S. 13—25. 
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Virtschaftliche Gestaltung städtischer Stromverteilungsnetze 


on Karl Zimmermann, Freiburg im Breisgau*) 


DK 621.311.1.027.3.003.1 


Unter Berücksichtigung einer Reihe in dieser Zeitschrift erschienener Aufsätze wird dargelegt, daß die 


unter der Annahme von symmetrisch aufgebauten Netzen gefundenen 


Vergleichskosten, wonach 


110/20-kV-Netze wirtschaftlich überlegen sind, auf vorhandene städtische Netze nicht übertragen wer- 
den können. 5- und 6-kV-Netze lassen sich jedoch durch eine zweckentsprechende Planung und Ver- 
stärkung und eine Umstellung auf 10 kV mit verhältnismäßig geringen Kosten so leistungsfähig her- 

richten, daß sie sich noch lange wirtschaftlich nutzen lassen. Die Frage, ob im Hinblick auf den erheb- 

j lichen Lastzuwachs der nächsten Jahrzehnte 10 oder 20 kV die zweckmäßige Spannung ist, wird 
eingehend untersucht. Am Beispiel eines 5-kV-Netzes einer Großstadt wird gezeigt, daß eine vorzeitige 
Umstellung auf 20,kV meist mit erheblichen Verlusten verbunden sein wird. Der erhebliche Einfluß des 
zeitlichen Kapitaleinsatzes auf die Wirtschaftlichkeit wird aufgezeigt. Es werden ferner Fragen der Be- 
triebssicherheit und der Wechselwirkung zwischen Mittelspannungsnetz und Niederspannungs-Maschen- 
netz behandelt. Auf die sich hieraus ergebenden besonderen Netzprobleme wird hingewiesen. 


‚Planungen auf lange Sicht erforderlich 


‘Die Frage der zweckmäßigen Spannungsstufung ist bei 
“ rasch steigenden Belastung, wobei nach den Untersu- 
"ıngen von H. Steiner [1] mit Sicherheit in 20 Jahren mit 
> vierfachen, in 30 bis 35 Jahren mit der rd. achtfachen 
-lastung gerechnet werden muß, besonders für die bereits 
‘shandenen umfangreichen 5- und 6-kV-Kabelnetze der 
Jidte von großer wirtschaftlicher Bedeutung. Netze, die 
“ der derzeitigen Belastung noch zur vollen Zufriedenheit 
‚heiten, können bei den erhöhten Anforderungen und Bean- 
“uchungen schon bei der doppelten und erst recht bei den 
Öıeren Belastungen, insbesondere gegenüber Netzen, die 
“ı geänderten Bedingungen rechtzeitig angepaßt wurden, 
> ht unwirtschaftlich werden. Da in den großen städtischen 
\belnetzen, den Umspannwerken, den vielen Stationen 
>] den Transformatoren der verschiedensten Größen und 
annungen bereits sehr hohe Kapitalwerte investiert sind, 
„eine Entscheidung über die Zweckmäßigkeit und Wirt- 
laftlichkeit einer Umstellung auf höhere Spannungs- 
(fen in allen Fällen schwerwiegend und schwierig. Es ist 
1er begreiflich, daß man in den meisten Fällen dieser Ent- 
Jeidung gerne und solange und soweit wie möglich aus- 
chen möchte. Wer jedoch wirtschaftlich bauen will, darf 
=; der Wahl des für die weitere Zukunft günstigsten Netz- 
tems nicht lange zuwarten. Wenn es sich nämlich her- 
‚Üstellen sollte, daß das vorhandene System später un- 
Atschaftlich werden wird im Vergleich zu anderen Syste- 
n— was meist der Fall sein dürfte —, dann können große 
restitionen, die zur Zeit im besten Glauben als richtig 
genommen werden, sich als erhebliche Fehlinvestitionen 
“reisen, die dann nur mit beachtlichen zusätzlichen Ver- 
sen korrigiert werden können. Für einen wirtschaftlichen 
\sbau der Netze ist es nämlich erforderlich, die bereits jetzt 
HM künftig einzubauenden Betriebsmittel gleich so zu be- 
Üssen und nach Möglichkeit örtlich so anzuordnen, daß 
3 möglichst hohe wirtschaftliche Nutzungsdauer erreicht 
Ad. Ein ‚Veralten‘‘ von Netzteilen, wie dies bisher mit- 
ner zu verzeichnen war, so daß diese von Zeit zu Zeit durch 
tungsfähigere Betriebsmittel ersetzt werden mußten, 
üb sich durch eine langfristige Planung vermeiden. 


Tielseitige Netzprobleme 

. Hameister hat in einem einleitenden Vorwort [2] zu 
.“.im Jahre 1960 in dieser Zeitschrift (Heft 16 und 19) er- 
ienenen Aufsätzen mitgeteilt,daßsichein VDEW-Arbeits- 
‚Jisin jahrelanger Arbeit mit der Frage der zweckmäßigen 
innungsstufung und den damit zusammenhängenden 
©zproblemen befaßt hat; er ist zu dem Ergebnis gekom- 


©) Dipl.-Ing. K. Zimmermann ist Beratender Ingenieur. 


men, daß man dabei Einsparungen erzielen kann, ‚für die 
es in unserem Wirtschaftszweig wohl eine Wiederholung 
nicht geben wird‘. Anderseits divergierten die Ergebnisse 
der eingehenden Untersuchungen so sehr, daß es nicht mög- 
lich war, eine gemeinsame Richtlinie auszuarbeiten. Aus 
diesem Grunde hatte man sich entschlossen, die verschie- 
denen Meinungen der Fachleute in einer Reihe von Auf- 
sätzen bekanntzugeben und diese in den vorerwähnten Son- 
derheften zusammenzufassen. Mit diesen zehn verschiedenen 
in den Aufsätzen vertretenen Meinungen wurde zum ersten 
Male im Schrifttum deutlich sichtbar, wie vielseitig und viel- 
schichtig und auch schwierig die Netzprobleme und die 
Aufgabe einer möglichst wirtschaftlichen Gestaltung der 
Stromverteilungsnetze mit steigender Belastung werden. 


Die vielen vertretenen Auffassungen zeigen zwar den 
verantwortlichen Stellen in der Stadtverwaltung und in den 
Werk- und Betriebsleitungen eindringlich, daß in der Ra- 
tionalisierung der Stromverteilungsnetze in naher Zeit 
etwas Grundlegendes geschehen müßte, machen es aber 
diesen durchaus nicht leicht, aus der Vielzahl der Meinun- 
gen und Lösungsmöglichkeiten die für ihr eigenes Netz 
richtige Lösung zu finden, die dem anzustrebenden Best- 
wert möglichst nahekommt. Die anstehende Aufgabe wird 
noch dadurch erschwert, daß der weitere Ausbau in stetiger 
Weiterentwicklung so vorgenommen werden sollte, daß die 
Netze für den Übergang und auch bei den späteren hohen 
Belastungen möglichst wirtschaftlich gebaut und betrieben 
werden können. Dies setzt für den Netzplaner jedoch ein 
hohes Maß an Erfahrungen im Bau und Betrieb von Netzen 
mit so hohen Belastungen voraus, wie sie erst später einmal 
auftreten werden, oder sehr eingehende und daher zeit- 
raubende Untersuchungen der verschiedenen anfallenden 
Netzfragen bis mindestens zum Vierfachen der Höchstlast 
und deren Anwendungsmöglichkeit für den gerade vorlie- 
genden Fall. Solche Untersuchungen können sich jedoch 
über Jahre erstrecken, wie man aus dem Aufsatz von 
Hameister [2] entnehmen kann, wenn sie mit der Sorgfalt 
durchgeführt werden, wie sie bei dem hohen Kapitalbedarf 
an sich erforderlich ist. 


Dieser Aufsatz verfolgt das Ziel, durch die Erfahrungen, 
die auf Grund der im Auftrag verschiedener Stadtwerke 
durchgeführten Planungen und Durchrechnungen von 
Stadtnetzen gewonnen wurden, den genannten Stellen be- 
hilflich zu sein, aus der großen Anzahl von Ansichten und 
Meinungen auf diejenigen Netzprobleme besonders aufmerk- 
sam zu machen, die für den Ausbau vorhandener städtischer 
Kabelnetze von besonderer Bedeutung sind oder werden. 
Dabei sollen einige bisher noch nicht veröffentlichte Ergeb- 
nisse weiterer Untersuchungen mitgeteilt werden, die ge- 
eignet sind, verschiedene Fragen zur wirtschaftlichen Netz- 
gestaltung zu beantworten. 


Fi 
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Bei der Betrachtung der in den zehn Aufsätzen beschrie- 3. Die städtischen Kabelnetze 

benen Stromverteilungssysteme zum Zwecke des Ver- Die meisten Städte, die schon frühzeitig, also um 

gleichs mit der Spannungsstufung in eigenen Netzen tut Jahrhundertwende, elektrifiziert wurden, erhielten ( 

man gut daran, zu unterscheiden zwischen den weitläufigen  Mittelspannung von meist 5 oder 6 kV, wenn sie über eig 


Überlandnetzen mit den Mittelspannungen von meist 15 
und 20 kV einschließlich der an diese Leitungen angeschlos- 
senen Städte, und anderseits den städtischen Kabelnetzen, 
bei denen bisher die Abspannung in den Stationen von 5, 
6 oder 10 kV auf die Niederspannung vorgenommen wird. 
Bei den Überlandnetzen, deren Verhältnisse in den 
Aufsätzen von K. Haager [3], J. Tuercke [4], W. Rohrbeck[5] 
und K. Henne [6] behandelt wurden, handelt es sich um 
weitläufige Netze mit im allgemeinen geringen Belastungs- 
dichten, bei denen hochspannungs- und niederspannungs- 
seitig fast ausschließlich Freileitungen verwendet werden; 
die städtischen Netze, deren Netzstationen mit 15 oder 
20 kV direkt versorgt werden, gehören meist Städten, die 
früher einmal aus „‚Durchgangsleitungen‘‘ der Überland- 
netze versorgt wurden oder noch angeschlossen sind. Bei 
den übrigen städtischen Kabelnetzen handelt es sich 
dagegen um eng begrenzte Stadtgehbiete mit vergleichsweise 
recht hohen Belastungsdichten und mit mehr oder weniger 
großen Kabelnetzen. Es ist daher verständlich, daß bei 
einem so großen Unterschied in den Voraussetzungen die 
Ergebnisse der Untersuchungen nicht übertragen werden 
können. 


Auch innerhalb der Gruppe der städtischen Kabelnetze 
sind sowohl die strukturellen und örtlichen Gegebenheiten 
als auch die Belastungsverhältnisse und die technischen 
Voraussetzungen so sehr unterschiedlich, daß man aus all- 
gemeinen Überlegungen gefundene Ergebnisse kritisch be- 
trachten muß, bevor man diese auf das eigene Netz über- 
trägt, wie nachfolgende Überlegungen zeigen. Die Höhe des 
Verbrauches hängt nicht nur von der Bevölkerungszahl der 
Städte, sondern weit mehr von der Zusammensetzung der 
Verbraucher ab. Es gibt Städte, bei denen der Anteil der 
Sonderabnehmer, die meist als Hochspannungsabnehmer 
aus den Mittelspannungsnetzen direkt versorgt werden, 
über 70% des Gesamtbedarfs ausmacht, gegenüber weniger 
als 30% für Niederspannungslast, also für Haushalt und 
kleinere Gewerbebetriebe zusammen. Dazwischen liegen 
alle Verbrauchsstufen bis etwa zum umgekehrten Verhält- 
nis. In Städten, in denen die Industrielast oder die Hoch- 
spannungslast vorherrschen, liegt der Verbrauch und damit 
die Belastungsdichte erheblich höher als in anderen Städten. 
Der gesamte Netzaufbau wird schon hierdurch stark beein- 
flußt, wobei sich die spezifischen Kosten für den Ausbau der 
Netze entsprechend unterscheiden und im umgekehrten 
Verhältnis zu den Belastungsdichten stehen. Stellen hohen 
Verbrauchs in den Geschäftszentren der Innenstädte und in 
den Industriegebieten, die jedoch meist am Stadtrand lie- 
gen oder mehr und mehr dorthin verlagert werden, wech- 
seln mit locker bebauten Stadtrandsiedlungen mit ausge- 
sprochen niederen Belastungsdichten und mit Parkanlagen 
und Grünstreifen ab, die bis in die Stadtkerne hineinreichen. 
Die Ergebnisse von Untersuchungen, die auf idealisierten 
Netzen aufgebaut sind — also unter der Annahme symme- 
trisch aufgebauter Netze mit gleichmäßig über größere 
Flächen verteilten Belastungen, womit diese Netzeeinerrech- 
nerischen Behandlung erst zugänglich gemacht werden —, 
sind für theoretische Betrachtungen recht interessant. Diese 
mögen auch für ganz neue Netze ihre praktische Bedeutung 
haben und geben darüber Auskunft, wie man unter solchen 
Verhältnissen die Netze zweckmäßiger aufbauen könnte; sie 
können jedoch nicht auf bereits vorhandene Netze ange- 
wendet werden. Eine Übertragung der von H. Schirmanns 
[7] wiedergegebenen Vergleichskosten der verschiedenen 
Netzsysteme, die auf theoretischen Überlegungen an idea- 
lisierten Netzen undrechnerischen Untersuchungen beruhen ; 
auf vorhandene Stadtnetze ist aus den genannten Gründen 
nicht möglich. Auch die Untersuchungen von K. Kreuz und 
W. Thelemann [8] können daher den verschiedenen Mög- 
lichkeiten nicht gerecht werden. 


Kraftwerke verfügten, und 10 oder 15 kV, wenn sie 
Fremdstrom aus Überlandnetzen angeschlossen wurc 
Mit steigender Belastung überlagerte man im Bedarfsf 
diesen Spannungen später eine zweite Mittelspannung : 
meist 25 kV — sonst 20, 30 oder 35 kV —, um die 
der Energieballung schnell wachsenden Kurzschlußleist 
gen besser beherrschen und die höheren Leistungen mit 
ringeren Übertragungsverlusten verteilen zu können. $ 
hohe Anlagewerte sind in den Städten in diesen 5-, 6- ı 
10-kV- und den 25- oder 30-kV-Netzen investiert. Se 
aus diesem Grunde ist es wirtschaftlich recht bedenkl 
diese Netze vorzeitig durch neue 20-kV-Netze zu erset; 
wie dies in verschiedenen Fällen nach Netzmodellmess 
gen empfohlen wurde. Dies ist weder erforderlich noch zwe 
mäßig. In der letzten Zeit hat man sich mit den Netzg 
blemen eingehend beschäftigt und kam dabei zu wirtsch 
licheren Lösungen, wie nachfolgend ausgeführt wird. 


4. Zeitlicher Kapitaleinsatz und Planungen 


Beim Vergleich verschiedener Planungen sind nicht 
die Unterschiede in den Anlagen- und Verlustkosten zu 
trachten, sondern auch der zeitliche Einsatz des Kapitals 
der von wesentlichem Einfluß auf den anzustrebendenw 
schaftlichen Erfolg ist. Hier gilt es, die bei jedem Pro; 
etwas anders gelagerten technischen, aber auch kaufm 
nischen und wirtschaftlichen Belange gründlich zu pri 
und richtig abzuwägen, um danach den richtigen Zeitpu 
zu bestimmen. Dieser darf weder zu spät noch zu früh 
wählt werden, da beides zu erheblichen Verlusten füh 
muß. Bekanntlich verdoppelt sich ein Kapital bei 7, 
Zinsen innerhalb von 10 Jahren. Am Beispiel der Ums 
lung von Netzen auf eine höhere Spannungsstufung 
dies kurz aufgezeigt werden: Hierbei ist grundsätzlich 
unterscheiden zwischen den Umstellungen, die das Ziel ı 
folgen, die bereits vorhandenen umfangreichen Anlagendu 
die Erhöhung der Spannung leistungsfähiger zu macl 
damit hierdurch die hohen investierten Kapitalwerte be 
und vor allem wesentlich länger wirtschaftlich genutzt v 
den können, und anderseits den Bestrebungen, die zu en 
vorzeitigen Ersatz dieser Netze durch Netze mit ents} 
chend höherer Spannung führen. Bei den erstgenanr 
handelt es sich um die städtischen 5- und 6-kV-Kabelne 
die sich meist auf 10 kV, außerdem um die ländlichen 
städtischen 15-kV -Netze, die sich meist auf 20 kV umste 
lassen. 


5. Umstellung von 5- und 6-kV-Netzen auf 10 oder 20 k 


Stellt man die städtischen 5- und 6-kV-Netze auf 10 
um, so können, wie eingehende Untersuchungen ergal 
bei entsprechenden Maßnahmen die bereits vorhande 
großen und teuren Kabelnetze sowie die umfangreic 
Schaltanlagen und zahlreichen Stationen mit verhält 
mäßig geringen Kosten zu einem großen Teil noch zwei, | 
leicht drei Jahrzehnte, und zwar wirtschaftlich, gen’ 
werden. Hierzu ist allerdings erforderlich, daß die Netze 
nächst gründlich überholt und zudem sinngemäß und zw 
mäßig verstärkt werden. Ungeeignete Betriebsmittel 
dabei zu ersetzen. Sämtliche Kabelstrecken müssen ent 
chend geprüft werden, damit die schwachen und anges 
genen Stellen im Netz, verursacht durch schlechte M 
gen oder Beschädigungen, erkannt und beseitigt we’ 
können. Da die 5- und 6-kV-Schaltanlagen und Stati 
meist schon für 10 kV isoliert sind, so sind an diesen E 
oder nur geringe Änderungen erforderlich. Wird eine s 
Umstellung zweckmäßig durchgeführt, so wirkt sich 
nicht nur bei den Ausbaukosten, sondern auch bei de 
triebskosten günstig aus. Bei einer doppelten Spannur 
bei 10 kV — werden die Netze nicht nur doppelt soleist 
fähig, sondern es halbieren sich auch noch die Spannun 
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Ile in den Kabeln, so daß auch die Netzverluste gleichzei- 
halbiert werden. Dem anzustrebenden wirtschaftlichen 
‚stwert kann man nur dann möglichst nahe kommen, 
nn die Jahreskosten für den Kapitaldienst und für die 
hresverlustkosten zusammen ein Minimum ergeben, was 
r möglich sein wird, wenn beide annähernd gleich groß 
den. Wird dagegen eine Umstellung auf 20 kV zu früh- 
‚tig vorgenommen oder vorgesehen, so ergeben sich hier- 
rch ganz erhebliche Verluste, wie aus nachfolgandem Bei- 
\elzu erkennen ist. 


Zur Überprüfung der Zweckmäßigkeit und Wirtschaft- 
'hkeit der in den letzten Jahren des öfteren in Vorschlag 
Srachten Umstellung vorhandener 5- und 6-kV-Netze auf 
‚kV wurde das Netz einer kleineren Großstadt, die über 
. 20/5-kV-Netz verfügt, bis zum vierfachen Verbrauch 
efältig durchgerechnet. Dabei wurden drei Vergleichs- 
)jekte unter voller Berücksichtigung der vorhandenen An- 
'enteile durchgeplant, wobei man besonders auf gleiche 
raussetzungen und Behandlung achtete, um zu einwand- 
ien Vergleichswerten zu kommen. 


3eim Projekt 1 wurden die Kosten errechnet, die ent- 
"hen würden, wenn das 20/5-kV-Netz nach dem bisherigen 
\tzsystem weitergebaut würde, jedoch mit dem Unter- 
jed, daß es, wie die beiden anderen Projekte, entspre- 
nd den neuen VDEW-Richtlinien ‚Netzverluste‘‘ nach 
tschaftlichen Gesichtspunkten bemessen und gleichzeitig 
“dernisiert wurde. 


Beim Projekt 2 wurde das 5-kV-Netz auf 10 kV umge- 
lt. Dabei wurden die nicht genügend kurzschlußfesten 
\l ein Teil der zu schwachen 5-kV-Kabel durch leistungs- 
ige 10-kV-Kabel ersetzt, das Netz hierdurch zweckmäßig 
sinnvoll verstärkt und zugleich modernisiert. 

Beim Projekt 3 wurden die 5-kV-Kabel durch 20-kV- 
"el ersetzt, wobei jedoch die Gesamtlänge der 20-kV- 
Üsel wesentlich kürzer wurde als die des zur Zeit vorhan- 
'en 5-kV-Netzes. Sämtliche Netz- und Abnehmerstatio- 
* mußten umgebaut und die 20-kV-Schaltanlagen ver- 
&3ertwerden. 


Sjeaufschlußreichen finanziellen Ergebnisse!) dieser Unter- 
Sıungen für das Stadtnetz sind in Tafel 1 einander ge- 
zübergestellt und werden anschließend näher erläutert. 


Tafel 1. Finanzielle Ergebnisse 


Projekt 1 | Projekt 2 | Projekt 3 


unsten bei 
400% Verbrauch und 
e er Spannungsstufung kV |110/20/5/0,41110/10/0,41110/20/0,4 


Mio Mio Mio 
DIV ED ME EDER 
Slagekosten rd. 15,2 10,2 18,1 
ozentual zu Projekt 2 149 100 175 
Ditalisierte Verlustko- 
‚ Kapitalfaktor 9,8 13.0 8,4 8,6 
= ozentual zu Projekt 2 160 100 102 
28,7 18,6 26,7 
. ‘ozentual zu Projekt 2 154 100 143 


#, dessen Anlagenteile wiederum 40 bis 50 Jahre wirt- 
% ftlich genutzt werden können, was bei 5 kV bestimmt 
L 


‘| zutreffen wird. Es könnte ferner gesagt werden, wie 
"auch der Fall ist, daß bei einem weiteren Anstieg über 
 Vier- oder Achtfache hinaus die 10-kV-Spannung 


Auf der Tagung der „Studiengesellschaft für Hochspan- 
Ölsanlagen e. V.“ 1961 in Karlsruhe wurde ein Teil dieser 
“ıbnisse in der Diskussion bereits bekannt gegeben. 


eventuell in gleicher Weise ins Hintertreffen geraten kann, 
wie die 5- und 6-kV-Spannung heute gegenüber der 10-kV- 
Spannung, und daß es daher trotz des höheren Aufwandes 
zweckmäßig ist, allmählich auf 20 kV überzugehen und da- 
her vorsorglich nur noch 20-kV-Material für den weiteren 
Ausbau zu verwenden. Auf diese Überlegungen wird daher 
anschließend an die Betrachtung der Verlustkosten noch 
besonders eingegangen werden müssen. 


Vergleichtmandie Verlustkosten,sofällt auf, daß diese 
bei 10 und 20 kV praktisch gleich groß sind. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß beide Netze nach den gleichen wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten berechnet wurden und die 
gegenüber 10 kV teureren 20-kV-Kabel eine entsprechend 
höhere Ausnutzung verlangen. Beim 20/5-kV-Netz des Pro- 
jektes 1 liegen dagegen die Verlustkosten um rd. 60% 
höher. Daraus ist klar zu erkennen, daß die bisherigen 5- 
und 6-kV-Netze bei den höheren Belastungen, wegen der 
dabei auftretenden höheren Ströme und der bei Verwendung 
von zwei Mittelspannungen erforderlichen doppelten Ab- 
spannung, zu unwirtschaftlich werden, und dies um so mehr, 
je höher die Belastung ansteigen wird. Damit werden die 
Ergebnisse früherer Untersuchungen [2, 9, 10, 11] wiederum 
bestätigt. Es verbleibt jedoch die Frage zu klären, sollte 
man die Netze auf 10 kV oder mit Rücksicht auf die in 
einigen Jahrzehnten zu erwartenden weit höheren Belastun- 
gen vorsorglich auf 20 kV umstellen, um eine zweimalige 
Umstellung zu vermeiden, und gegebenenfalls zu welchem 
Zeitpunkt. 


6. Der Einfluß des zeitlichen Kapitaleinsatzes 


Aus Tafel 1 ist zu entnehmen, daß die Mehrkosten bei 
einer Umstellung des 5-kV-Netzes auf 20 kV gegenüber der 
auf 10 kV rd. 7,9 Mio DM betragen, bei gleichen Verlust- 
kosten und daher gleicher Güte in der Übertragung der 
Energie. Diese erheblichen Mehrkosten werden leicht ver- 
ständlich, wenn man bedenkt, daß es sich bei 20 kV um 
einen Ersatz des 5-kV-Netzes handelt, wobei die 5-kV- 
Kabel, -Transformatoren und -Schaltanlagen ersetzt und 
die 5-kV-Netz- und Abnehmerstationen für 20 kV umge- 
baut werden müssen. Dagegen können bei einer Umstellung 
von 5 auf 10 kV — wenn sie richtig durchgeführt und der 
gesamte Netzaufbau zweckmäßig gestaltet und das 5-kV- 
Netz dabei gleichzeitig modernisiert wird — nicht nur sämt- 
liche vorhandenen 5-kV-Schaltanlagen und die Netz- und 
Abnehmerstationen sowie die neu verlegten 10-kV-Kabel 
ebenso 40 bis 50 Jahre wirtschaftlich genutzt werden wie 
beim Projekt 3. Darüber hinaus kann bei 10 kV ein großer 
Teil der vorhandenen 5-kV-Kabel noch 10 bis 20, vielleicht 
sogar bis 30 Jahre weiter mit Vorteil verwendet werden. 


Nimmt man für die weitere Untersuchung zunächst ein- 
mal an, daß später bei den hohen Belastungen über das 
Vier- oder Achtfache hinaus ein Übergang auf eine 20-kV- 
Verteilerspannung zweckmäßig wäre oder gar erforderlich 
wird — was bis jetzt jedoch noch nicht bewiesen ist, wie 
nachfolgend dargelegt wird —, und gelingtes, durch eine Um- 
stellung des 5-kV-Netzes auf zunächst 10 kV, den Einsatz 
der z.B. 7,9 Mio DM Differenzkosten um 10, 20 oder gar 
30 Jahre zu verzögern, wobei dieses Geld im Netz nützlicher 
angelegt werden sollte, so werden aus den 7,9 Mio DM 
Differenz nur durch den Kapitaldienst in dieser Zeit rd. 15 
bzw. 30 oder gar 60 Mio DM, wobei ein Bruchteil dieser 
Summe für den Umbau des 10-kV -Netzes auf 20 kV genügen 
würde, wenn sich später herausstellen sollte, daß dies nütz- 
lich oder erforderlich wird. Dabei ergibt sich noch der große 
Vorteil, daß der spätere Ausbau der Netze dann nach dem 
neuesten Stand der Technik ausgeführt werden kann. 


Wird eine solche Zwischenlösung, also eine Umstellung 
der 5- und 6-kV-Netze zunächst auf 10 kV und erst später 
bei wirklichem Bedarf auf 20 kV, vorgesehen, so brauchen 
hierdurch weder erhebliche Mehrkosten noch Fehlinvesti- 
tionen zu entstehen, wenn dies sinnvoll durchgeführt wird, 
wie nachfolgende Untersuchungen nachweisen. 


680 


Heft 18 vom 20. September 1961 


x 


Elektrizitätswirts | 


7. Vorschlag einer Zwischenlösung mit 10 kV 

Der Zeitpunkt wirtschaftlichen Kapitaleinsatzes 
wird nämlich für die verschiedenen Betriebsmittel wegen 
des Kapitaldienstes entsprechend der Zugänglichkeit, der 
Lebensdauer und aus anderen technischen Gesichtspunkten 
heraus verschieden liegen müssen. In allen Fällen dürfte es 
jedoch entschieden zu früh sein, jetzt schon 5- und 6-kV- 
Netze durch 20-kV-Netze zu ersetzen. Aber selbst wenn 
man die Mehrkosten für das teurere 20-kV-Material in 
Kauf nehmen wollte, um später die Kosten für die Um- 
schaltung auf 20 kV zu vermeiden und zunächst die nie- 
dere Betriebsspannung beibehält oder auf 10 kV umstellt, 
so muß gut überlegt werden, wo und wie dies sinnvoll und 
zweckmäßig ist. Aber nicht nur wegen des Kapitaldienstes 
und der Verlustkosten ist eine solche Zurückhaltung bei 
Verwendung von 20-kV-Material am Platze, sondern auch 
schon deswegen, weil bei der derzeitigen Entwicklung auf 
dem Gebiet der Technik heute niemand in der Lage ist 
abzusehen, welche neuen Möglichkeiten im Netzbau in 20 
bis 30 Jahren gegeben sind. Es ist durchaus möglich, daß 
mit Hilfe neuer Isolierstoffe, z.B. Gießharz, die Stationen 
ganz wesentlich kleiner, billiger und zugleich betriebssiche- 
rer gebaut werden können. Ansätze hierzu sind bereits vor- 
handen. Es wäre daher für die Stadtwerke recht bedauer- 
lich, wenn größere Mittel über längere Zeit vorzeitig aufge- 
wendet würden für teureres 20-kV-Material, das sich dann, 
wenn es wirklich gebraucht wird, womöglich als unzweck- 
mäßig herausstellt, weil es zu dem neueren nicht mehr paßt 


des 


oder gar schon wieder veraltet ist. Bei neuen Netz- und 


Abnehmertransformatoren, bei denen die Mehrkosten für 
eine Umschaltbarkeit von 10 auf 20 kV nur rd. 6% betra- 
gen, kann es vorteilhaft werden, eine solche vorsorglich 
vorzusehen. Anders liegen die Verhältnisse bei den Kabeln, 
und zwar insbesondere dann, wenn sie in Trassen mit teuren 
Oberflächen verlegt werden oder an Stellen, an denen man 
aus verkehrstechnischen Gründen ein späteres nochmaliges 
Aufgraben vermeiden will. Unter Umständen wird man sich 
nach vorheriger sorgfältiger Planung dann doch zu den be- 
achtlichen Mehrausgaben von rd. 40% für das Kabel oder 
rd. 25% für Kabel mit Verlegung entschließen. Aber dies 
kann nur im Zusammenhang mit der Gesamtplanung rich- 
tig übersehen und entschieden werden. 

Um die finanziellen Auswirkungen einer solchen Zwi- 
schenlösung genauer kennenzulernen, errechnete man zu- 
sätzlich, welche Mehrkosten entstehen würden, wenn man 
statt 10-kV-Kabel vorsorglich und für alle Fälle nur noch 
20-kV-Kabel verlegen und diese zunächst mit 10 kV be- 
treiben würde. Die Mehrkosten würden beim 10-kV-Projekt 2 
insgesamt rd. 800000 DM betragen. Wenn man sämtliche 
neu zu beschaffenden und umzuwickelnden Transforma- 
toren gleich von 10 auf 20 kV umschaltbar vorsieht, so be- 
tragen die Mehrkosten hierfür rd. 70000 DM. Es verbleibt 
dann zwischen den Projekten 2 und 3 immer noch eine 
Differenz in den Anlagenkosten von rd. 7 Mio DM, die in 10, 
20 oder 30 Jahren auf 14, 28 oder 56 Mio DM anwächst, 
ohne daß irgendwelche Fehlinvestitionen bei einem even- 
tuellen späteren Übergang von 10 auf 20 kV zu befürchten 
wären. Man erkennt daraus, wie unwirtschaftlich sich eine 
vorzeitige Umstellung von 5 und 6 kV auf 20 kV gegenüber 
einer Umstellung auf 10 kV auswirken wird. Dabei ist es bei 
einer entsprechenden Bemessung und einem zweckmäßigen 
Aufbau des übergeordneten 110-kV-Netzes auch mit 10 kV 
möglich, bei den hohen Belastungen nicht nur ein ebenso 
leistungsfähiges, sondern wahrscheinlich auch ein betriebs- 
sichereres Netz zu errichten als mit 20 kV, wie aus nachfol- 
genden Feststellungen hervorgeht. 


8. Die Betriebssicherheit bei 20-kV- und bei 10-kV-Netzen 


In den vorstehenden Untersuchungen und auch in den 
genannten Aufsätzen [1 bis 11] wurde im wesentlichen nur 
die wirtschaftliche Seite der Aufgabe der Stromverteilung 
beschrieben. Nicht minder bedeutsam ist die Frage nach der 
Betriebssicherheit; sie bedarf daher sehr eingehender Prü- 


fung, bevor man sich zu dem einen oder anderen Syst 
entschließen sollte. Auch hierbei ist, wie im Abschnitt 
dargelegt, zu unterscheiden zwischen den 20-kV-Überlar 
netzen und den großen städtischen Kabelnetzen entsp 
chend dem Abschnitt 3, für welche die nachfolgenden Üb 
legungen gelten. 

Je höher die Belastungen und Belastungsdichten anst 
gen werden, um so höher werden auch die Anforderunge 
die an die Betriebssicherheit und eine gute Spannungsh; 
tung gestellt werden. Bei den höheren Belastungen wirdd 
se Aufgabe für die Niederspannungsnetze, wie die Erfe 
rung lehrt, nur mit einer Vermaschung dieser Netze ing 
ßeren „„Maschennetzen“ in wirtschaftlicher und befrie 
gender Weise zu lösen sein. Die Aufgabe des Ausbaı 
betriebssicherer Niederspannungs-Maschennetze ist aber 
lösbar verknüpft mit der Frage der zweckmäßigen Betriel 
spannung des die Maschennetze versorgenden Mittelspa 
nungsnetzes, also der Verwendung von 20 oder 10 kV, v 
nachfolgend dargelegt wird. Von der Ausbildung der Mitt 
spannungsnetze hängt nämlich in hohem Maße die Betriel 
sicherheit hochbelasteter Maschennetze ab. 


9. Der Einfluß auf die Betriebssicherheit der Maschennetze 


Ein kurzer Rückblick auf die geschichtliche Entwicklu 
dürfte auch bei diesen Fragen zum Klären der Aufgabe 
stellung und der anzustrebenden Lösung beitragen. I 
ersten größeren städtischen Niederspannungsnetze war 
Kabelnetze, und zwar in den meisten Fällen größere, aı 
gedehnte „Gleichstrom-Maschennetze“. Diese Masche 
netze wurden durch eine größere Anzahl leistungsfähi; 
Speisekabel versorgt, welche die Ströme unmittelbar an « 
Straßenkreuzungen führten. Solange sich die Belastun; 
ströme in gut beherrschbaren Größen hielten, arbeitet 
diese Gleichstrom-Maschennetze ausgezeichnet. Mit steige 
der Belastung und somit rasch anwachsenden Ström 
wurde die Spannungshaltung, aber auch die Einhaltung 
erforderlichen Selektivität beim Schutz der Netze imn 
schwieriger und unwirtschaftlicher. 


Man ging daher mehr und mehr zu der wirtschaftlicher 
Drehstromversorgung über, und zwar zunächst in der Üb 
tragung der Energie von den Kraftwerken mit einer Spe 
nung von 5, 6 oder 10 kV zu den Umformwerken und € 
Großabnehmerstationen. Nach und nach wurden die Glei: 
stromnetze durch Drehstromnetze erweitert und später 
setzt. Hierbei ergab sich aber eine neue Schwierigkeit. ! 
der Vermaschung der Drehstrom-Niederspannungsne: 
traten bei einem Fehler im Hochspannungsnetz, z.B. 
einem Hochspannungskabel, nunmehr über das vermase| 
Niederspannungsnetz und die Transformatoren sogenanı 
Rückströme auf, durch die im Niederspannungsnetz ho: 
belastete Sicherungen abschalteten. Auch nach der Aus 
sung des fehlerhaften Hochspannungskabels durch seir 
Schalter wurde der Kurzschluß im Kabel solange weiter v 
sorgt, bis die Verbindung durch Abschalten weiterer Sic] 
rungen unterbrochen wurde. Hierdurch wurde jedoch ( 
Störungsumfang in untragbarer Weise vergrößert. Dan 
mit dieser Erscheinung zunächst nicht fertig wurde, 
mußten die Werke notgezwungen auf die Vermaschung ( 
Niederspannungsnetze verzichten, was streng genomm 
gegenüber den Abnehmern in der Sicherheit der Versorgt 
und in gewissem Umfang auch in der Spannungshaltı 
einen Rückschritt darstellte. 


Mit dem weiteren Anstieg der Belastung suchte mann: 
Mitteln und Wegen, auch bei den Drehstromnetzen die A 
bildung größerer Maschennetze zu ermöglichen, um wiec 
um zu einer höheren Betriebssicherheit und besseren Sp 
nungshaltung zu kommen. Es soll mit vorstehendem au! 
zeigt werden, daß die Maschennetze keine neue Ba 
form darstellen, sondern die Betriebssicherheit erst wi 
auf den Stand bringen, wie sie bei den alten, nicht ül 
lasteten Gleichstromnetzen schon einmal vorhanden v 
Das Bestreben müßte m. E. daher dahin gehen, die stä 
schen Niederspannungsnetze mit hohen Belastungsdich‘' 


trizitätswirtschaft 
En 
escnders die der Stadtkerne und der Geschäftsviertel, mit 
er Zeit wieder auf diesen alten Stand der Betriebssicher- 
eit zu bringen; denn nur in einwandfrei arbeitenden Ma- 
:hennetzen ist der höchste Stand der zur Zeit möglichen 
etriebssicherheit zu erreichen, nämlich eine „‚Momentan- 
serve‘. 


). Die Mittelspannung bei vorhandenen großen Maschen- 
tzen 
‚In den Städten der USA mit ihren hohen Belastungen in 
»n Stadtkernen und den niederen Spannungen und daher 
5heren Strömen war der Zwang zur Vermaschung wesent- 
»h größer als bei unseren 380-V-Netzen, so daß es ver- 
ändlich ist, daß dort die Drehstrom-Niederspannungs- 
jaschennetze entwickelt und schon seit einigen Jahrzehn- 
min fast allen Städten eingeführt und somit bei hohen Be- 
stungen bereits erprobt sind. Wenn sich die Maschennetze 
Dtz ihrer betrieblichen und wirtschaftlichen Überlegenheit 
fi hohen Belastungen gegenüber den Strahlennetzen im 
‚indesgebiet nur langsam, und zwar zuerst in Berlin und 
den letzten Jahren in größerem Umfang in verschiedenen 
'oßstädten wieder einführen konnten, so liegt dies einmal 
ran, daß unsere Verteilungsspannung im allgemeinen 
her ist, ferner daß das Verhalten cieser Netze in Fehler- 
len schwierig zu übersehen und die selektive Erfassung 
Fehlerströme nicht einfach ist. Zum anderen traten 
*ht nur im Bundesgebiet, sondern auch in den USA dabei 
ıwere Netzzusammenbrüche mit ihren üblen betriebli- 
en und wirtschaftlichen Folgen auf, die abschreckend 
kten und zur äußersten Vorsicht mahnten. Stadtwerke, 
in diesen Fragen bisher keine eigenen ausreichenden Er- 
rungen sammeln konnten, tun daher gut daran, sich die 
Be ehenden Erfahrungen bei anderen Werken zunutze 


machen. 


Betrachtet man die Frage nach der Betriebssicherheit der 

&kV- und der 10-kV-Netze unter den vorgenannten Ge- 
Ühtspunkten, so ist bei objektiver Betrachtung folgendes 
\tzustellen: Von den größeren Städten des Bundesgebie- 
, die über 5- und 6-kV-Netze und über bereits hochbela- 
Üte Niederspannungsnetze und über Erfahrungen mit grö- 
'en Maschennetzen verfügen, beabsichtigen zwar die 
isten, ihre Netze mit der Zeit auf 10 kV umzustellen, 
sr m. W. hat bisher keines dieser Stadtwerke die Absicht 
ußert, später sein Mittelspannungsnetz von 5, 6 oder 10 
auf 20 kV umzustellen oder gar solche Netze vorzeitig 
©ch 20-kV-Netze zu ersetzen. In den Städten der USA 
‘en die Verhältnisse ähnlich. Obwohl dort Belastungs- 
aten vorliegen, die bereits heute wesentlich höher 
1, als sie in unseren weniger dicht besiedelten Städten 
h später jemals auftreten werden, beabsichtigtman offen- 
Sıatlich nicht, 20 kV als Verteilungsspannung zu verwen- 
‘. Nach einer in dieser Zeitschrift [12] im Auszug ver- 
ntlichten Umfrage beabsichtigte von 106 großen EVU, 
über 63% aller Zähler der USA verfügten, nur ein Werk, 
weiterem Lastanstieg auf 23 kV überzugehen, während 
eisten ihre Mittelspannung auf 12,5 oder 13,8 kV um- 
tellen gedenken. Noch bedenklicher erscheint mir, daß 
ı vor einigen Jahren in New York die City trotz der ho- 
IF Belastungen von einer 27-kV-Verteilungsspannung reu- 
üg wieder auf 13,8 kV zurückgeschaltet hat, obwohl 
e Jahre zuvor sehr viel Kapital für den Ausbau dieses 
xV-Netzes aufgewendet wurde und für die Rückschal- 
auf 13,8 kV wieder aufzuwenden war. Offensichtlich 
üssen doch recht schwerwiegende Gründe vorliegen, wes- 
en man auch dort, trotz der höheren Belastungsdichten, 
ht die leistungsfähigere 20-kV-Spannung wählte. 


‚Dies dürfte m. E. vermutlich darin zu suchen sein, daß 
rim Land der klassischen Drehstrom-Niederspannungs- 
Üichennetze auf die hohe erforderliche Betriebssicherheit, 
iese Netze bei den hohen Belastungen verlangen, be- 
“deren Wert legt. Bei genauerer Kenntnis der Maschen- 
\:-Probleme kann kein Zweifel darüber bestehen, daß bei 
A {V diese Sicherheit besser und wahrscheinlich auch wirt- 


Heft 18 vom 20. September 1961 681 


schaftlicher zu erreichen ist als bei 20 kV, und dies trifft um 
so mehr zu, je niederer die Belastung der Netze ist. Es würde 
im Rahmen dieses Aufsatzes zu weit führen, diese Probleme 
näher zu erörtern und die Gründe hierfür anzugeben. Die 
Tatsache, daß die Städte mit langjährigen Erfahrungen im 
Bau und Betrieb von hochbelasteten Maschennetzen die 
10-kV-Spannung einer 20-kV-Spannung vorziehen, kann 
nicht übersehen werden und müßte daher m. E. so lange 
richtungweisend sein, bis der Nachweis eindeutig geführt 
ist, daß auch bei Verwendung von 20 kV die damit versorg- 
ten Maschennetze unter schwersten Bedingungen einwand- 
frei zu arbeiten vermögen und daß der Aufwand in den 
teuren Niederspannungs-Kabelnetzen und in der Reserve 
der Transformatoren dabei nicht höher wird als bei 10 kV. 
Erst wenn hierin ausreichend praktische Erfahrungen 
vorliegen, kann die Frage der Betriebssicherheit für Ma- 
schennetzgebiete bei Verwendung von 20 kV als geklärt an- 
gesehen werden. Auf keinen Fall sollte, wie aus vorstehen- 
den Ausführungen zu entnehmen ist, auf die Möglichkeit, 
später einmal Maschennetze betriebssicher und wirtschaft- 
lich ausbilden zu können, in den Gebieten hoher Belastungs- 
dichten verzichtet werden zugunsten der Einführung einer 
20-kV-Spannung. Hierzu liegt für die nächsten Jahrzehnte 
noch keine Veranlassung vor. 


11. Kompromißlösungen 


Durch die verschiedenartigen und örtlichen Gegebenhei- 
ten und durch die Forderung verursacht, die Planung so 
auszuführen, daß man dem wirtschaftlichen und betrieb- 
lichen Bestwert für später möglichst nahe kommt, wird 
nicht immer eine klare Entscheidung entweder nur 10 kV 
oder nur 20 kV möglich oder zweckmäßig sein. In vielen 
Fällen wird man zu einer vernünftigen Kompromißlösung 
kommen müssen, die sich jedoch den später wahrscheinli- 
chen Möglichkeiten anzupassen hat. Hierfür sind eingehen- 
de Untersuchungen erforderlich. In vielen Fällen wird sich 
dabei als zweckmäßige Lösung ergeben, daß die Gebiete, in 
denen bereits 5- und 6-kV-Kabel vorhanden sind und in 
denen auch meist größere Maschennetze gebildet werden 
sollen, für 10 kV vorzusehen oder umzuändern sind. Die 
weitläufigen Außengebiete wird man unter Umständen 
zweckmäßiger mit 20 kV versorgen, zumal wenn schon ein 
20- oder 25-kV-Netz vorhanden sein sollte. An dieses 20- 
kV -Netz können dann auch diejenigen Großabnehmer ange- 
schlossen werden, die in einen so hohen Verbrauch hinein- 
wachsen, daß sie auch ein 10-kV-Netz zu hoch belasten wür- 
den. Dabei wird man die 10- und die 20-kV-Gebiete zweck- 
mäßig abrunden. Will man für die Zukunft ganz sicher ge- 
hen, so wird man von der im vorhergehenden Abschnitt 7 
beschriebenen Zwischenlösung Gebrauch machen und in den 
10-kV-Netzen, wo dies sinnvoll erscheint, neu zu verlegende 
Kabel vorsorglich für 20 kV isolieren, ferner sämtliche neu 
zu beschaffenden Transformatoren umschaltbar für 20 kV 
vorsehen, und dies solange, bis man die Frage 10 oder 20 kV 
klar übersehen kann. Nach den durchgeführten Untersu- 
chungen ist jedoch eindeutig zu erkennen, daß ein vorzeiti- 
ger Ersatz vorhandener 5- und 6-kV -Netze durch ein 20-kV- 
Netz, zum Teil auch schon die vorzeitige Verwendung von 
20-kV-Material, wegen des Kapitaldienstes zu ganz erheb- 
lichen Verlusten führen kann. 


12. Die Auswirkungen der Umstellung auf 10 kV 


Durch die Umstellung vorhandener 5- und 6-kV-Netze 
auf 10 kV lassen sich ganz wesentliche technische und wirt- 
schaftliche Vorteile erreichen, wie früher [9] näher ausge- 
führt wurde. Dabei wird, wie bereits erwähnt, die Leistungs- 
fähigkeit der Netze wesentlich erhöht, und die Verluste wer- 
den zugleich beachtlich verringert. Bei 10 kV werden auch 
die wirtschaftlichen Kabellängen entsprechend größer, so 
daß es dann in vielen Fällen zweckmäßig werden wird, auf 
ein zweites Mittelspannungsnetz ganz oder zu einem großen 
Teil zu verzichten oder dieses nicht mehr zu erweitern, und 
unter Umständen auf das für städtische Stromverteilungs- 
netze z.Z. wohl ideale Zweispannungssystem mit 110/10-kV 
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überzugehen, was zu einer Herabsetzung der Kosten und 
einer Erhöhung der Wirtschaftlichkeit ganz erheblich bei- 
tragen wird. Dabei können ohne nennenswerte Mehrkosten 
die 110-kV-Transformatoren vorsorglich so bestellt werden, 
daß sie durch Laschen über Deckel für einen Betrieb mit 110/ 
20kV rasch umzustellen sind. Während man bislang der An- 
sicht war, daß mit steigender Belastung die Einführung einer 
zweiten Mittelspannung zweckmäßig sei oder gar erforder- 
lich würde, zeigen die neueren Untersuchungen [3, 4, 9, 10 
und 11], daß man bei zweckmäßiger Netzplanung umso eher 
darauf verzichten kann, je höher die Belastungsdichten 
werden. Dies hängt mit der wirtschaftlichen Länge der 
Kabel und damit der Entfernung der Umspannwerke zu- 
sammen. Zu den Fragen der wirtschaftlichen Spannungs- 
stufung für vorhandene städtische Kabelnetze sei noch auf 
die Ergebnisse der Untersuchungen von Müller-Guntrum 
der Hamburger Electrieitätswerke [10] und von E.Stolte 
der VEW Dortmund [11] verwiesen. Anderseits entstehen 
bei einer Umstellung auf 10kV Umschaltkosten, über deren 
Höhe und Bedeutung im Rahmen der Ausbaukosten meist 
falsche Vorstellungen bestehen. Die Höhe dieser Umschalt- 
kosten wird stark davon abhängig sein, wie die Planung aus- 
sieht und wie die Umstellung vorbereitet und durchgeführt 
wird, und kann dann meist im Verhältnis zu den Kosten, 
die notwendig wären, wenn man die Netze nach dem bis- 

herigen System bauen würde, recht niedrig gehalten werden. 


Die vielen, mit bestem Erfolg bereits durchgeführten 
Umstellungen vorhandener großer städtischer Kabelnetze 
auf eine höhere Spannung im Inland und auch im Ausland 
beweisen am überzeugendsten die Brauchbarkeit und Zweck- 
mäßigkeit einer solchen Rationalisierungsmaßnahme. Un- 
erläßliche Voraussetzung ist allerdings, daß sie richtig ge- 
plant und durchgeführt wird. Es soll hier als Beispiel nur 
auf das technische Ergebnis der Umstellung eines großen 
5-kV-Kabelnetzes auf 10 kV einer bedeutenden Großstadt 
des Bundesgebietes hingewiesen werden. Nach den Angaben 
der Betriebsabteilung traten nach der Umstellung auf10kV 
im Netz weit weniger Kabelfehler auf als zuvor bei der 
niederen Spannung von 5 kV. Es ergab sich ein auffallend 
ruhiges Netz. 

Bei einer Vermaschung der Niederspannungsnetze zu grö- 
ßeren Maschennetzen, wie dies später bei höheren Belastun- 
gen einmal erforderlich werden wird, bietet die 10-kV-Span- 
nung aus den angeführten Gründen zunächst nicht nur 
wirtschaftliche, sondern auch wesentliche betriebliche Vor- 
teile gegenüber einer Verteilungsspannung von 20 kV. 
Wegen der möglichen Ausgleichströme bei einem gemisch- 
ten Betrieb von vermaschten Netzen mit Stationen, die 
über zwei verschiedene Spannungsstufen, z.B. mit 6 und 
20 kV, gleichzeitig versorgt werden (wie dies schon vorge- 
schlagen und dann vorgesehen wurde), die gerade in Stö- 
rungsfällen besonders hoch werden, ist besondere Vorsicht 
und Zurückhaltung am Platze. Die Ausgleichströme können 
bei hohen Netzbelastungen leicht zu Netzzusammenbrüchen 
mit ihren insbesondere für die Abnehmer und in diesem 
Zusammenhang auch für das EW schwerwiegenden tech- 
nischen und wirtschaftlichen Folgen führen. 


13. Gründliche Untersuchungen sind erforderlich 


Eingehende Prüfungen und Berücksichtigung der ört- 
lichen Verhältnisse und aller Möglichkeiten wurden von 
K. Haager [3] und J. Tuercke [4] empfohlen. Dies trifft für 
die städtischen Kabelnetze in erhöhtem Umfang zu. Bei der 
Vielgestaltigkeit und Vielseitigkeit der mit steigender Be- 
lastung anfallenden Netzprobleme sind die erforderlichen 
Planungen, die für die Entwicklung der Stadtwerke in je- 
dem Falle von erheblicher Bedeutung sein werden, sehr sorg- 
fältig durchzuführen. Dabei ist noch zu beachten, daß es 
zwar eine ganze Reihe brauchbarer Lösungsmösglichkeiten 
gibt, die jedoch in den Kosten erheblich voneinander ab- 
weichen werden, aber nur einen wirtschaftlichen Bestwert. 
Es müßte das Ziel jeder Planung sein, diesem möglichst 
nahe zu kommen, was jedoch nur durch umfangreiche Un- 
tersuchungen und Berücksichtigung aller Faktoren möglich 


sein wird, wobei auch die gegebenenfalls erforderlichen 
derungen in den Stromlieferungsverträgen zu berücksi. 
tigen sind. Anderseits lassen sich durch eine richtige u 
rechtzeitige Rationalisierung ganz erhebliche Ersparni 
und eine beachtliche Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
reichen, wie auch aus [2, 9 und 10] zu entnehmen ist. 


Bei den hohen Kosten, die für den weiteren Ausbau « 
Stromverteilungsnetze noch aufzuwenden sind, und bei ( 
Vielzahl der bei einer Rahmenplanung auf lange Sicht 
berücksichtigenden Forderungen und Netzprobleme, ( 
alle richtig aufeinander abgestimmt werden müssen, was 
hohes Maß an Erfahrungen im Bau, Betrieb und der P 
nung von Netzen mit hohen Belastungen voraussetzt, 
scheint es zweckmäßig, zu einer bereits vorhandenen P 
nung zum Vergleich noch eine Planung von einem sachv 
ständigen neutralen Ingenieurbüro ausarbeiten zu lassı 
um Stallblindheit oder eventuell zu hohe Lieferantenint 
essen auszuschalten, was sich nach den Erfahrungen ind 
meisten Fällen reichlich bezahlt machen wird. Dies ist < 
Geschäftsverfahren, das in den USA und in England sch 
seit langem mit Erfolg angewendet wird, das aber auch 
den Beratungserlassen der Bundesländer vorgeschlagen i 
jedoch zum Nachteil der Stadtwerke und der Städte bisl 
noch zu wenig beachtet wird. 

Haben die sorgfältig durchgeführten Untersuchung 
aller einschlägigen technischen, wirtschaftlichen und vi 
traglichen Fragen jedoch ergeben, daß eine Umstellu 
vorhandener Netze auf eine höhere Spannungsstufe nic 
nur möglich, sondern mit Rücksicht auf den zu erwartend 
erheblichen Lastanstieg zweckmäßig oder gar notwenc 
wird, dann sollten auch die erforderlichen Entscheidung 
und Vorbereitungen unverzüglich getroffen werden, dan 
sonst unvermeidliche Fehlinvestitionen vermieden und ( 
später für die Umstellung anfallenden Kosten. mögliel 
klein gehalten werden können. In vielen Fällen kann es; 
gar zweckmäßig sein, nach gründlichen Vorbereitungen n 
der Durchführung nicht lange zu warten, damit man mi 
lichst bald zu der beschriebenen höheren Leistungsfähigk 
der vorhandenen Anlagen und damit zu den hierdurch mi 
lichen Einsparungen und zu einem wirtschaftlicheren Aı 
bau und Betrieb der Netze kommt. 
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R durch die Leitung gestellten Anforderungen 


hehrichtenkanäle in Form von Fernsprech- 
.d Fernwirkverbindungen 


|Zweckmäßig nutzt man die vorhandene Leitungimträger- 
quenten Betrieb zusätzlich aus. Damit ergeben sich aber 
lere Bedingungen als auf Fernmelde-Freileitungen und 
abeln. Durch den hohen Störpegel — insbesondere bei 
hen Spannungen und bei Regen — sind hohe Sendepegel 
“orderlich. Die von der Post genehmigte Grenze ist der 
nenpegel von +4,6 Np (10 W). Um dieser Bedingung 
'echt zu werden, muß man den Einzelkanalpegel einer 


Me — Dnay= BNp — >| 
Din 0,5Np | 


7..30-kHz- 
t + 10...380kV 
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| 
Be +2,LNp -5,6Np...+1,9Np 


Heft 18 vom 20. September 1961 683 


'rägerfrequente Nachrichtenübertragung für 
lochspannungsleitungen RNOMMoxBlbe,' Hamburg?) 


DK 621.3.052.63: 621.395.44 


| Eine Anlage wird beschrieben, die — angepaßt an die Verhältnisse von 10- bis 380-kV-Leitungen — 
bemerkenswert störempfindlich entweder einen Sprachkanal oder einen Fernwirkkanal in einer Rich- 
tung überträgt. Diese Baueinheit gliedert sich in das Trägerfrequenzraster zwischen 0,3 und 30 kHz 
auf Kabeln oder zwischen 35 und 375 kHz auf Freileitungen ein. Die höchste überbrückbare Leitungs- 
dämpfung beträgt8 Np mit einer automatischen Pegelregelung von 7,5 Np. Die Geräte sind mit Transi- 
storen bestückt, daher bei hoher Übertragungsqualität wartungsfrei, betriebssicher, raumsparend und 
für ein rasches Installieren geeignet aufgebaut. Zur Stromversorgung dienen zweckmäßig Akku- 
mulatoren oder das Wechselstromnetz. Der Notstrombetrieb ist wegen des geringen Stromverbrauchs — 
0,5 W je Anlage — kein Problem. Zusatzeinrichtungen erlauben die Mehrfachausnutzung der Anlage. 


Die für diese Anforderungen entwickelte Anlage 


In der Absicht, eine Anlage zu schaffen, die diese Bedin- 
gungen über eine sehr lange Zeit erfüllt, wurde ein Gerät 
entwickelt, das mit betriebssicheren und raumsparenden 
Transistoren einen großen Pegelbereich ausregelt und eine 
hohe Störpegel-Unempfindlichkeit hat. Gleichzeitig wurde 
der Sendepegel auch für die Einkanalanlage auf das Maß 
(+2,4 Np) herabgesetzt, das für einen Kanal einer 18-fach- 
WT genügen muß. Trotzdem lassen sich größte Leitungs- 
dämpfungen von 8 Np ohne Zeichenverzerrung überbrük- 
ken, wie im folgenden gezeigt wird. 


| Bild 1. Pegelplan einer Ein-Kanal-Trägerfrequenzanlage für Hochspannungsleitungen 


Üfach-WT auf den Pegel +2,41 Np senken. Die damit 
Trbrückbare Leitungsdämpfung sinkt im ungünstigsten 
le auf 2,36 Np ab. Der Betriebsempfangspegel liegt mit 
@eksicht auf den Störpegelabstand von 4 Np (für Fern- 
echen) oder 2 Np (für Fernwirken) und die Dämpfungs- 
wankungen durch Rauhreif und Notbetrieb bei Um- 
altungen der Leitungen unverhältnismäßig hoch. 


ls zeigt sich, daß durch den Wunsch, den Energiebetrieb 
Nlautomatisch zu überwachen und zu registrieren, das 
Xfügbare Frequenzband in einem engen Raster belegt 
d. Für Mittelspannungsleitungen liegen die Verhältnisse 
ändsätzlich ähnlich wie bei Hochspannungsleitungen. 
2 Kabeln wird dagegen durch die hohe Dämpfung hoher 
'quenzen das Band mit 30 kHz begrenzt. Zwar fallen Pe- 
schwankungen durch Rauhreif weg, während die Not- 
iebsbedingungen bleiben, so daß auch hier die Verhält- 
;e denen auf Hochspannungs-Freileitungen weitgehend 
sprechen. Aus diesen Bedingungen durch die Leitung 
si den Betrieb ergibt sich nun, daß eine Nachrichtenan- 
folgenden Bedingungen gerecht werden muß: 


"nöglichst große überbrückbare Leitungsdämpfungen, 
'ollautomatische Pegelregelung über einem weiten Be- 
‘eich, 

!Inempfindlichkeit gegen selektive und allgemeine Stö- 


Vartungsfreiheit, Betriebssicherheit, leichte Installa- 
‚Ion. 


1) Dr.-Ing. M. Elbe ist Mitarbeiter der Firma Hamburger 
"ktrobau Dipl.-Ing. Kurt Hartkopf, Hamburg-Wandsbek. 


Die Pegel der Anlage 


Der Pegelplan (Bild 1) ergibt ein Bild, das sich dem der 
Fernsprechleitung angleicht. Hervorzuheben ist, daß die 
Anlage einen sehr großen Pegelbereich vollautomatisch aus- 
regelt (Bild 2). Außerdem ist der sehr steile und definierte 
Anstieg (0,04 Np) des Empfängers bemerkenswert. Die Zei- 
chenverzerrungen werden lediglich durch das elektrisch- 
magnetisch-mechanische System der Relais hervorgerufen. 
Bei kontaktloser Übermittlung sind Verzerrungen bis nahe 
an den Ansprechpegel des Empfängers nicht zu beobachten. 


ale 
Sb = Ehe ELEND 
| 
ur 215 | 
Sa | 
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504.2 Empfangspegel 


Bild 2. Wirksamkeit der Pegelregelung 
a) Zeichenstrom, abhängig vom Empfangspegel 
b) Verzerrungen, abhängig vom Empfangspegel 


A Ansprechwert DB Betriebswert 
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Der Einfluß des Störpegels 

Durch das neue Verfahren der Übertragung kann der 
Summenpegel aller Störungen im betrachteten Kanal bis 
0,35 Np unter den jeweiligen Nutz-Empfangspegel anwach- 
sen, ohne die Übertragung zu gefährden. Auch durch dieses 
Ergebnis konnte der Sendepegel des Einzelkanals dieser 
Anlage auf den einer 18-fach-WT gesenkt werden, um die 
Bedingungen der Post leichter zu erfüllen (Bild 3). Zum 
Nachweis der Unempfindlichkeit der Anlage gegen Störun- 
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Bild 3. Störpegel am Empfängereingang, abhängig vom Nutz- 
pegel am Empfängereingang 
A  Störpegelabstand 


gen wurde ein selektiver Störpegel von 0,04 Np unter dem 
statischen Ansprechwert des Empfängers auf den Empfän- 
gereingang gegeben, während der Nutzpegel durch eine 
Eichleitung von 7,3 Np genau 2 Np unter dem Störpegel ge- 
tastet wurde. Die auf diese Weise übertragenen Zeichen 
wurden in Bild 4 wiedergegeben. Diese kritische Einstel- 


MITTE nee A RE 
mi 


Bild 4. Zeichenübertragung bei 7,3 Np Leitungsdämpfung und 
einem Störpegel von 2 Np über dem dynamischen Empfangs- 
pegel; das Zeichenverhältnis ist 1 :0,85. 


lung ist selbstverständlich nicht der allgemein gültige Fall, 
beweist aber den hohen Sicherheitsgrad der Anlage gegen 
Störungen. 


Die Frequenzbedingungen 


Die Anlage erfüllt die für Freileitungen gestellten Fre- 
quenzbedingungen des 5-kHz-Rasters auch bei Tempera- 
turschwankungen in gewarteten Räumen mit den normal 
stabilisierten Filtern. Bei Mehrfachausnutzung und bei 


größeren Temperaturschwankungen sind dann zusätzliche 
Stabilisierungemaßnahmen erforderlich. Für Kabel bis zu 
30 kHz ist ein Raster mit prozentualen Frequenzabständen 
vorteilhafter, zumal es von einer bestehenden Anlage für 
drahtlosen Betrieb übernommen werden kann. 


Scheinwiderstände) 

Die Anpassung an die Übertragungsleitung ist über u 
lötbare Aus- und Eingangsübertrager mit Scheinwiderst; 
den zwischen 50 und 600 & ohne Zusätze möglich. 

Bei Fernsprechübertragungen enden der Ausgangspe 
des Empfängers und der Eingangspegel des Senders ı 
einem Scheinwiderstand von 600 ®. Entsprechende 7 
sätze für die Endschaltungen für Fernsprechen erfüllen 
üblichen Bedingungen. Für den kontaktfreien Betrieb | 
Fernwirken läßt die Anlage genügend Spielraum für | 
vom EVU gewünschten Anschlüsse. Bei der Standarda 
führung werden 2 V an 100 Q abgegeben. 


Die konstruktive Ausführung der Anlage 

Die Transistorbestückung der Anlage erlaubt einen v 
kleineren und geschlosseneren Aufbau, als es bisher beir 
Röhren bestückten Anlagen möglich gewesen ist. In | 
druckter Schaltung werden die einzelnen Baugruppen eı 
sprechend zusammengestellt, so daß das Gerät den Anfor« 
rungen des EVU und den technischen Daten der Leitu 
entsprechend ausgelegt werden kann. Diese Lösung ist y 
sentlich wirtschaftlicher als eine Einheitsbauweise, die 
der Fertigung an die Bedingungen angeglichen werden mı 
Die einzelnen Bausteine selbst müssen sehr strenge Bed 
gungen erfüllen, um den hohen Anforderungen gerecht 
werden. Die Bauweise in Form von Baugruppen hat s 


Bild 5. Empfänger für 21 kHz in Subminiaturbauweise (} 
sprechleistung = 0,35-1012 W), insbesondere für tragbare Ger 
(in Originalgröße). Das vollständige Gerät wiegt 95 8. 


für eine drahtlose Verbindung für Frequenzen zwischen 
kHz und 10 MHz als Kanalfrequenz bewährt. Die Bilc 
5 und 6 zeigen Ausführungsbeispiele. 


Zusammenfassend kann gesagt werden, daß eine Peg 
regelung in weiten Grenzen beim Einsatz von Trägerf 
quenzanlagen auf Hochspannungsleitungen und Kab 
bedeutende Vorteile im Störpegelabstand und in der $ı 
kung des Sendepegels bringt. Die für Sprachübertragı 
oder für Fernwirkübertragung geeignete Anlage erford 


Bild 6. Transistor-Anlage für 1 
gerfrequenzenim 5-kHz-Raster: 
Relais bestückt 
Sender (unten), Empfänger (ol 
in der bisher üblichen Gesteilb 
weise 


keine umständlichen Einmeß-Verfahren und überbrü 
eine Leitungsdämpfung bis zu 8 Np. Durch ihre autom 
sche Pegelregelung und Frequenzkonstanz erfordert 
keine Wartung. In Transistortechnik ausgeführt, ersf 
sie Raum und ist leicht zu installieren. 
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/erminderung der Unfälle durch elektrischen Strom in 


liederspannungsanlagen 


>n Ludwig Simon, Frankfurt am Main*) 


DK 414.825: 612.014.425:621.3.027.262.2 


An Niederspannungsanlagen ereignen sich etwa viermal soviel Unfälle wie an Hochspannungsanlagen. 


Das Schwergewicht in der Unfallbekämpfung muß deshalb bei den Niederspannungsunfällen liegen. 
Der Verfasser zeigt, welche Möglichkeiten die VDEW hat, an der Unfallbekämpfung mitzuarbeiten. 
Mittel hierzu sind die Mitarbeit der Vertreter der VDEW in den zuständigen Kommissionen und Gre- 
mien, die Herausgabe einschlägiger Richtlinien und Empfehlungen sowie die regelmäßige Schulung des 
Fachpersonals und die Aufklärung der Laien. 


In der Frage der Unfallbekämpfung g gibt es zwei extreme 
sichten. Die einen meinen, daß dem Molsck Technik nun 
mal Opfer gebracht werden müssen und alle Bemühun- 
a umsonst seien; die anderen — die Sicherheitsfanatiker 
hoffen, jede Unfallmöglichkeit durch entsprechende Vor- 
ariften und Bestimmungen ausschließen zu können. Die 
(ie Meinung ist so falsch wie die andere. Ein sorgfältiges 
-obachten des Unfallgeschehens und das Studium der Un- 
lursachen können in der Verbindung mit vernünftigen, 
"eh dem Praktiker verständlichen Bestimmungen sehr wohl 
-» Verminderung der Unfälle beitragen. Völlig irrig wäre es 
‚ar anzunehmen, daß jeder theoretisch mögliche Unfall 
“rch eine entsprechende Vorschrift vermieden werden 
nn. Unser ohnehin schon recht umfangreiches Vorschrif- 
Awerk müßte in diesem Fall noch weiter anwachsen. 
bst Fachleute würden hilflos diesem Wust von Vorschrif- 
gegenüberstehen und wüßten letzten Endes nichts 
Ihr damit anzufangen. In der Beschränkung zeigt sich 
[Sh hier der Meister, und der goldene Mittelweg ist, wie 
rall, die beste Lösung. Die Mehrzahl der deutschen Fach- 
e vertritt deshalb den Standpunkt, daß der Schwer- 
in der Unfallbekämpfung auf die Aufklärung und 
lehrung des Fachpersonals, aber auch der Laien, zu 
Ü'en ist und daß sich die Vorschriften auf das Wesentliche 
“chränken sollen. 


fälle in der Bundesrepublik 


"Zunächst soll ein kurzer Überblick über die Unfallsitua- 
"n in der Bundesrepublik gegeben werden. Die nachfol- 
Sıd genannten Zahlen beziehen sich auf das Jahr 1958 und 
d dem Jahresbericht Nr. 255 des Statistischen Bundes- 
„tes, Wiesbaden, entnommen. 


"Durch Unfälle kamen im Bundesgebiet (ohne West-Ber- 
1958 insgesamt 19033 männliche und 9171 weibliche, al- 
zusammen 28204 Personen ums Leben. Allein 11318 Men- 
en verunglückten im Straßenverkehr tödlich und 8475 
ch Sturz aus der Höhe oder auf gleicher Ebene. Es ist 
1m zu fassen, daß im Haushalt jährlich zwischen 7000 und 
"0 Menschen durch Unfälle ihr Leben lassen. Die Zahl der 
lichen Arbeitsunfälle, allerdings einschließlich der To- 
fälle durch Berufskrankheiten, belief sich auf 4944. Es 
© unglückten im Haushalt also mehr Menschen tödlich als 
"den Betrieben. Erfreulicherweise zeigt sich in den tödlı- 
“n Arbeitsunfällen eine sinkende Tendenz, betrug doch 
# entsprechende Zahl für das Jahr 1953 noch 5302 Todes- 
le. 

"3emerkenswert ist, daß die Gesamtzahl aller tödlichen 
"fälle sowie die Zahlen der Verkehrs- und Arbeitsunfälle 
‚ler Bundesrepublik etwa verhältnisgleich den Zahlen in 
un USA sind. In beiden Ländern lag 1957 der Anteil der 
{ (lichen Verkehrsunfälle bei etwa 23 bis 24 j je 100000 Per- 
‘en und der der Arbeitsunfälle bei etwa 23 je 100000 Voll- 
“eiter. Der Anteil an den Gesamtunfällen lag bei etwa 56 
58 Todesfällen je 100000 Personen. 


'") Dipl.-Ing. L. Simon ist Mitarbeiter in der Hauptgeschäftsstelle 
“ı VDEW, Frankfurt am Main. 

huszug aus einem auf der 23. Tagung der österreichischen 
" ıerheitsingenieure gehaltenen Vortrag. 


Erfreulich gering ist die Zahl der tödlichen Unfälle durch 
elektrischen Strom. Mit 280 Todesfällen im Jahr 1958 be- 
tragen diese nur etwa 1% aller tödlichen Unfälle. In Öster- 
reich sind es sogar nur etwa 0,6%. Erfreulich ist auch die 
Tatsache, daß sich trotz Verdoppelung der Energieabgabe 
die Zahl der tödlichen Unfälle nicht erhöht hat, sondern in 
den letzten Jahren sogar eine schwach fallende Tendenz 
aufweist. Indessen ist der Anteil der tödlichen Unfälle an 
der Gesamtzahl der elektrischen Unfälle erheblich und liegt 
weit höher als bei den anderen Unfällen. Ein elektrischer 
Unfall verläuft deshalb meistens schwer, wenn nicht gar 
tödlich. 


Von den 280 tödlichen Unfällen durch elektrischen Strom 
im Jahre 1958 entfallen 230 auf männliche und 50 auf weib- 
liche Personen. Leider liegen keine genauen Angaben vor, 
wieviele Personen durch elektrischen Strom im Haushalt 
tödlich verunglücken. Wir kennen jedoch die Unfallzahlen 
der Betriebe: Durch elektrischen Strom verunglückten 1958 
in den Betrieben 190 Personen tödlich und etwa 4000 Per- 
sonen erlitten Schocks oder Verbrennungen. Im Haushalt 
und an anderen Stellen sind somit 90 Menschen durch elek- 
trischen Strom tödlich verunglückt. Im Haushalt allein 
dürften es kaum mehr als 70 bis 80 Personen je Jahr sein. 


Die Niederspannung erfordert bekanntlich mehr Opfer 
als die Hochspannung. Dies rührt einmal daher, weil die 
Niederspannungsanlagen weit mehr verbreitet sind als die 
Hochspannungsanlagen und rd. 95% der eigentlichen Ver- 
braucheranlagen umfassen, aber auch daran, daß vielfach 
die Gefahren bei einer Niederspannungsanlage unterschätzt 
werden. Das Verhältnis der tödlichen Niederspannungsun- 
fälle zu den Hochspannungsunfällen liegt etwa bei 1:4. In 
Österreich wird es nicht viel anders sein. Schon aus dieser 
Tatsache allein geht die Bedeutung der Bemühungen um 
eine Verminderung der Unfälle an Niederspannungsanlagen 
hervor. Auch wir haben dies erkannt. Es bedarf aber noch 
vieler Mühen und Arbeit, um die Fachleute und Laien dahin 
zu bringen, daß sie vor Niederspannungsanlagen den glei- 
chen Respekt bekommen wie vor Hochspannungsanlagen. 


Ursache der Unfälle 


Als Ursache der Unfälle kommen in erster Linie sachliche 
und persönliche Mängel und nur ganz selten unvorherge- 
sehene und nicht vermeidbare Umstände in Frage. In 
sachlicher Hinsicht sind es vornehmlich Mängel an der 
elektrischen Anlage infolge Nichtbeachtens bestehender 
VDE-Vorschriften oder auch anderweitiger Bestimmungen, 
Überalterung der Anlagen oder Mängel in der technischen 
Ausrüstung des Personals. Weit mehr sind aber persön- 
liche Mängel die Ursache von Unfällen. Hier sind zu nen- 
nen: 

1. Oberflächlichkeit der Laien, welche die Gefährlichkeit 
elektrischer Anlagen häufig unterschätzen, 
2. Überheblichkeit der Fachleute, die sich zu sehr auf ihre 

Routine verlassen, 

3. nicht regelmäßiges Überprüfen der Anlagen durch die 
Betriebsleiter, die sich zu sehr auf ihr Personal verlassen, 

. Unerfahrenheit des jüngeren Personals, 

. Gedankenlosigkeit, Leichtsinn, Vergeßlichkeit. 
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Insgesamt gesehen ist es also die menschliche Unzuläng- 
lichkeit, die es zu bekämpfen gilt. Sie wird man nie völlig 
ausschalten, aber durch entsprechende Erziehung bereits 
der jungen Menschen auf ein Mindestmaß beschränken kön- 
nen. 


Vorsehriften und Bestimmungen 

Im folgenden soll über die Maßnahmen berichtet werden, 
die von der VDEW zur Bekämpfung der Unfälle in Nieder- 
spannungsanlagen durchgeführt worden sind. Als freie Ver- 
einigung bundesdeutscher EVU hat die VDEW selbstver- 
ständlich kein Verfügungsrecht. Sie kann nur durch Mitar- 
beit in den zuständigen Kommissionen und Gremien und 
durch Herausgeben von Empfehlungen und Richtlinien — 
sozusagen vom „grünen Tisch‘ aus — auf den Sektor der 
Unfallbekämpfung und des Unfallschutzes Einfluß neh- 
men. Die Mitarbeit der VDEW in den VDE-Kommissionen 
ist ebenfalls ein Beitrag zur Unfallbekämpfung, weil da- 
durch die von den EVU-Fachleuten gesammelten Erfah- 
rungen in Form von VDE-Bestimmungen ihre Berücksich- 
tigung finden. 


In der Bundesrepublik gibt es keine gesetzlichen Vor- 
schriften für die Erriehtung und den Betrieb von elektri- 
schen Anlagen. Die 2. Durchführungsverordnung des Ener- 
giewirtschaftsgesetzes besagt zwar, daß die „anerkannten 
Regeln der Elektrotechnik“ zu beachten sind, aber schon 
der Ausdruck ‚„‚Regeln der Technik“ läßt erkennen, daß es 
sich um keine gesetzlichen Vorschriften handelt. 


Zu den „anerkannten Regeln‘ zählen die VDE-Bestim- 
mungen, die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsge- 
nossenschaften und die besonderen Vorschriften der EVU. 
Im Rahmen der „Regeln der Elektrotechnik“ sind diese 
drei Gruppen als gleichwertig zu betrachten. Sie müssen bei 
der Ausführung und dem Betrieb von elektrischen Stark- 
stromanlagen beachtet werden, widrigenfalls ein Verstoß 
gegen die „anerkannten Regeln der Elektrotechnik‘ vor- 
liegt, der im Schadensfalle zu rechtlichen Auswirkungen 
führen kann. Zu den anerkannten Regeln zählen aber nicht 
nur die oben erwähnten Bestimmungen des VDE, der Be- 
rufsgenossenschaften und der EVU, sondern auch nicht in 
Bestimmungen erfaßte allgemein übliche technische Ge- 
pflogenheiten und Erfahrungen, die sich bei der Ausführung 
von elektrischen Anlagen in der Praxis ergeben und als 
zweckmäßig erwiesen haben. 


Noch einige Worte wären zu den VDE-Bestimmungen zu 
sagen. Es gibt verschiedene Arten von VDE-Bestimmungen: 


1. die VDE-Vorschriften, die aus grundsätzlichen For- 
derungen und den zu ihrer Erfüllung notwendigen Bau-, 
Prüf- und Anwendungsbestimmungen bestehen ; 


2. die VDE-Regeln, von denen unter eigener Verant- 
wortung in Einzelfällen abgewichen werden darf, wenn be- 
sondere Gründe dies rechtfertigen; 


3. die VDE-Leitsätze, deren Beachtung empfohlen 
wird; 

4. die VDE-Bestimmungen für probeweise verwend- 
bare Erzeugnisse; 

5.die VDE-Übergangs-Bestimmungen 
Bestimmungen, Kriegsbestimmungen); 


6. die VDE-Richtlinien. Diese enthalten Erfahrungen 
und Vereinbarungen über zweckmäßige Eigenschaften, Be- 
messung und Prüfung von elektrischen Anlagen und Be- 
triebsmitteln, die nicht durch Sicherheitsforderungen ver- 
ursacht sind. Sie’wurden bisher zum Teil auch in Form von 
Merkblättern herausgegeben, sollen aber in Zukunft nur als 
Richtlinien bezeichnet werden. Es sei ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß Richtlinien (und Merkblätter) im Sinne 
des Energiewirtschaftsgesetzes nicht als anerkannte Re- 
geln der Elektrotechnik gelten. 


Neben den Vorschriften der Berufsgenossenschaften und 
den VDE-Bestimmungen gibt es noch die besonderen Be- 


(Behelfs- 


stimmungen der EVU, die ebenfalls zu den anerkannt« 
Regeln der Elektrotechnik zählen. Es handelt sich hierh 
um die „Technischen Anschlußbedingungen für Star 
stromanlagen unter 1000 V“, die gewisse Bedingungen üb 
die Ausführung von Niederspannungsanlagen im Hinbli. 
auf die Netzverhältnisse des zuständigen EVU und die $ 
cherheit der Abnehmer enthalten, sich aber selbstverstän. 
lich auf die VDE-Bestimmungen stützen. Leider gibt 
noch keine bundeseinheitlichen Technischen Anschlußb 
dingungen, so wie dies angestrebt wurde. Die noch rec] 
unterschiedlichen Netzverhältnisse der einzelnen EVU m 
chen Abweichungen von der von der VDEW herausgegeb 
nen Standardfassung notwendig. Dies ist zweifelsohne e 
Nachteil, besonders für die Installateure, die oft in benac] 
barten Versorgungsgebieten unterschiedliche Bestimmung: 
beachten müssen. Dieser Umstand trägt keinesfalls zur Ve 
minderung der Unfälle bei. Wie betrachten es daher als eiı 
unserer wichtigsten Aufgaben in der Unfallbekämpfung, d 
bundeseinheitliche Gestaltung der Technischen Anschlu 
bedingungen unserer Mitgliedswerke im Laufe der nächste 
Jahre zu erreichen. Auf Landesebene ist dieses Ziel erfrei 
licherweise in Baden-Württemberg bereits erreicht. 


Neben den oben erwähnten Bestimmungen seien der Vo) 
ständigkeit halber noch die ortspolizeilichen Vorschrift. 
erwähnt, die aber meist nur in Sonderfällen Anwenduı 
finden. 


Es könnte der Eindruck entstehen, als ob die Ausführu 
gen über das bundesdeutsche Vorschriftenwesen eigentli 
nicht ganz mit dem Titel dieses Berichtes übereinstimme 
Dies ist aber nur scheinbar der Fall. Vernünftige Vorschr; 
ten und Bestimmungen sind nun einmal eine der Vorau 
setzungen für die Verhütung von Unfällen an elektrisch 
Anlagen und die Mitarbeit in den verschiedenen Kommi 
sionen und Gremien, also zweifellos ein Beitrag für die Ve 
minderung der Unfälle. Die VDEW verfolgt aufmerksa 
das Geschehen auf dem Sektor des Vorschriftenwesens ur 
schaltet sich überall dort ein, wo es sich darum handel 
neue Bestimmungen zu erarbeiten oder bestehende zu ä 
dern oder zu ergänzen. Dies gilt insbesondere für die Schut 
maßnahmen. Es ist nicht immer leicht, die richtige Schut 
maßnahme am richtigen Platz auszuwählen. Aufgabe d 
Errichter und Hersteller muß es sein, ihre Anlagen und G 
räte so zu bauen, daß sie weitgehend narrensicher sind. D 
Schutzisolierung ist von allen Schutzmaßnahmen d 
Vorzug zu geben. Gäbe es nur schutzisolierte Geräte u 
Betriebsmittel, so brauchte man keine zusätzlichen Schut 
maßnahmen in den Anlagen, wie Nullung, Schutzschaltuı 
oder Schutzerdung. Der Weiterentwicklung der Schutzis 
lierung sind deshalb die Bemühungen der VDEW gewi 
met. 


Ausschüsse und Vereinbarungen 


Will man die Unfälle wirksam bekämpfen, so muß m: 
ihre Ursachen kennen. Eine sorgfältige, detaillierte Statist 
über die Unfälle ist eine weitere Voraussetzung. Im Gege 
satz zu Österreich gibt es in der Bundesrepublik noch kei: 
einheitliche Erfassung der Unfallursachen und des Unfa 
geschehens. Das Statistische Bundesamt Wiesbaden erfa 
zwar die Unfälle nach Altersgruppen und Geschlecht, ab 
nicht nach der eigentlichen elektrischen Ursache. Auf A 
regung der VDEW wurde deshalb ein Gemeinschaftsau 
schuß „Statistik über Unfälle und Brände durch elekt; 
schen Strom“ gebildet, der sich die Aufgabe stellte, zunäch 
einen einheitlichen Fragebogen für die genaue Erfassui 
der Unfallumstände und Unfallursachen auszuarbeite 
Dabei sollen in erster Linie die Niederspannungsunfälle « 
faßt werden, da die Hochspannungsunfälle durch die E 
rufsgenossenschaften und Gewerbeaufsichtsämter so we 
gehend untersucht werden, daß ihre Ursachen meist einde 
tig geklärt werden können. Bei den Niederspannungsunf: 
len ist dies im gleichen Maße nicht immer der Fall. Der Au 
schuß hat seine Arbeiten noch nicht abgeschlossen. 
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‚An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, daß sich auch die 
NIPEDE mit der Unfallverhütung befaßt und die Ausar- 
»itung eines einheitlichen Fragebogens auf europäischer 
asis anstrebt. Der Abschluß dieser Arbeiten dürfte aber 
ohl noch Jahre in Anspruch nehmen. 


Eine weitere Voraussetzung für die Ver meidung von Un- 
len durch elektrischen Strom ist die Ver wendung von Ma- 

\rialien und Betriebsmitteln, die den VDE-Vorschriften 
hd anderen Sicherheitsvorschriften entsprechen. Bekannt- 
'h erscheinen auf dem Markt — dies ist vermutlich auch 
Österreich der Fall — hin und wieder Geräte und Instal- 
ionsmaterialien, die diesen Vorschriften nicht entspre- 
‚en und daher wiederholt zu Unfällen geführt haben. Als 
Be! seien die unzulässigen Zwischenstecker angeführt; 

‚er wiederholt waren auch Geräte zu beanstanden, weil 
‚re Ausführung nicht den primitivsten Sicherheitsvor- 
‚hriften entsprach. Auf Anregung des VDE, der VDEW 
ıd des ZVEI wurde deshalb zwischen den großen Fach- 
rbänden eine Übereinkunft zur För derung VDE- gemäßer 
aktrotechnischer Erzeugnisse und duntallariohen ton. 
ese Übereinkunft ist abgeschlossen worden zwischen fol- 
ınden Verbänden: 


‚Verband Deutscher Elektrotechniker (VDE), 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW), 
‚Zentralverband der Elektrotechnischen Industrie (ZVEI), 
\ Bundesinnungsverband des Elektrohandwerks, 
"Bundesverband des Elektro-Großhandels, 

Verband Deutscher Rundfunk- und Fernseh-Großhänd- 
ler, 

‚Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe 
des Einzelhandels e. V., 


beitsgemeinschaft des Beleuchtungs- und Elektroein- 
zelhandels, 


#Hauptberatungsstelle für Elektrizitätsanwendung (HEA). 


In dieser Übereinkunft verpflichteten sich die Verbände, 
en Mitgliedern zu empfehlen, für den deutschen Markt 
"relektrotechnische Erzeugnisse herzustellen, zu handeln, 
installieren, zuzulassen und zu verwenden, die den gel- 
“ıden VDE-Bestimmungen entsprechen. Sie verpflichten 
h darüber hinaus, ihre Mitglieder in regelmäßigen Ab- 
linden mittels gemeinsamer und eigener Aufrufe durch 
indliche und schriftliche Empfehlungen auf die Bedeu- 
ng der VDE-Bestimmungen und auf die Gefahren und 
ülgen ihrer Nichtbeachtung hinzuweisen. Seit dem Beste- 
n dieser Übereinkunft kommt es nur noch selten vor, daß 
‚räte oder Materialien auf dem Markt erscheinen, die 
ht den VDE-Bestimmungen entsprechen. 


Ebenfalls auf Anregung der oben genannten Verbände 
ırde der Aktionsausschuß ‚Sichere Elektrizitätsanwen- 
ng‘ gegründet. Dieser Aktionsausschuß hat die Aufgabe, 
“n Laien über den Umgang mit elektrischen Geräten zu 
lehren. Er gibt von Zeit zu Zeit Merkblätter heraus, die 
„in den Mitgliedswerken der VDEW kostenlos an ihre Ab- 
er abgegeben werden. Auch dies ist ein indirekter Bei- 


ine wichtige Aufgabe sieht die VDEW in der Heraus- 
be von elektrotechnischen Richtlinien und Empfehlungen 
ihre Mitgliedswerke. So hat z.B. ein Arbeitskreis der 
Ü"DEW ein Merkblatt über Ausgleichsleitungen in Bade- 
men ausgearbeitet, das vom Aktionsausschuß ‚Sichere 
Nektrizitätsanwendung“ in einer Auflage von weit über 
0000 Stück an sämtliche Elektro-, Gas- und Wasserinstal- 
seure des Bundesgebietes verteilt wurde. Darüber hinaus 
es auch für die Architekten und Bauherren bestimmt; die 
|rteilung übernehmen in diesem Fall die EVU. Es handelt 
/h hierbei um die Bekanntmachung einer VDE-Vorschrift 


aus VDE 0100/11.58, die besagt, daß man in Baderäumen 
eine metallene Verbindung zwischen allen mit der Erde in 
Berührung stehenden Metallteilen und der Wasserleitung 
vornehmen muß, um das Auftreten von Potentialdifferen- 
zen zu vermeiden. Diese Ausgleichsleitung muß selbstver- 
ständlich auch in Baderäumen von Betrieben durchgeführt 
und sollte darüber hinaus in allen Waschräumen vorgese- 
hen werden. Für die Installation dieser Ausgleichsleitung 
ist der Elektroinstallateur verantwortlich. 


Auch auf Baustellen treten verhältnismäßig viele elek- 
trische Unfälle auf, die auf die meist provisorische Installa- 
tion der elektrischen Anlagen zurückzuführen sind. Schon 
vor Jahren haben deshalb Mitgliedswerke der VDEW für 
ihr Versorgungsgebiet Bestimmungen über die Ausführung 
von Anschlußschränken für elektrische Anlagen auf Bau- 
stellen herausgebracht. Eine VDE-Vorschrift für Anlagen 
auf Baustellen besteht bisher nicht, ist aber in Vorberei- 
tung. Gemeinsam mit den Bau-Berufsgenossenschaften und 
den Herstellern hat ein Arbeitskreis der VDEW Bedingun- 
gen ausgearbeitet, wie die Anschlußschränke für Baustellen- 
anlagen auszuführen sind. Diese Anschlußbedingungen wer- 
den von den EVU im Rahmen ihrer allgemeinen Techni- 
schen Anschlußbedingungen übernommen und gelten damit 
nach den Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit 
elektrischer Arbeit (AVB) als ‚‚besondere Vorschriften des 
Elektrizitätswerkes“. Der Einbau von elektrischen Installa- 
tionsmaterialien, wie Schalter und Sicherungen in Holzkä- 
sten, ist nach diesen Bedingungen nicht mehr gestattet. Zu- 
lässig sind lediglich blech-, isolierstoff- und gußgekapselte 
Verteilungen, die den VDE-Bestimmungen und den beson- 
deren Vorschriften der EVU entsprechen. 


Auf kleineren Baustellen wird man den kombinierten An- 
schluß- und Verteilerschrank verwenden, auf größeren und 
großen Baustellen ist eine dezentralisierte Aufstellung an- 
gebracht. Man muß einen oder mehrere Anschlußschränke 
und eine Reihe von Verteilerschränken vorsehen. In den 
Anschlußschränken wird die Meßeinrichtung eingebaut, so- 
fern die Baustelle nicht ohnehin über Hochspannung ver- 
sorgt wird. 


Sowohl Hersteller als auch die Baufirmen hatten den 
Wunsch geäußert, diese Anschlußschränke so zu gestalten, 
daß sie universell ohne Änderung ihrer inneren Schaltung 
auf allen Baustellen des Bundesgebietes verwendet werden 
können. Dieser Wunsch war durchaus begreiflich, da z.B. 
die großen Baufirmen im ganzen Bundesgebiet beschäftigt 
sind und es für sie eine starke Belastung bedeuten würde, 
wenn die Schränke jeweils entsprechend den örtlichen Be- 
triebs- oder Netzverhältnissen umgebaut werden müßten. 
Die von der VDEW herausgegebenen Zusatzbedingungen 
berücksichtigen allerdings nur Netze für 380/220 V, da diese 
Netze den Regelfall darstellen und solche anderer Spannun- 
gen nur noch wenig vorhanden sind. 


Eine Frage, die dem Arbeitskreis große Sorge bereitete, 
war die der auf Baustellen anzuwendenden Schutzmaß- 
nahmen. Die in der Bundesrepublik am häufigsten angewen- 
dete Schutzmaßnahme ist die Nullung. Leider ist sie jedoch 
nicht in allen Fällen anzuwenden, weil die Nullungsbedin- 
gungen infolge der örtlichen Netzverhältnisse nicht überall 
erfüllt werden können. Um die Baustellenverteilerschränke 
jedoch universell anwenden zu können, müßte man eine 
Schutzmaßnahme vorsehen, die ebenfalls universell an- 
wendbar ist. Dies kann nur die FI-Schutzschaltung sein. 
Bis auf wenige Sonderfälle kann die FI-Schutzschaltung in 
den Niederspannungsanlagen angewendet werden. Sie hat 
sich im allgemeinen bewährt, wenn auch ein endgültiges 
Urteil heute noch nicht gefällt werden kann. Der Arbeits- 
kreis hat sich nur sehr schwer entschließen können, in den 
Zusatzbedingungen als Schutzmaßnahme die FI-Schutz- 
schaltung vorzuschreiben, weil er sich wohl darüber klar 
war, daß sich durch diese allgemeine Regelung Schwierig- 
keiten ergeben mußten. Dies ist leider auch der Fall ge- 
wesen. Abgesehen von diesen Schwierigkeiten haben sich 
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jedoch die Zusatzbedingungen gut eingeführt und auch die 
Mehrzahl der Baufirmen hat gegen die Anschaffung der 
immerhin recht aufwendigen Schränke keine Einwendun- 
gen erhoben. Man findet deshalb diese Baustellenverteiler 
heute auf sehr vielen Baustellen, und es ist zu hoffen, daß sie 
dazu beitragen, die Zahl der Unfälle auf Baustellen zu ver- 
mindern. 


Aus der Menge der von der VDEW herausgegebenen wei- 
teren technischen Richtlinien sind nur die ‚‚Richtlinie für die 
Errichtung und den Betrieb von Niederspannungs-Frei- 
leitungsnetzen‘‘, die ‚Technischen Richtlinien zur Kabel- 
legung‘“ und die kurz vor dem Abschluß stehenden ‚‚Richt- 
linien für Erdungen in Starkstromnetzen‘ zu erwähnen. Be- 
kanntlich haben mangelhafte Freileitungen, besonders aber 
mangelhafte Dachständereinführungen, wiederholt zu Brän- 
den und auch zu Unfällen geführt. Die betriebs- und unfall- 
sichere Gestaltung der Dachständereinführung wie über- 
haupt der Hauseinführung ist eine wichtige Voraussetzung 
zur Vermeidung von Bränden und Unfällen. Hiermit hat 
sich besonders ein Arbeitsausschuß der VDEW befaßt, der 
Richtlinien erarbeitete, die nunmehr auch sinngemäß in die 
VDE-Bestimmungen aufgenommen werden sollen. 


Ähnlich verhält es sich mit den Richtlinien zur Kabel- 
legung, wenn auch in diesem Fall die Unfallgefahren nicht 
so groß sind wie bei Freileitungen. 


Schon jetzt finden die in Vorbereitung befindlichen 
„Richtlinien für Erdungen in Starkstromnetzen‘“ starkes 
Interesse bei unseren Mitgliedswerken, da die Frage einer 
sicheren Erdung im Rahmen der Schutzmaßnahmen an 
erster Stelle steht. Diese Richtlinien befassen sich sowohl 
mit Erdungen in Nieder- als auch in Hochspannungsanla- 
gen. Dem Zusammenschluß der Erdungen in Schaltanlagen 
ist ein besonderes Kapital gewidmet, ebenso der Erdung am 
Wasserrohrnetz. Auch werden in diesen Richtlinien Emp- 
fehlungen gegeben, welche Maßnahmen zu ergreifen sind, 
falls das Wasserrohrnetz als Erder ausfällt, z.B. dann, wenn 
an Stelle von Metallrohren ganz oder teilweise nicht leitende 
Rohre verwendet werden. 


DK 621.928.9 
Stand und Aussichten der Entstaubungstechnik 


Eine große Zahl von Interessenten aus dem In- und Aus- 
land folgte der Einladung der Fachgruppe Staubtechnik im 
Verein Deutscher Ingenieure zu einer Fachtagung vom 
26. bis 28. April 1961 in der Technischen Hochschule Aachen. 
Über die Entwicklungslinien in der Staubtechnik berichtete 
Prof. Dr.-Ing. W. Barth, Karlsruhe, folgendes: 


Schon im Jahr 1893 hat der Verband der deutschen Ar- 
chitekten- und Ingenieurvereine ein Gutachten über die 
Rauchbelästigung in den größeren Städten ausgearbeitet. 
Zu jener Zeit waren bereits verschiedene grundlegende Er- 
findungen, so z.B. der Zyklonabscheider und die Filterent- 
staubung, zum Patent angemeldet worden. Die technische 
Vollkommenheit dieser Verfahren ist aber erst sehr viel 
später erreicht worden. Bei der Entwicklung geeigneter 
Geräte stellte sich heraus, daß die grundlegenden Vorgänge 
bei der Entstaubung strömungstechnischer Natur sind, de- 
ren Lösung hohe Anforderungen an den Ingenieur sowohl 
bezüglich seiner Grundlagenkenntnisse ald auch hinsichtlich 
seiner Erfahrung und Urteilsfähigkeit stellen. 


Erste Hilfe bei Unfällen durch elektrischen Strom 

Wenn auch nicht ganz zum eigentlichen Thema gehöre 
sei doch darauf hingewiesen, daß sich die VDEW auch 
der Herausgabe von Schriften für die Erste Hilfe bei | 
fällen durch elektrischen Strom befaßt hat. Erinnert se; 
das bekannte Heft „Erste Hilfe bei Unfällen durch elek 
schen Strom‘ und das erst vor kurzem herausgekomm 
„Merkblatt für Erste Hilfe“, das Anweisungen für « 
Laienhelfer sowie Hinweise für den zuerst zugezoge 
Arzt und für die Klinik enthält. 


Sehulungs- und Lehrgänge 

Wie bereits eingangs angedeutet, gehört zur Unfal 
kämpfung die Schulung des Fachpersonals und die A 
klärung der Laien über den Umgang mit Elektrizität. 
VDEW bleibt deshalb mit den Berufsschulen in Kont: 
um die Durchführung von Lehrgängen und Lehrstun 
über die Grundlagen der Elektrizität und ihre Anwend 
für die Schüler sicherzustellen. Im Verlag der VDEW: 
Schriften erschienen, die dem Berufsschul- und Volksse] 
lehrer Mittel an die Hand geben, sein Lehrprogramm zu 
füllen. Ebenso wichtig ist die Schulung der Installate 
und Monteure. In Verbindung mit den Innungen wer 
regelmäßig von den Ingenieuren der EVU und der VD! 
Vorträge vor dem Fachpersonal der Installateure oder 
EVU oder auch von anderen industriellen Unternehr 
gehalten. Meist kommen dabei aktuelle Probleme zur $} 
che. z.B. die Änderung wichtiger VDE-Bestimmung 
Auch mit der Weiterbildung der Ingenieure und des ge 
benen Monteurpersonals befaßt sich die VDEW du 
regelmäßiges Durchführen von Lehrgängen. 


Diese Ausführungen sollen zeigen, was die VDEW aufc 
Gebiet; der Unfallbekämpfung bisher getan hat und nocl 
tun gedenkt. Die moderne Technik macht es den an 
verantwortlichen Stellen Stehenden gewiß nicht leic 
stets die richtigen Mittel und Wege zu finden, um den N 
schen den Segen der Technik sicherzustellen, sie anders 
auch vor ihren Gefahren zu schützen. Nur durch gute 
sammenarbeit aller Fachleute und durch Erfahrungs: 
tausch wird man hier den richtigen Mittelweg finden. 


| 
; 


Ein besonderes Kennzeichen der staubtechnischen 
wicklung ist die große Mannigfaltigkeit der verwend 
Entstaubungseinrichtungen. Trotz dieser Vielfalt 
scheiden sich die angewendeten Entstaubungsprinzipie 
nur wenig. Die gegenseitige Beeinflussung von Ström 
forschung und Entstaubungstechnik kann am besten & 
Entwicklung des Zyklonabscheiders studiert werden. | 
gleiche und Parallelen mit der Entwicklung auf anderen 
bieten lassen gewisse Schlüsse auf die Zukunft zu und ze 
die Bedeutung einer richtig gesteuerten Forschung fü 
Entwicklung der Staubtechnik. 


An diesen Übersichtsvortrag schloß sich eine Reihe 
Referaten an, die sich in vier Vortragsgruppen mit ele 
statischen Staubabscheidern, mechanischen Entstau 
Naßabscheidern und Staubfiltern beschäftigten. In ei 
zusammenfassenden Ausblick wies Prof. Dr.-Ing. $. K 
kalt, TH Aachen, u.a. darauf hin, daß bei der Planung 
Entstaubungsanlage die richtige Verfahrenstechnik del 
weiligen Fabrikationsprozesses angewendet werden mi 
Im Hinblick auf die Energie- und Abwärmewirtschaft 
diene die Kupplung von Verfahrenstechnik und Ent 
bung mehr Beachtung als bisher. 
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lie Bedeutung des elektrischen Stromes für die Energiever- 


dorgung der Haushaltungen 


„n;Hans Werner Oberlack, München*) 


DK 621.31:621.364.5 


In den Haushaltungen der Bundesrepublik Deutschland hat sich in den vergangenen zehn Jahren der 
Stromverbrauch mehr als verdreifacht, während der Gesamtenergieverbrauch nur um gut die Hälfte 
zunahm. Diese Entwicklung ist auf die Vorzüge der Elektrizität im Verein mit den Auswirkungen des 
steigenden Lebensstandards zurückzuführen. Hinzu kommt, daß — gemessen am Lebenshaltungskosten- 
index — der elektrische Strom gegenüber der Vorkriegszeit wesentlich billiger geworden ist. Die vor- 
liegenden Prognosen und Vergleiche mit anderen Ländern lassen erwarten, daß mit weiterhin wachsen- 
dem Wohlstand der Elektrizitätsverbrauch der westdeutschen Haushaltungen auch in Zukunft stark an 


Bedeutung zunehmen wird. 


"Im den vergangenen zehn Jahren hat sich der Stromver- 
\wıch der Haushaltungen in der Bundesrepublik weit mehr 
' verdreifacht, während der gesamte Stromverbrauch aus 
"n öffentlichen Netz um das gut Zweieinhalbfache zu- 
‚ım. Der Anteil der Haushaltungen an der gesamten 
sntlichen Stromversorgung stieg damit von rd. 12% im 
‚are 1951 auf über 16 % im vergangenen Jahr. In diesem 
"traum nahm der durchschnittliche Stromverbrauch der 
ushaltungen in der Bundesrepublik von 235 auf über 700 
h/Jahr zu (Tafell). 


Jell. Stromverbrauch der Haushaltungen und Gesamtstrom- 
brauch aus dem öffentlichen Netz in der Bundesrepublik 
T (ohne Saargebiet) 


F Stromverbrauch Gesamtstromver- 
j Er der brauch aus dem 
Be * Haushaltungen öffentlichen Netz 
R TWh TWh 
. 1950 3,1 24,3 
l' 1951 3,6 29,2 
' 1952 4,1 32,3 
71953 4,6 34,7 
1954 5,1 40,2 
“ 1955 5,9 45,6 
"1956 Del 51,3 
4 -1957 8,1 56,0 
“ 1958 9,3 59,0 

1959 10,4 65,6 
1960 1250 74,3 


“um Vergleich kann erwähnt werden, daß in den letzten 
“n Jahren der gesamte Energieverbrauch der deutschen 
Jashaltungen um gut die Hälfte angestiegen ist. Der elek- 
#che Strom hat also in diesem Zeitraum seine Bsdeutung 
& die Energieversorgung der Haushaltungen etwa ver- 
dipeln können. Neue Zahlen über die Größe und Entwick- 
3 des Haushalt-Energieverbrauches und seins Vertei- 
auf die verschiedenen Energieträgsr liegen nicht vor, 
voei den festen und flüssigen Brennstoffen eine Trennung 
sschen Haushalts-, Geschäfts-, Gewerbe- und Landwirt- 
verbrauch meist aus praktischen Gründen nicht 
Üzlich ist. Hier werden die gelieferten Brennstoffe vielfach 
s chzeitig für die Beheizung der Wohn-, Geschäfts- und 
igen Räume verwendet. Die Energiestatistik in der 
desrepublik Deutschland und auch in anderen Ländern 
St daher gewöhnlich eine gemeinsame Gruppe für 
halt und Kleinverbrauch vor, in der die Haushaltun- 
.: die überwiegende Rolle spielen. Die Statistiken 
„en, daß der Energieverbrauch der Haushaltungen und 
erer Kleinverbraucher im Zeitraum 1950 bis 1960 we- 
lich stärker gestiegen ist als der gesamte Energiever- 
(uch der Bundesrepublik, nämlich um 78% geganüber 


") Dr. rer. pol. H. W. Oberlack ist Direktionsassistent bei der 
nburgische Electricitäts-Werke AG, Hamburg. 


Fr 


knapp 50%. Zum anderen nahm der Steinkohlen- und 
Koksverbrauch der Haushaltungen und anderer Kleinver- 
braucher bis 1956 mehr als doppelt so stark zu wie der ge- 
samte Steinkohlenbedarf der Volkswirtschaft, ging dann 
aber wesentlich schneller zurück. Dem steht seit 1955 ein 
geradezu explosiver Anstieg des Heizölverbrauches gegen- 
über, der im vergangenen Jahr auch durch die Heizölsteuer 
nicht gebremst werden konnte, weil dieser anscheinend in 
erheblichem Umfang durch die Ölwirtschaft aufgefangen 
worden ist. 


Im gesamten Zeitraum 1950 bis 1960 nahm der Heizöl- 
verbrauch der Haushaltungen und anderer Kleinverbrau- 
cher auf dasrd. 42fache zu, während sich der gesamte Mine- 
ralölverbrauch der Bundesrepublik etwa versiebenfachte. 
Diese Entwicklung führte dazu, daß der Anteil der Kohle an 
dem Gesamt-Energieverbrauch der Haushaltungen und 
sonstigen Kleinabnehmer von 53% im Jahre 1950 auf 43% 
im vergangenen Jahr abnahm, während der Antsil des Heiz- 
öls von weniger als 1% auf 19% zunahm (Tafel 2). 


Tafel 2. Die Entwicklung des Energieverbrauchs von Haushalt- 
und Kleinverbrauchern in der Bundesrepublik (1950 = 100), 
nach Unterlagen des Energiewirtschaftlichen Instituts an der 
Universität Köln und Angaben der Fachverbände der Energie- 


versorgung 

Stein- [Braun-| son- e- 

Sale kohle | kohle nn Bean oe stige Be 
1950 100 | 100 | 100 100 100 | 100 | 100 
1951 109 105 | 250 110 123 96 | 109 
1952 136 | 106 | 250 130 131 89 | 124 
1953 124 | 110 | 200 140 139 82 Lkr! 
1954 152 | 122 | 250 160 139 82 137 
1955 172 | 133 | 500 180 154 79 154 
1956 186 | 137 | 1050 | 210 169 79 169 
1957 180 | 143 | 1550 | 230 162 82 | 172 
1958 137 156 | 2350 | 250 17 75 | 159 | 
1959 131 141 | 3000 | 280 177 82 | 160 
| 1960 144 143 | 4200 | 310 185 82 178 | 


Der Anteil von Braunkohlenbriketts, Holz und Torf am 
gesamten Energieverbrauch der Haushaltungen und anderer 
Kleinverbraucher ist von 37% im Jahre 1950 auf rd. 25% 
im vergangenen Jahr zurückgegangen. Die Fernwärms 
spielt noch eine sehr geringe Rolle in der westdeutschen 
Energieversorgung, wenn auch der Verbrauch der Haushal- 
tungen und sonstigen Kleinabnehmsr sich in den letzten 
zehn Jahren mehr als verdreifacht hat. Ihrs Saubarksit und 
Bequemlichkeit für den Verbraucher sowie das zunehmande 
Interesse der Städte an der Sauberhaltung der Luft, an der 
Bekämpfung von Lärm und Schmutz und schließlich an der 
Entlastung der Straßen von Brennstoff- und Aschetransport 
lassen erwarten, daß die Fernwärms im Rahmsn der tech- 
nischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten auch weiterhin 
stark wachsende Bedeutung gewinnen wird. 


690 Heft 18 vom 20. September 1961 


Ei 


Elektrizitätswirtsch 


Ä, 


Besonderes Interesse kommt der Entwicklung des Strom- 
und Gasverbrauches zu. Tafel 2 läßt erkennen, daß der Gas- 
verbrauch der Haushaltungen und anderer Kleinverbrau- 
cher nur wenig mehr zugenommen hat als der gesamte Ener- 
gieverbrauch in diesem Bereich, während der Stromver- 
brauchs-Zuwachs erheblich stärker war und nur noch von 
dem des Öls übertroffen wurde. Es liegen leider keine zuver- 
lässigen Angaben über die Aufteilung des in den Haushal- 
tungen verwendeten elektrischen Stromes auf die verschie- 
denen Verbrauchszwecke vor, da der Haushaltstromver- 
brauch gewöhnlich nur über einen einzigen Zähler gemessen 
wird. 

Tafel 3 zeigt aber, daß das elektrische Kochen und die 
Heißwasserbereitung in den letzten Jahren eine starke Aus- 
weitung erfahren haben. Im Durchschnitt der Bundesrepu- 
blik ist gegenwärtig schon mehr als ein Drittel aller Haus- 


Anfang | Anfang 
Gerät 1953 1960 er H 
usstattun, 
2 IE En Mr ER Ne el der west- z 
Herde 18 36 deutschen 
Kühlschränke 4 32 Haushaltun- 
Waschmaschinen 9 35 gen mit 
Wäscheschleudern 2 14 Blektro- 
Heißwasserbereiter Geräten 
(Großgeräte) 3 11 (nach 
Küchenmaschinen 1 15 Repräsen- 
Staubsauger 26 58 tativbefra- 
Rundfunkgeräte 76 92 gungen der 
Fernsehgeräte . 235 HEA) 
Heizkissen 34 44 
Rasierapparate 5 36 


haltungen mit Elektro-Herden ausgestattet. Geht man nun 
davon aus, daß der durchschnittliche Jahresverbrauch etwa 
750 kWh/Herd beträgt, so dürften im vergangenen Jahr 
über 4 TWh Haushalt-Kochstrom verbraucht worden sein, 
entsprechend etwa einem Drittel des gesamten Haushalt- 
stromverbrauchs!). 


Etwa 32% aller Haushaltungen im Bundesgebiet sind mit 
Elektro-Kühlschränken und rd. 25% mit Elektro-Wasch- 
maschinen ausgestattet. Etwa 11% aller westdeutschen 
Haushaltungen verfügen schon über Elektro-Heißwasser- 
Großgeräte. In Hamburg betrug der Anteil der Wohnungen, 
in denen der elektrische Strom auch zum Kochen und zur 
Heißwasserbereitung verwendet wird, an den in den letzten 
Jahren bezogenen Neubauwohnungen etwa 80%. In West- 
Berlin wurden in den letzten Jahren mehr als drei Viertel 
der bezogenen Neubauwohnungen mit Elektro-Herden und 
über die Hälfte mit Elektro-Durchlauferhitzern ausgestat- 
tet. 


Die Entwicklung des Strombedarfs für Raumheizungs- 
zwecke in der Bundesrepublik wurde für die Jahre 1949 bis 
Anfang 1956 von Boettcher [1] untersucht, der feststellte, 
daß der Elektrizitätsverbrauch in diesem Bereich von 150 
GWh im Jahre 1949 auf 293 GWh im Jahre 1955 angestie- 
gen war. Neuere Angaben liegen leider für die elektrische 
Raumheizung nicht vor, deren Ermittlung aus den vorer- 
wähnten Gründen sehr schwierig ist. Während in der Ver- 
gangenheit elektrische Energie gewöhnlich nur zur Über- 
gangsheizung vor und nach der eigentlichen Heizperiode, an 
kühlen Sommertagen oder als Zusatzheizung an besonders 
kalten Wintertagen verwendet wurde, gewinnt in letzter 
Zeit die elektrische Dauerheizung mit Hilfe von Nachtspei- 
cheröfen an Bedeutung, die einerseits den Elektrizitätswer- 
ken eine bessere Ausnutzung ihrer schnell wachsenden Er- 
zeugungs- und Verteilungsanlagen gestatten und anderseits 
dem Verbraucher die Vorzüge des elektrischen Stromes, 
nämlich Bequemlichkeit, Sicherheit, Sauberkeit und Preis- 
würdigkeit, auch für die Raumheizung bringt. 


1) 1 TWh = 1 Terawattstunde = 1 Milliarde kWh 
1 GWh = 1 Gigawattstunde = 1 Million kWh 


Auf Grund dieser Zahlen und Überlegungen läßt s 
überschläglich abschätzen, daß mehr als die Hälfte des 
samten Stromverbrauchs der Haushaltungen auf die W 
meversorgung (Kochen, Heißwasserbereitung, Waschen u 
Raumheizung) entfällt, bei der die elektrische Energie ( 
Konkurrenz anderer Energieträger ausgesetzt ist. Es ist ı 
her leicht ersichtlich, daß die in energiepolitischen Disk 
sionen vorgebrachte Behauptung der Monopolstellung ( 
elektrischen Energie in den Haushaltungen nicht zutri 
Die unvermindert anhaltende Zunahme des Haushaltstro 
verbrauchs in Westdeutschland wie auch in anderen L; 
dern ist vielmehr auf die vorerwähnten Vorteile der elek! 
schen Energie sowie auf die Auswirkungen des steigenc 
Lebensstandards, wachsender Ansprüche an Wohn- u 
Heizungskomfort, des empfindlichen Mangels an Hausper 
nal und der Berufstätigkeit vieler Hausfrauen zurück: 
führen. Eine erhebliche Rolle dürfte hierbei auch gesp: 
haben, daß der elektrische Strom, gemessen am Lebensh 
tungs-Index, laufend billiger geworden ist. 


Gegenüber der Vorkriegszeit nahmen nach den Erm! 
lungen des Statistischen Bundesamtes (Tafel4) die Stro 
preise für den mittleren Haushalt nur um rd. 30% zu, w: 


Tafel 4. Preisindex der Lebenshaltung und Meßzahlen der Er 

giepreis-Entwicklung in der Bundesrepublik und mittlere \ 

brauchergruppe (1938— 100) nach Statistischen Jahrbüchern ı 

der Zeitschrift ‚Wirtschaft und Statistik‘, herausgegeben v 
Statistischen Bundesamt 


Hei- 
zung 
a und 
Jahr samt- | | Se Holz ne Gas Stro: 
index a, R 
tung 
insge- 
samt 
1950 156 135 161 179 116 106 
1951 169 146 189 198 122 11} 
1952 172 157 206 216 132 117 
1953 169 162 203 220 140 122 
1954 169 170 203 247 144 124 
1955 172 175 206 260 145 125 
1956 176 178 215 269 146 124 
1957 180 183 225 283 148 125 
1958 186 192 229 306 155 1253 
1959 188 184 229 307 157 13] 
1960 192 198 229 314 165 13] 


rend die Gaspreise um 65%, der Lebenshaltungs-Index 
über 90% und die Kohlenpreise insgesamt um mehr 
200% anstiegen. Hierbei verteuerten sich die in der In 
gruppe ‚‚Kohlen‘ enthaltene Steinkohle auf das Vierf: 
und die hier ebenfalls erfaßten Braunkohlenbriketts auf 
2,7fache. Damit beträgt der Realpreis für den Haush 
strom gegenwärtig nur noch etwa ?/, des Standes der 
kriegszeit. Die Haushaltungs-Gaspreise haben sich, real 
sehen, ebenfalls verbilligt, jedoch weit weniger als die H 
haltungs-Strompreise. Die Real-Steinkohlenpreise h 
sich jedoch fast verdoppelt. 


Von Interesse ist in diesem Zusammenhang auch, daß 
spezifische Erlös aus Abgaben an Tarifabnehmer, der 
im Reichsgebiet noch 22,9 Pf/kWh betrug, in der Ni 
kriegszeit im Bundesgebiet von 17,5 Pf/kWh im Jahre 
auf 16,5 Pf/kWh im Jahre 1959 zurückgegangen ist. 


Nach den vorliegenden Vorausschätzungen ist anzu 
men, daß der Stromverbrauch der Haushaltungen in 
Bundesrepublik auch weiterhin überdurchschnittlich 
steigen wird. Die vom Elektrizitätskomitee des Eurc 
schen Wirtschaftsrats (OEEC) kürzlich veröffentlie] 
Stromverbrauchsprognosen [2], die sich auf Schätz 
der zuständigen Regierungsstellen stützen, lassen erwa 
daß der Haushaltungs-Stromverbrauch in der Bundesrt 
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‚in den kommenden fünf Jahren um über 50 % zunehmen 
‘1, während in den vergangenen fünf Jahren ein Anstieg 
.100% festzustellen war. 


je Erfahrung lehrt, daß die Vorausschätzungen der 
BC bisher immer recht vorsichtig abgefaßt waren. 

Anfang 1956 von dieser Regierungsorganisation ver- 
Intlichte Prognose sah voraus, daß der Haushaltungs- 
"mverbrauch im Jahre 1960 in der Bundesrepublik 3 
th erreichen sollte. Die tatsächliche Verbrauchszahl des 
Iangenen Jahres lag mit 12 TWh jedoch um rd. 50% 
}e dem damaligen Schätzwert. Der sich aus der neuen 
znose ergebende Wert von 21,4 TWh im Jahr 1965 
"te daher auch eher an der unteren als an der oberen 
"nze des Wahrscheinlichen liegen. Eine im Jahre 1957 
A Zentralverband der Hlektrotechnischen Industrie ver- 
Natlichte Untersuchung[3]über die voraussichtliche Ent- 
lung der Stromerzeugung in der Bundssrepublik (ohne 
\rgebiet) gab damals schon für den Haushaltungs-Strom- 
„rauch im Jahre 1965 einen Wahrscheinlichkeitsbereich 
17,9 bis 21,4 TWh an. 


a es auf Grund aller bekannten Untersuchungen und 

ausschätzungen unwahrscheinlich ist, daß der gesamte 

rgieverbrauch der Haushaltungen in den kommenden 
n stärker zunimmt als in der Vergangenheit, ist damit 


Tafel 5. 
Voraussichtliche 
Entwicklung des 
Haushaltungs-Strom- 
verbrauches und des 
Gesamt-Stromver- 


der Strom- 
verbrauch 


TWh 


Haushaltungen 


Stromverbrauch | Gesamt- 
i) 
| TWh 


2. > En: brauches in der 
; 963 1 3 1 39 1 Bundesrepublik 
‚964 19.2 14g’9 | (einschließlich 

-.965 21,4 158,7 Saargebiet) 


J’echnen, daß der elektrische Strom seinen Anteil am 
a shaltsenergieverbrauch weiter vergrößern wird. Ferner 
t Tafel 5, daß in Zukunft der Haushaltungs-Stromver- 
ich wohl schneller wachsen dürfte als der gesamts Elek- 
tätsverbrauch. 


ei den Diskussionen über die Entwicklungsaussichten 
‚Stromverbrauchs wird immer wieder die Frage nach 
. voraussichtlichen Sättigungspunkt gestellt. Für die 
irteilung der deutschen Verhältnisse erscheint es hier- 
licht unpraktisch, einige Verhältniszahlen aus den USA 
nzuziehen, wo die Haushaltungen durchschnittlich 
also viel Strom verbrauchen wie in der Bundesrepublik. 
el 6 zeigt hierzu, in welchem Umfang die amerika- 
hen Haushaltungen die deutschen in der Ausstattung 
Elektrogeräten übertreffen. Eine Ausnahme bildet das 
en, bei dem in den USA das billigere Erdgas eine große 
e spielt. 

otz der hohen Verbrauchszahlen und der starken Stel- 
J; des Erdgases in der Wärmeversorgung rechnet man 
it, daß sich bis zum Jahre 1975 der Stromverbrauch der 
rikanischen Haushaltungen noch weit mehr als ver- 
peln wird. Es wäre natürlich falsch, aus den amerikani- 
m Verhältnissen und Entwicklungstendenzen schemati- 
» Folgerungen für die Situation und Ausssichten des 


Tafel 6. Ausstattung der westdeutschen und amerikanischen 
Haushaltungen mit Elektrogeräten Anfang 1960 [4] 


Bundes- USA 

Gerät republik 
% % 

Herde 36 34 
Kühlschränke 32 98 
Tiefkühlschränke 1 22 
Waschmaschinen 25 93 
Heizdecken E 21 
Heimbügler : 9 
Geschirrspülmaschinen F 6 
Heißwasserbereiter (Großgeräte) Fl 19 
Küchenmaschinen 15 61 
Brotröster : 79 
Heizkissen 44 39 
Staubsauger 58 73 
Rasierapparate 36 68 
Klimageräte : 13 
Rundfunkgeräte 92 96 
Fernsehgeräte 24 90 


Stromverbrauches in der Bundesrepublik zu ziehen, wo die 
wirtschaftlichen und klimatischen Bedingungen teilweise 
anders gelagert sind. Anderseits ist aber zu bedenken, daß 
in England bei etwa gleicher Bevölkerungszahl und Wirt- 
schaftsstruktur sowie bei nicht allzu unterschiedlichen kli- 
matischen Bedingungen die Haushaltungen durchschnitt- 
lich mehr als 3 mal so viel Strom verbrauchen wie die deut- 
schen, und daß z.B. in den Niederlanden, in der Schweiz 
und in Schweden der spezifische Haushaltsstromverbrauch 
wesentlich höher ist als in der Bundesrepublik. Es erscheint 
daher gerechtfertigt zu sein, diese Energieprognosen und 
Vergleichszahlen so auszulegen, daß von einer Verbrauchs- 
sättigung noch auf viele Jahre hinaus nicht die Rede sein 
kann und der elektrische Strom in den Haushaltungen der 
Bundesrepublik noch außerordentlich große Entwicklungs- 
möglichkeiten hat. Der Statistische Bericht 1960 des Refe- 
rats Elektrizitätswirtschaft im Bundesministerium für Wirt- 
schaft weist im Ausblick auf 1961 auf die anhaltende Nach- 
frage nach elektrischen Geräten, insbesondere für den Haus- 
halt, hin, die zusammen mit den bisherigen Ergebnissen für 
das laufende Jahr wieder eine überdurchschnittliche Zu- 
wachsrate des Stromverbrauchs in der Bundesrepublik er- 
warten läßt. 
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Die VDEW-Jahrestagung und Mitgliederversammlung 1962 wird in der Zeit vom 16. bis 18. Mai in 


Stuttgart stattfinden. Wir bitten, diesen Termin jetzt schon vorzumerken. 
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Die öffentliche Elektrizitätsversorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland ohne West-Berlin 
im Juni 1961 


Aus den Beriehten des Bundesministers für Wirtschaft 


\ 


Am 3. Mittwoch im Juni 1961 wurde die Höchstb 
stung des öffentlichen Versorgungsnetzes mit 14587 N 
(+11,9%) festgestellt. Von der Höchstbelastung entfic 
auf 
10885 MW, 
2413 MW, 
1289 MW. 


Die wichtigsten Jahresspeicher waren Ende Juni 1961 


öffentliche Kraftwerke 
Industrie-Einspeisung 
Einfuhrüberschuß 


Im Juni 1961 betrug der Klektrizitätsverbrauch aus dem 


öffentlichen Versorgungsnetz in der Bundesrepublik 6 975,2 
GWh (Veränderung gegenüber dem gleichen Monat des Vor- 
jahrs: +11,4%). 


70,5% ihres nutzbaren Gesamtfassungsraumes gefüllt. 


Der Brennstoffverbrauch der öffentlichen Kraftwerke 
trug 3,10 Mio t Rohbraunkohle und Torf, 1,03 Mio t St« 
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Die Werte des Vorjahrs sind gestrichelt eingezeichnet. 


Die öffentlichen Wasserkraftwerke erzeugten 1202,0 GWh 


H17,8%), die öffentlichen Wärmekraftwerke 4434,2 GWh 
H8,7%)- 


Die Industriekraftwerke lieferten 1102,6 GWh (+12,7%) 


in das Netz der öffentlichen Elektrizitätsversorgung. 


Die Stromeinfuhr betrug 815,4 GWh (+6,9%), die Strom- 


ausfuhr 92,9 GWh (—- 17,0%). 


16.000 
MW 


a 
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Pumpen / 
= 8000 
= 6000 
4000 
2000 
0 
0 4 8 12 16 20 24 
Uhrzeit 


kohle und andere Kohlenarten, 28600 t Heizöl und 4( 
Mio m? Gas. I 

Am Monatsende wiesen die öffentlichen Steinkohl 
kraftwerke Kohlenbestände von insgesamt 3,05 Mio t au: 


DK 061.5(047): 621.311 
Aus EVU-Geschäftsberichten 


Im 44. Geschäftsjahr vom 1. 1. bis 31. 12. 1960 hat 
Innwerk AG, München (Verwaltungssitz Töging am Iı 
eine erhebliche Umsatzsteigerung zu verzeichnen. 


Infolge der guten Wasserführung des Inn konnte 
einer Ausnutzung des Wasserdargebots von 99,9% die J 
reserzeugung auf 2407 GWh ausgedehnt werden. Dies 
spricht einer Steigerung von 17,6% gegenüber dem \ 
Jahreswert. An der Erzeugung war erstmalig das Kraftw 
Rosenheim mit 69 GWh beteiligt, das im Sommer mit e 
installierten Leistung von 35 MW seinen Betrieb aufna 
Damit verfügt die Gesellschaft nunmehr über 9 Was 
kraftanlagen am Inn, deren installierte Leistung insges: 
395 MW beträgt. Die nutzbar abgegebene Energieme 
beläuft sich auf 2367 GWh. Einschließlich Fremdbezug 
Durchleitungsstrom ergab sich ein Gesamtumsatz von 3 
GWhnh. 


Die Kraftwerksanlagen arbeiteten im Berichtsjahr © 
nennenswerte Störungen; die Revisions- und Überholu: 


arbeiten konnten planmäßig vorgenommen werden 
verursachten nur einen geringen Ausfall bei der Eigener 


gung. 


Erzeugung der öffentlichen Kraftwerke, Einspeisung der In- 
dustrie, Austauschsaldo und Belastung des öffentlichen Netzes 
am 3. Mittwoch (21. 6. 1961) 


rereinigt die Vorzüg@ivon 
feerpech und Kunststoff 
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Bilanz (in Mio DM) 


3l. 31 + Ver- 
Dez. Dez. ände- 
1960 1959 rungen 
Aktiva 
‚rundstücke und Gebäude 25,5 22:2 13,3 
Stromerzeugungsanlagen 112,6 109,2 + 3,4 
Stromverteilungsanlagen 200,6 164,5 +36,1 
Im Bau befindliche Anlagen 
und Anzahlungen 14,4 15,5 — 11 
Sonstiges Anlagevermögen 1,9 1,9 ae 
Anlagevermögen insgesamt 355,0 313,3 +41,7 
Vorräte 4,3 3.7 + 0,6 
Liefer- und 
Leistungsforderungen 15,0 13,7 + 1,3 
Sonstige Forderungen 7,9 9,6 — 1,7 
Flüssige Mittel 3,0 2,0 + 1,0 
Umlaufvermögen insgesamt 30,2 29,0 + 12 
Aktivische 
Rechnungsabgrenzung 1,5 2,2 — 0,7 
Aktiva insgesamt 386,7 344,5 +42,2 


Passiva 


Grundkapital 30,0 15,0 +15,0 
Gesetzliche Rücklage 1,6 2,6 — 1,0 
Freie Rücklagen 4,0 16,5 — 12,5 
Lastenausgleich- 

Vermögensabgabe 6,7 6,9 — 0,2 
Wertberichtigungen 164,8 145,4 +19,4 
Baukostenzuschüsse 22,6 12,1 +10,5 
Rückstellungen 20,0 20,8 — 0,8 
Hypotheken-, Grund- und 

Rentenschulden 30,0 30,0 ==050 
Darlehen 93,0 79,8 13,2 
Sonstige Verbindlichkeiten 11,5 12,8 — 1,3 
Gewinn einschl. Vortrag 2,5 2,6 E04 
Passiva insgesamt 386,7 344,5 +42,2 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


l. Jan. 1. Jan. 


bis Deu 
31. Dez. | 31. Dez; | Ande: 
1960 1959 re 

Umsatzerlöse 132,4 115,8 + 16,6 
Aktivierte Eigenleistungen 6,0 5,1 +09 
Gesamtleistung 138,4 120,9 +17,5 
Aufwendungen für Betriebs- 

stoffe, Waren und Fremd- 

leistungen ähnlicher Art 69,7 64,2 + 5,5 
Rohertrag 68,7 56,7 —+ 12,0 
Sonstige Erträge 2.8 3,0 — 0,5 
Löhne und Gehälter 16,9 15,3 + 1,6 
Soziale Abgaben und 

Aufwendungen 4,3 3,9 + 0,4 
Abschreibungen und 

Wert er chtigungen 24,6 18,6 + 6,0 
Verluste aus dem Abgang 

von Gegenständen des An- 

lagevermögens 0,7 0,1 + 0,6 
Zinsen und ähnliche 

Aufwendungen IT, 6,8 + 0,9 
Steuern 7,0 6,0 + 1,0 
Lastenausgleich-Vermögens- 

abgabe 0,3 0,3 + 0,0 
Sonstige Aufwendungen 5,8 6,1 — 0,3 
Jahresüberschuß einschl. 

Vortrag 4,0 2,6 + 1,4 
Einstellungen in Rücklagen 155 — + 1,5 
Reingewinn 2,5 2,6 — 0,1 


Die Darstellung der Gewinn- und Verlustrechnung in q 
Staffelform entspricht der Neufassung des $ 132 AktG dur 
das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsm 
teln und über die Gewinn- und Verlustrechnung vom | 
Dez. 1959. Die Erträge und Aufwendungen des Vorjat 
wurden für Vergleichszwecke auf die Bruttoreehnung ın 
gestellt. Die Umsatzerlöse, in denen die mit 5% bemessen, 
Auflösungsbeträge der Baukostenzuschüsse enthalten sin 
stiegen um 16,6 Mio DM oder 14,4%. Die Steigerung d 
Erlöse aus Stromverkauf betrug 13,9%. Der Umsatzsteig 
rung steht eine Erhöhung der Aufwendungen für Rol 
Hilfs- und Betriebsstoffe, für diesen gleichzusetzen: 
Fremdleistungen und für bezogene Waren um 5,5 Mio D 
gegenüber. Neben den Strombezugskosten sind hierin au 
die Materialien und Fremdleistungen für die Unterhaltu 
der umfangreichen Stromverteilungsanlagen ausgewiese 
Die Verluste aus dem Abgang von Gegenständen des Anl 
gevermögens wurden vor allem durch das Ausscheiden v 
Stromverteilungsanlagen verursacht. 


Aus dem Jahresgewinn zuzüglich Gewinnvortrag aus de 
Vorjahr von rd. 4,0 Mio DM wurden der gesetzlichen Rüc 
lage 0,1 Mio DM und den freien Rücklagen 1,4 Mio DMz 
gewiesen, so daß ein Reingewinn von rd. 2,5 Mio DM ve 
bleibt, aus dem, wie im Vorjahr, eine Dividende von | 
auf das Grundkapital von 30 Mio DM ausgeschüttet wurd 


Am Ende des Berichtsjahrs waren bei der Obag 810 A 
gestellte, 1213 Arbeiter, 282 Einkassierer und 148 Lehrlin; 
(zusammen 2453 Personen) beschäftigt. 


Auch in den ersten Monaten des Geschäftsjahres 1961h; 
sich der Stromabsatz weiterhin günstig entwickelt. Es w: 
möglich, die Strompreise ab 1. April 1961 zu senken. Vera 
lassung hierzu gab die Strompreisermäßigung, die die Ba 
ernwerk AG auf Grund von Rationalisierungerfolgen, v 
allem in der Stromerzeugung, ihren Stammabnehmern zu 
gleichen Zeitpunkt eingeräumt hat. Die Verstärkungs- ur 
Verbesserungsmaßnahmen, die die Obag in ihren Netzanl 
gen im Lauf der Jahre durchgeführt hat, gestatten, ein 
Betrag in Höhe von zwei Dritteln der Einsparungen, die 
den Strombeschaffungskosten erzielt werden konnten, 2 
sätzlich aus eigenen Mitteln für die Strompreisermäßigw 
bereitzustellen. Dadurch ist eine weitere beträchtliche Ve 
ringerung des Durchschnittserlöses je kWh im laufend: 
Geschäftsjahr zu erwarten. Sc 


Im Geschäftsjahr 1960 erreichte der Stromverkauf d 
Pfalzwerke Aktiengesellschaft, Ludwigshafen a. RI 
im pfälzischen Versorgungsgebiet 897 Mio kWh. Er erhöh 
sich damit gegenüber dem Vorjahr um 13,0%. Die Steig 
rung lag erneut über der durchschnittlichen Zuwachsquo 
im Bundesgebiet, die 12,3% betrug. Die Stromabgabe i 
Gesamtversorgungsgebiet, d.h. einschließlich desjenig‘ 
Teils des Saargebiets, der von der Tochtergesellschaft Kra! 
werk Homburg GmbH versorgt wird, betrug 1051 Mio kW 
(i. V. 908,9 Mio kWh). Im Hinblick auf die ab 1962 vorges 
hene Zusammenfassung der beiden Versorgungsgebiete I 
diese Zahl von Bedeutung. An Werke außerhalb der Pfa 
wurden 105 Mio kWh (i. V. 113,2 Mio kWh) abgegeben. D 
stärkste Anstieg trat im Berichtsjahr mit 15,9% (. 
13,8%) wiederum bei den Tarifabnehmern auf. Diese Er 
wicklung ist mit der verstärkten Haushaltelektrifizieru! 
als Folge des gestiegenen Lebensstandards verknüpft. B 
den Tarifabnehmern wurde ab 1. Oktober 1960 der Nach 
strompreis von 7 Pf auf 5 Pf/kWh gesenkt. Die Dure 
schnittserlöse aus dem Stromverkauf an diese Abnehm« 
gruppe gingen um 0,85 Pf auf 17,30 Pf/kWh zurück (19 
hatten die Durchschnittserlöse noch 23,28 Pf/kWh betr 
gen). | 

Die Strompreise für die Wiederverkäufer und industriell 
Sonderabnehmer wurden als Ausfluß einer Kohlenpreise 
mäßigung in Anwendung der vertraglichen Änderungsfa 
toren der Kohlenklauseln um 0,1 bzw. 0,2 Pf/kWh gesenl 


er 
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\ Berichtszeitraum wurden diesen beiden Abnehmer- 
ıppen außerdem neue ermäßigte Strompreise angeboten 
‚d rückwirkend ab 1. Januar 1960 der Errechnung zu- 
ınde gelegt. Daraus ergab sich für das Unternehmen eine 


31. 31. + Ver- 
Dez. Dez ände- 
1960 1959 rungen 
"ktiva 
$rundstücke 1,8 EN + 0,1 
ZI3n. 22,4 + 13 
| maschinelle Anlagen 42,9 40,9 + 2,0 
"Toch- und 
Mittelspannungsleitungen 58,0 55,9 2,1 
"ernmelde- und 
‚Fernwirkanlagen 2,6 2,8 + 01 
Jmspanner 12,6 12,5 + 0,1 
U)rtsnetze 63,0 59,8 42. 4.812 
Sonstige Anlagen 6,1 5,9 + 02 
"m Bau befindliche Anlagen 
und Anzahlungen 11,9 7,5 + 4,4 
H jachanlagevermögen 
insgesamt 222,6 209,1 71355 
“'inanzanlagevermögen | 12,8 12,8 Se) 
; inlagevermögen insgesamt 235,4 221,9 + 13,5 
"Imlaufvermögen 20,7 28,5 — 7,8 
»osten der Rechnungs- 
$abgrenzung 183 195 — 0,2 
Hıktiva insgesamt 257,4 251,9 5,5 
ıssiva 
iktienkapital 24,0 24,0 E00 
ücklagen 14,4 14,3 + 0,1 
Quhegeldrückstellungen 11,8 10,0 E18 
BE ichtigungen 124,9 11757 + 72 
wückstellungen für unge- 
wisse Schulden 14,9 12,4 + 2,5 
}l,astenausgleichsschuld 3,6 1,0 + 2,6 
‚angfristige 
‚Verbindlichkeiten 45,2 51,2 — 12,0 
Tittel- u. kurzfristige 
Verbindlichkeiten 756 6,2 et 
INechnungsabgrenzung za! 6,2 + 0,9 
tewinn 3,9 2,9 + 10 
'assiva insgesamt 257,4 | 251,9 + 5,5 


1. Jan l. Jan 
bis bis 
31. Dez. | 31. Dez 
1960 1959 
nsatzerlöse 94,9 90,8 
itivierte Eigenleistungen 2,5 2,8 
uiträge aus Auflösung von 
"Wückstellungen 3,6 0,4 
H nstige Erträge 2,9 4,2 
träge insgesamt 103,9 98,2 
fwendungen für Strom- TEE 
\lezug und Stoffeinsatz 53,2 52,4 
zialaufwendungen 12,5 9,8 
schreibungen 12,6 12,1 
rluste aus 
nlagevermögen 1,0 0,8 
asaufwand 3,8 4,3 
euern und Abgaben 12,6 Taxe) 
nstige Aufwendungen 4,3 6,8 
‚\ıfwendungen insgesamt | 100,0 94,0 
‚tweisung zur Rücklage — 12 
\ühresgewinn 3,9 2,9 
12% 12% 


+ Ver- 
ände- 
rungen 
+ 41 
— 0,3 
+ 3,2 
— 13 
+ 5,7 
+ 0,8 
+ 2,7 
+ 05 
+ 0,2 
— 0,5 
+ 4,8 
— 25 
+ 6,0 
— 12 
+ 1,0 
+ 0,0 
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Verringerung der Stromerträge um 2,7 Mio DM, wobei zu 
berücksichtigen ist, daß bis zum Ende des Berichtszeitrau- 
mes ein Teil der Abnehmer die neue Preisvereinbarung noch 
nicht abgeschlossen hatte. Die Ertragsminderung für das 
laufende Geschäftsjahr wird auf 3,5 Mio DM geschätzt. Dar- 
über hinaus wurde den Wiederverkäufern und industriel- 
len Sonderabnehmern auf ihren Strombezug 1960 ein zu- 
sätzlicher Nachlaß von 0,1, zum Teil 0,2 Pf/kWh gewährt. 
Die Erlöse je kWh aus dem Verkauf an die Wiederverkäu- 
fer gingen um 0,67 Pf/kWh und aus dem Verkauf an die in- 
dustriellen Sonderabnehmer um 0,72 Pf/kWh zurück. 


Die Bilanz weist aus, daß das Bauvolumen sich um 2,9 
Mio DM erhöht hat. Der gesamte Investitionsaufwand von 
19,2 Mio DM überstieg den des Vorjahrs um 2,4 Mio DM. In 
bezug auf die Investitionsfinanzierung machten sich im Be- 
richtsjahr Schwierigkeiten, wie sie in früheren Jahren häu- 
fig aufgetreten waren, weniger bemerkbar, obwohl die Zah- 
lungsbereitschaft des Unternehmens auch durch planmäßige 
Tilgungen langfristiger Darlehen im Gesamtbetrag von 
12,6 Mio DM, denen nur Neuaufnahmen in Höhe von 
0,8 Mio DM gegenüberstanden, in Anspruch genommen war. 
Die Abschreibungen auf Anlagen und auf geringwertige 
Wirtschaftsgüter betrugen zusammen 12,6 Mio DM. 


Die Hauptversammlung faßte Beschluß über die Erhö- 
hung des Grundkapitals von 24 Mio DM um 8 Mio DM auf 
Grund des Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln vom 23. Dezember 1959. Der Jahresgewinn 
1960 von rd. 3,9 Mio DM (i. V. 2,9 Mio DM) ermöglichte die 
Verteilung einer Dividende von 12% (wie im Vorjahr) auf 
das auf 32 Mio DM aufgestockte Aktienkapital. Darüber 
hinaus wurde eine weitere Erhöhung des Grundkapitals um 
8 Mio DM durch Ausgabe neuer Aktien zum Kurs von 150% 
beschlossen. Schr 


Tagungen | 


Fachtagung ‚„Fernwirktechnik“ 


Vom 4. bis 6. Oktober 1961 veranstaltet der NTG-Fach- 
ausschuß 20 in Zusammenarbeit mit dem Elektrotechni- 
schen Verein Württemberg in der Technischen Hochschule 
Stuttgart eine Fachtagung ‚Fernwirktechnik“. Die The- 
mengruppen „Fernwirktechnik im Versorgungsbetrieb‘‘, 
„Fernwirktechnik im Verkehrsbetrieb‘‘, ‚„Fernwirktechnik 
für nachrichtentechnische Anlagen‘ und ‚‚Fernwirktechnik 
in Fertigungs- und Grundstoffbetrieben‘ werden in einer 
Reihe von Vorträgen und Diskussionen behandelt. Korre- 
ferate sind möglich, wenn diese vor Beginn der Tagung Dr. 
rer. nat. Dr.-Ing. habil. A. Dennhardt, Hannover, Marien- 
straße 34, angeboten werden. Eine Anzahl von Besichtigun- 
gen fernwirktechnischer Einrichtungen im Raume Stutt- 
gart schließt die Tagung ab. 


Interessenten erhalten nähere Auskunft bei der Geschäfts- 
stelle des Elektrotechnischen Vereins Württemberg, Stutt- 
gart, Lautenschlagerstraße 21, Fernruf 24913477. of 


Be: 


Lehrgang ‚‚Energierationalisierung im Betrieb‘ 


Bekanntmachungen 


Die Forschungsstelle für Energiewirtschaft an der TH 
Karlsruhe wiederholt in der Zeit vom 9. bis 13. Oktober 
1961 den Lehrgang ‚‚Energierationalisierung im Betrieb“ 
und vom 6. bis 10. November 1961 den Lehrgang „Über- 
wachung der innerbetrieblichen Bedarfsdeckung‘‘. Interes- 
senten können ausführliche Unterlagen bei der Forschungs- 
stelle für Energiewirtschaft, Karlsruhe, Maria-Alexandra- 
Straße 48, Fernruf 33378, anfordern. of 
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| Buchbesprechungen 


Stahlmaste für Starkstrom-Freileitungen. Von W. Taenzer. 
3. erw. Aufl. von K. Fielitz und H. Mors. 152 S., 134 B., 
8 Taf., Format 19 cm x 27,5 cm. Springer-Verlag, Ber- 
lin, Göttingen, Heidelberg 1960. Preis Ganzln. 48,— DM. 


Die Neuauflage stellt nicht nur eine Überarbeitung der 
früheren Auflagen dar, sondern kann als völlig neue, auf den 
heute geltenden Vorschriften des VDE aufgebaute Fassung 
des ursprünglich von W. Taenzer herausgebrachten Buches 
bezeichnet werden. Der erste Hauptabschnitt gibt eine 
Übersicht der heute geltenden Vorschriften VDE 0210 so- 
wie eine Anleitung für den Entwurf der bei Weitspannlei- 
tungen für die Festlegung der Sicherheitsabstände maßge- 
benden Ausschwingbilder sowie einen Überblick über allge- 
meine Baugrundsätze. Damit zusammenhängend sind die 
verschiedenen Verfahren für die Ausführung der Mastgrün- 
dungen dargelegt. Der zweite Hauptabschnitt enthält ein- 
gehende Berechnungsbeispiele für Trag- und Abspann- 
maste der verschiedensten, für Weitspannleitungen übli- 
chen Betriebsspannungen. Die Beispiele umfassen auch Ma- 
ste für Leitungen der heute sehr häufig angewendeten Be- 
triebsspannungen 220 und 380 kV. Neben den statischen 
Berechnungen der Mastkonstruktionen sind bei allen Bei- 
spielen auch die Berechnungen für die Mastgründungen 
nach den üblichen Verfahren von Sulzberger, Bürklin usw. 
angegeben. Da sie durch die nach dem zweiten Weltkrieg 
auf Grund eingehender Versuche an Mastkonstruktionen 
und Mastgründungen durchgeführte Neufassung der Vor- 
schriften VDE 0210 gegenüber den älteren Berechnungs- 
methoden sehr viel geändert hat, konnte von den Berech- 
nungsbeispielen der früheren Auflagen praktisch nur das 
Beispiel für einen geschweißten Flachmast (mit abgeänder- 
ter Berechnung) übernommen werden. H. Meyer 


Sehütze und Schützensteuerungen. Von H.Franken. 382 S., 
241 B., 6 Taf., Format 16,5 em x 24 cm. Springer-Verlag, 
Berlin, Göttingen, Heidelberg 1959. Preis Ganzleinen 
42,— DM. 


Die Schütze und die mit diesen als wesentliche Bestand- 
teile gebauten Schützensteuerungen sind heute als wich- 
tige Elemente der Niederspannungs-Schaltgerätetechnik 
anzusehen, mit deren Hilfe man unter Verwendung nur ge- 
ringer Hilfsenergien ein- und mehrpolige Stromkreise bei 
Gleich-, Wechsel- und Drehstrom auch aus der Ferne zu 
öffnen und zu schließen in der Lage ist. Die Anwendung der 
Schütze in einem großen Bereich von den umfangreichsten 
Steuerungen in allen Industriezweigen bis zum einzelnen 
Einsatz in Geräten für Haushalt und Büro läßt unschwer 
ihre weitreichende Verbreitung erkennen, die jedoch nach 
langer Entwicklungszeit nur auf Grund der bestandenen 
Bewährungsproben hinsichtlich Schaltleistung-, Funktions- 
und vor allem Betriebssicherheit möglich wurde. 


Im ersten Teil des vorliegenden Buches behandelt der 
Verfasser die gerätetechnische Seite, wie Kontaktsystem, 
Kraftsystem und Gesamtaufbauder Schütze, Sonderschützs, 
Zusätze und Verhalten der Schütze, ergänzt durch drei 
kleinere Abschnitte über Befehls-, Steuerzwischen- und 
Meldegeräte. Eine kurze Darstellung über Schaltzeichen 
und Schaltpläne führt in den zweiten Teil, in dem Probleme 
des elektrischen Steuersystems, Schützenkombinationen 
und Kapselungen besprochen werden. Betrachtungen über 
die Lebensdauer der Schaltgeräte, die richtige Auswahl der 
Geräte und in ausführlicher Schilderung die bei einer Prü- 
fung zu berücksichtigenden Punkte folgen. Zwei Beispiele 
aus der Steuerungstechnik und ein umfangreiches Schrift- 
tum- und Sachverzeichnis bilden den Abschluß. 


Das Buch ist eine sehr begrüßenswerte Zusammenfas- 
sung aller der im Schützenbau auftretenden Fragen, dis in 


vielen Veröffentlichungen über Einzelheiten oder Teilgebie 
schon oft behandelt worden sind. Besonders durch die a 
schauliche Darstellung und die Reichhaltigkeit des Stoffe 
verbunden mit einer so großen Anzahl von klaren Bilder 
Skizzen und Schaltplänen, kann das Buch ein Nachschlag 
werk und eine Fundgrube für alle die Ingenieure und Tee 
niker werden, die mit diesem Zweig der Elektrotechnik 
Berührung kommen, sei es als Entwicklungs-, Vertrieb 
oder Projekt-Ingenieure, die mit der wachsenden Mechar 
sierung und Automatisierung industrieller Arbeitsvorgän 
immer wieder Schütze als Bausteine ihren Elektroarbeit 
maschinen organisch einfügen müssen. W. Ste 


Physikalische Größen und Einheiten. Einheitslexikon. Ve 
A. Sacklowski. 218 S., 12 Taf., Format 12 cm x 18°er 
Deva Fachverlag, Stuttgart 1960. Preis Kunststo| 
Einband 12,80 DM. 


Wer technisch-wissenschaftliche Berechnungen anstell 
muß mit den Elementen der rechnerischen Darstellung, al 
Zahlen, Operatoren, Größen und Einheiten, vertraut sei 
Schwierigkeiten bereiten hier den Praktikern der ‚alte 
Schule‘ gelegentlich die beiden letztgenannten Begriff 
Aus diesem Grunde hat der Verfasser in seinem Buch ei: 
leitend (8. 11-62) die „Grundlagen für die Bildung und R 
geln für den Gebrauch von Größen, Einheiten und der 
Systemen (sogenannte Maßsysteme)‘ ausführlich behandel 
Dieser Abschnitt ist bei wissenschaftlich einwandfreier Da 
stellung auch für den mathematisch weniger Geschulte 
verständlich ; denn derVerfasser ist ausseiner Lehrtätigkeit: 
einer Ingenieurschule gewöhnt, sich in seiner Darstellung 
weise auch auf den Nicht-Fachmann einzustellen. Hier we 
den auch die bestehenden andersartigen und die veraltete 
Anschauungen dargelegt; die in der Praxis anzutreffende 
inkorrekten oder falschen Benennungen für Größen ur 
Einheiten werden ausführlich diskutiert. 


Der zweite, lexikalische Teil führt in alphabetischer R« 
henfolge die Einheiten einschließlich ihrer Kurzzeiche: 
Abkürzungen, Vorsätze und der zu ihrer Definition n« 
wendigen Begriffe auf. Er gibt Auskunft über Definition: 
und Umrechnungen und enthält weitgehend auch amerik 
nische, englische, französische und russische Einheiten. 


Im Anhang findet man die wichtigsten Normen über Ei 
heiten und Größen sowie Umrechnungstabellen für Ei 
heiten, z. B.auch für dieelektromagnetischenEinheiten ind: 
verschiedenen früher und heute benutzten Maßsysteme 


Das Buch sei allen zum Studium empfohlen, die sich nr 
den neuesten Kenntnissen über Größen und Einheiten v 
traut machen wollen, insbesondere auch den Studierend 
an Hoch- und Ingenieurschulen. H.A.EI 


Galvanometer. Von B.-G. Schlosser und K.-H. Winterln 
264 S.,169 B., 12 Taf., Format 15,5 cm x 21,5 cm. Verl 
G. Braun, Karlsruhe 1960. Preis Ganzleinen 38,— DM. 


Unter den elektrischen Meßgeräten nimmt das Galva 
meter eine besondere Stellung ein. Seit seiner Erfindun 
kurz nach der Entdeckung der galvanischen Elektrizit2 
begleitet es als zunächst wichtigstes Meßgerät die her 
wachsende Elektrotechnik. Das Galvanometer hat vorall 
für die Messung kleiner Gleichströme und Gleichspannun, 
seine Bedeutung unverändert behauptet. 


In einem Buch der von Moeller herausgegebenen Bud 
reihe „Bücher der Meßtechnik“ bringen die Verfasser in 
drängter und übersichtlicher Form das Wesentliche 
allen Teilgebieten der Galvanomsterkunde bei sparsa 
Verwendung von mathematischen Ableitungen. Jew 
ausgehend von der Theorie des betrachteten Galvanomet 
typs beschreiben sie seinen technischen Aufbau, behand! 
seine Eigentümlichkeiten und klären damit seine Anwi 
dungsmöglichkeiten. Auf die Probleme der Aufstellung 
Ablesung sowie auf die Verfahren der optischen und ! 
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trotechnischen Ausschlagvergrößerung wird eingegan- 
Das Buch vermittelt eine klare Anschauung der physi- 
schen und mathematischen Zusammenhänge, der Schal- 
en und konstruktiven Gestaltung der verschiedenen 
janometertypen. Die charakteristischen Daten für Gal- 
„meter und deren Bauelemente sind in Tafeln zusam- 
gefaßt. Ein ausführliches Schrifttum- und Quellenver- 
nis verweist auf die besonders eingehend behandelnden 
‚ke. Mit einem Verzeichnis der verwendeten Formelzei- 
und der meist benutzten Einheiten und Dimensionen 
‚eßt das Buch. 


s Forschung und Praxis entstand hier eine Darstellung 
dem neuesten Stand. Mit einer Übersicht des Erreich- 
st das Buch als Arbeitsunterlage für Wissenschaftler 
i Techniker, die mit empfindlichen Messungen zu tun 
‚n, sehr gut geeignet. Es hat den Charakter eines Nach- 
gewerks und zugleich eines Lehrbuchs, das den Galva- 
sterbenutzer schnell und sicher informieren soll, und 
“t eine geschlossene Darstellung der Galvanometerkun- 
it ihrer theoretischen Grundlage. Weiterführenden Stu- 
“dient eine Sammlung des Schrifttums, die auch grund- 
‚de ältere Arbeiten enthält. H. Helke 


ang der Regelungstechnik. Band 1: Theorie der 
\ gelkreise — Dynamik der linearen Systeme — Theorie 
© linearen Regelungen — Theorie der nichtlinearen 
gelungen. Von J. O©. Gille, M. Pelegrinund P. Decauline. 
7 S., 611 B., Format 18 cemx25 cm. Verlag R. Ol- 
Sabourg, München, und Verlag Technik, Berlin 1960. 
P* Ganzleinen 69,— DM. 


s ist der hier besprochene erste Teil des auf drei Bände 

ıschlagten Gesamtwerks in 24 Abschnitte gegliedert, 
&n Leser vom Ansatz der Gleichungen linearer Systeme 
dı die Probleme nichtlinearer Regelungen heranführen 
U. Um diese didaktische Aufgabe zu erleichtern, ist je- 
X apitel in eine große Zahl von Unterabschnitten einge- 
ü deren jeder einen in sich abgeschlossenen Inhalt ver- 


" einer kurzen, einleitenden Definition des Regelsy- 


uches gespendet werden kann, läßt sich jedoch leider 

auf die sachliche Durcharbeitung des Stoffes übertra- 
zNas die Mathematik betrifft, so soll der Lehrgang nach 
{n Vorwort ausgedrückten Absicht der Verfasser nur 
tare mathematische Begriffe verwenden. Im ersten 
tes Buches wird dieses Versprechen nicht nur erfüllt, 
Urn es geschieht entschieden zu viel des Guten, und in 
Sn Zusammenhang stößt man nicht nur auf methodi- 
tsondern auch auf eine Reihe sachlicher Fehler, auf die 
üıhmen dieser Besprechung nicht eingegangen werden 
% Bei der Besprechung der technischen Probleme b>- 
tıken die Verfasser sich hauptsächlich auf das Gebi>t 
alegler für Flugzeuge und Raketen; hier wäre nach An- 
Hles Referenten für eine spätere Auflage eine ‚‚Entmili- 
srung‘‘ der Beispiele zu begrüßen, die, nebenbei ba»- 
9, auch die hier und da angeführten Fußnoten über den 
ul geeigneter Veröffentlichungen „aus Gründen mili- 
"ner Geheimhaltung‘ überflüssig machen würden. So- 
Slußer den gelegentlich eingestreuten, etwas gesuchten 
“elen allgemein mschanischer Art auch elektrische Re- 
Ebleme besprochen werden, die den Laser dieser Zeit- 
5 besonders interessieren dürften, so bedürfen sie fast 
“aer gründlichen Überarbeitung. Obwohl das Buch mit 
"um Fleiß verfaßt wurde — hierfür zeugen die 611 Ab- 
Üıgen und ein ausführliches Schrifttumverzeichnis —, 
cheine gewisse Disproportion zwischen der eingesetzten 
"5 und dem gedanklichen Ergebnis nicht verschweigen. 
\\eferent glaubt, daß sich diese Mängel aber unschwer 


\ uneingeschränkte Lob, das diesem formalen Aufbau 


beseitigen lassen, ohne den Umfang des Buches zu vergrö- 
Bern; denn nur allzu häufig muß der Leser im Text genau 
die gleichen Erklärungen wieder lesen und stößt auf die 
nämlichen, schon vorher erwähnten Gleichungen, und eben- 
so will es scheinen, als ob viele Hinweise nur „allgemein 
bildenden Wert‘ haben, sich aber für jeden ernsthaften 
Techniker von selbst verstehen und daher durchaus ent- 
behrlich sind (z.B. S. 21; Absatz 6.546, Absatz 6.71, Absatz 
7.34; 7.43; 7.452; 7.47; 7.516; 7.74; 782; usw.). Auch die 
sprachliche Fassung läßt hier und dort Straffheit und Ge- 
nauigkeit vermissen. 


Ungeachtet der hier ausgesprochenen Wünsche darf ge- 
sagt werden, daß das Buch als ganzes anregend und leben- 
dig geschrieben ist. Wohl keiner seiner Leser wird es ohne 
Gewinn aus der Hand legen, für den er den Verfassern und 
dem Verlag Dank weiß. F. Ollendorff 


Formel- und Tabellenbuch für Starkstrom-Ingenieure. Hrsg. 
Siemens-Schuckertwerke AG. 2. Aufl. 704 S., 410 B., 
335 Taf., Format DIN A5. Verlag W. Girardet, Essen 
1960. Preis Leinen 29,80 DM. 


Die jetzt vorliegende zweite Auflage des Formel- und Ta- 
bellenbuchs, das dem in der Praxis stehenden Starkstrom- 
ingenieur als elektrotechnisches Nachschlagewerk — auch 
auf den wichtigsten Grenzgebieten — dienen soll, wurde 
notwendig, weil die erste Auflage und mehrere Nachdrucke 
schon nach kurzer Zeit vergriffen waren. Bei dieser völlig 
neu bearbeiteten Auflage konnte der Inhalt dem neuesten 
Stande der Technik angepaßt werden ; Änderungen der Nor- 
men und anderer einschlägiger Vorschriften wurden berück- 
sichtigt, und die in dem Buche von namhaften Fachleuten 
zusammengetragenen Arbeitsunterlagen wurden durch 
weitere Zeichnungen, Diagramme und Zahlentafeln noch 
ausführlicher gestaltet. Der Umfang mußte gegenüber der 
ersten Auflage um über 200 Seiten erweitert werden. 


Das Buch enthält neben einem allgemeinen Teil — der 
Maßeinheiten und Umrechnungstabellen, Mathematik, 
elektrische Grundgesetze und Rechenverfahren sowie tech- 
nische Physik enthält — die Sachgebiete Elektrotechnik, 
Verfahrenstechnik, Antriebstechnik und Kraftwerke. Ein 
ausführliches Stichwortverzeichnis, das rd. 3000 Begriffe 
umfaßt, beschließt das Nachschlagewerk. 


Das sich durch seinen systematisch gegliederten Text 
auszeichnende Buch, das Erfahrungswerte und theoretische 
Grundlagen aus den verschiedensten Anwendungsgebieten 
der Elektrotechnik enthält, eignet sich sowohl als 
Nachschlagewerk für den Praktiker als auch zur Schulung 
für den jungen Ingenieur. Ls 


Schrifttum und Rechtsprechung des Wasserrechts, 1958 und 
1959. Hrsg. von P. @Gieseke und M. Abt. 116 S., Format 
DIN A 5. R. Oldenbourg Verlag, München 1960. Preis 
broschiert 16,— DM. 


In dem vorliegenden Heft 8 der Schriftenreihe „Das 
Recht der Wasserwirtschaft‘ des Instituts für das Recht 
der Wasserwirtschaft an der Universität Bonn wird die 
Sammlung von Schrifttum und Rechtsprechung, die nun- 
mehr die Zeit von 1945 bis 1959 umfaßt, für die Jahre 1958 
und 1959 fortgesetzt. Das Heft ist, wie seine Vorgänger, in 
sich geschlossen und mit einem eigenen Sach- und Verfas- 
serverzeichnis sowie einem Katalog der Abkürzungen ver- 
sehen. Es enthält wiederum ein chronologisches Verzeich- 
nis der Entscheidungen, das auch die in den beiden voran- 
gegangenen Heften enthaltenen mitumfaßt. Wie bisher sind 
Veröffentlichungen und Entscheidungen aus früheren Jah- 
ren, die erst im Berichtszeitraum bekannt oder zugänglich 
geworden sind, mit aufgenommen. Schr 
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. Persönliches 


Am 1. September 1961 vollendete 
Direktor a. D. Rechtsanwalt Ernst 
Henke, seit 1955 Ehrenmitglied der 
VDEW, sein 80. Lebensjahr. Er ist 
der Senior der deutschen Energie- 
Juristen und weit über die Grenzen 
unseres Landes bekannt und ge- 
achtet. 

Fast dreieinhalb Jahrzehnte hat 
E. Henke sein berufliches Leben 
und Wirken der Rheinisch-West- 
fälisches Elektrizitätswerk Aktien- 
gesellschaft, Essen, gewidmet: Im 
Jahr 1912 wurde er von Hugo Stinnes, dem damaligen Vor- 
sitzenden des Aufsichtsrates des RWE, als juristisches Mit- 
glied in den RWE-Vorstand berufen, dem er bis zum Er- 
reichen der Altersgrenze im Jahr 1945 angehört hat; nach 
seiner Pensionierung wurde er in den Aufsichtsrat des RWE 
gewählt. 


Henke war einer der ersten Juristen, die sich systematisch 
mit der Erforschung der Rechtsgrundlagen namentlich der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung befaßten. Große Be- 
achtung hat sein 1930 zusammen mit Dr. H. Müller-Engel- 
hardt und Dr. F. Rumpf herausgegebenes Buch ‚Die Rechts- 
grundlagen der öffentlichen Elektrizitätsversorgung in 
Deutschland‘ gefunden; es gilt als Standardwerk. Bei dem 
im Dezember 1935 erlassenen Gesetz zur Förderung der 
Energiewirtschaft, das immer noch die tragende rechtliche 
Grundlage der öffentlichen Elektrizitätsversorgung bildet, 
hat E. Henke als einer der Berater Pate gestanden. In zahl- 
reichen Veröffentlichungen und Vorträgen hat er darauf 
hingewiesen, wie wichtig ein rechtliches Fundament für den 
Bestand einer geordneten und sicher arbeitenden Elektrizi- 
tätsversorgung ist. 


Besondere und bleibende Verdienste hat Henke sich durch 
seine jahrelange ehrenamtliche Tätigkeit im Rechtsaus- 
schuß der alten Vereinigung der Elektrizitätswerke (VdEW) 
sowie im Fachausschuß Recht der VDEW erworben; viele 
Entschließungen und Entscheidungen tragen den Stempel 
seiner Persönlichkeit. Das gleiche gilt von der Gründung 
des Instituts für Energierecht an der Universität Bonn, für 
das sich der Jubilar besonders eingesetzt hat. Als Zeichen 
äußerer Anerkennung wurde er zum Gründungs-Vorsitzen- 
den des gleichzeitig errichteten Förderervereins für dieses 
Universitätsinstitut bestellt. 


| Aus der Arbeit der VDEW 


Arbeitsausschuß „Allgemeine Rechtsfragen‘ 


Der AA „Allgemeine Rechtsfragen“ hielt am 16. Mai 1961 
in Frankfurt a. M. seine 19. Arbeitssitzung ab. Er befaßte 
sich eingehend mit Meinungsverschiedenheiten, die zwi- 
schen der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik (BG) und dem Verband Deutscher Elektro- 
techniker (VDE) aus Anlaß der Neufassung von VDE 0105/ 
11.60 entstanden sind, weil die BG sich weigert, die VDE 
0105 wie bisher unverändert in die Unfallverhütungsvor- 
schriften für elektrische Anlagen zu übernehmen. Der Aus- 
schuß empfahl, die VDEW solle durch Verhandlungen mit 
der BG und dem VDE sicherstellen, daß die Einheitlichkeit 
der anerkannten Regeln der Elektrotechnik und die durch 
$ 1 der 2. DVO zum EnWG legalisierte Vorrangstellung des 


Herausgeberin: Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, Frankfurt am Main. — Schriftleitung: Dipl.-Ing. Konrad Mdl 


VDE auf diesem Gebiet auch künftig beibehalten wird, 
zum Teil als begründet erachteten Bedenken der BG ge; 
eine Übernahme der Neufassung von VDE 0105 in die ( 
fallverhütungsvorschriften sollte der VDE u. a. durch e 
entsprechende Überarbeitung der VDE 0105 Rechnung t 
gen; andererseits sollte sich die BG der Aufstellung von q 
VDE-Bestimmungen abweichender Unfallverhütungsy 
schriften enthalten. 


Da sich das Bundeswirtschaftsministerium und die K« 
ferenz der Länderenergiereferenten wiederum mit Plär 
befassen, die 2. DVO zum EnWG in verschiedener Hinsi« 
zu ändern oder gar aufzuheben, mußte sich der Ausschuß 
neut mit diesen Fragen beschäftigen. Der Ausschuß en 
fahl der VDEW, den Landesenergieaufsichtsbehörden 
Bedenken der Elektrizitätswirtschaft gegen eine Aufhebı 
der 2. DVO und gegen verschiedene bekannt geword 
Änderungspläne bekanntzugeben. 


Der Ausschuß nahm einen Bericht über den Stand : | 
Arbeiten des BJM zur Neuordnung des Haftpflichtree! 
entgegen. Zur Vorbereitung der Stellungnahme der VDE 
zu allen für die Elektrizitätswirtschaft in diesem Zuss 
menhang bedeutsamen Haftungsfragen bildete der A 
schuß aus seiner Mitte einen Arbeitskreis, der außerd 
auch eine Stellungnahme der VDEW zu dem Regierur 
entwurf eines neuen Strafgesetzbuches erarbeiten soll. 


Weiterhin befaßte sich der Ausschuß mit der Rechtss 
lung der EVU im Vergleichsverfahren und dem Entwurf 
Erdungsrichtlinien. Der Ausschuß nahm Berichte entge) 
über die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit dem I 
Hauptquartier in Heidelberg zwecks Aufstellung eines I 
sters für einen Rahmenvertrag über Stromlieferungen! 
US-Stationierungskräfte und über von der VDEW e ! 
fohlene Maßnahtaen der EVU bei Inkrafttreten der 
nungsvorschriften des Bundesbaugesetzes am 29. Juni] 
sowie über den Stand der Bauordnungs- und Landes 
nungsgesetzgebung in den Bundesländern. 


Achte Änderungsverordnung der Eichordnung 


Im Bundesanzeiger Nr. 147, Seite 1 ff., vom 3. Aug 
1961 hat der Bundesminister für Wirtschaft die Achte ' j\ 
ordnung zur Änderung der Eichordnung vom 27. Juli | 
verkündet. Mit dieser Verordnung werden unter andeil 
verschiedene Änderungen und Ergänzungen der im Bei: 
deren Teil der Eichordnung Abschnitt XV geregelten 
schriften über die Eichung von Meßgeräten für Rlektri 

getroffen, die auch bei der amtlichen Beglaubigung der % 
geräte für Elektrizität durch die Elektrischen Prüfärfi 
und Prüfamts-Außenstellen beachtet werden müssen. |) 
den zahlreichen Änderungen und Ergänzungen ist her! 
zuheben, daß in Anpassung an die Beglaubigungspfi 
verordnung vom 17. Juli 1959 Fernzählgeräte, Tarifse 
uhren und Zwischenwandler als neue eichfähige Gatt i 
in die Eichordnung aufgenommen werden. Außerde ! 
eineVereinfachung.der Stempelvorschriften derEichord | 
zu erwähnen. Wegen der Einzelheiten wird auf das vch 
nannte Verkündungsorgan Bezug genommen. Es wird &' 
darauf hingewiesen, daß die Verlags- und Wirtschaf! h 
sellschaft der Elektrizitätswerke mbH auf Grund der. | 
ten Änderungsverordnung zur Eichordnung die Herausj 
einer zweiten ergänzten und berichtigten Ausgabe der | 
ordnungsbroschüre vorbereitet hat, in der die Allgemd 
Vorschriften und Abschnitt XV der Besonderen Vorsch 
ten der Eichordnung in der nunmehr geltenden Fassun] 

gedruckt sind. Für die praktische Arbeit dürfte sich dell 
werb dieser auf den neuesten Stand gebrachten Brosd# 
empfehlen, mit deren Auslieferung in Kürze begonnen '# 


N 
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Stufenschalter 
für Transformatoren 


System Dr. Jansen 


® Einstellen der Spannung unter Last 
mit Halbwellenlöschung im Nennbetrieb 
@ Sichere Stufenumschaltung 
auch in Kurzschlußfällen 
e Geprüft und bewährt 
bei Temperaturen bis -43°C. 
@ Höchste Betriebssicherheit 


durch jahrzehntelange Erfahrungen 
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Stufenumschaltung im Kurzschlußfall 


—q Lastumschalter für 2000 A Nennstrom mit Gaslenkanordnung 
im Zentrum des Lastschaltergefäßes 
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JALLGEMEINE ELEKTRICITATS-GESELLSCHAFT 


> 


aschinenhauskrane 
erkstattkrane 
enwerks-Krane 
Tra ier-Krane 
Gieße pezialkrane 
Greifer-Kran: 
Konsol-Krane 
Portal- und Halbportalkrane 
Verladebrücken 
Überlade-Bockkrane 
Ofenbeschickungskatzen 
Greiferlaufkatzen 
Laufkatzen-(Kurven-)Anlagen 


Schiebebühnen 


KRAN- UND AUFZUGWERKE 
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- SEESTR.51-56 


Die Überwachung moderner 
Dampfturbinenanlagen... 


Anfahrpult und Überwachungsschrank 
einer 75-MW-Hochdruck-Kondensations- 
turbine mit Zwischenüberhitzung. 


erfordert umfangreiche Sicherheits- und Kontrolleinrichtungen, 
hohe Wirtschaftlichkeit nur dann erreicht wird, wenn Störunget 
Betriebsausfälle und Schäden weitgehend vermieden werden. 


Die übersichtliche Anordnung der für eine Turbinenanlage notwe| 
digen Instrumente erleichtert die Arbeit des Maschinenpersona 
und ermöglicht in außergewöhnlichen Situationen, sofort cal 
Entscheidungen zu treffen. u. 


Die zweckmäßige Auswahl und Anordnung der Meßinstrumen! 
setzt eine sehr genaue Planung voraus. Ein Teil der Meßwerte wi 
auf ein Anfahrpult an der Stirnseite der Turbine übertragen. Da 
sind alle Instrumente vereinigt, die man beim Anfahren und Abstd 
len unmittelbar vor Augen haben muß. Für die Überwachung un 
Schaltung der elektrischen Hilfsantriebe ist ein besonderer Übe 
wachungsschrank vorgesehen, der auch die auf dem Anfahrp! 
nicht notwendigen Geräte für die laufende Turbinen- und Generatd! 
überwachung enthält, sofern die entsprechenden Meßwerte nicht] 
den Blockleitstand des Kraftwerkes übertragen werden. 


Grundsätzlich können die Turbinen auch vom Leitstand aus ang 
fahren und abgestellt werden. 


| 
Mehrere BBC-Großturbinen, die allein vom Leitstand aus überwad 
und kontrolliert werden, sind bereits in Betrieb. 
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